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I. Allgemeines zum Europäischen Sozialrecht 
 
 
I. 1. Grundlagen 
 
I. 1. 1. Die Begriffe „Sozialrecht“ und „soziale Sicherheit“ 
Auf Grund der historisch bedingten verschiedenen Ausgestaltung der Systeme der sozialen 
Sicherheit in den einzelnen Mitgliedstaaten der EU und der dadurch bedingten 
unterschiedlichen Bedeutungsinhalte der Begriffe des Sozialrechts und der sozialen Sicherheit 
kann der Begriff „Europäisches Sozialrecht“ nicht eindeutig bestimmt werden.1 Auf einer 
noch weiter gefassten internationalen Ebene gab es schon früh die Bemühung um eine 
Vereinheitlichung des Inhalts des Begriffes der „sozialen Sicherheit“,2 zB in der allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen vom 10. 12. 1948. Jedoch waren die 
unterschiedlichsten, auf dieser Erklärung basierenden, Interpretationen möglich.3 Das 
Übereinkommen Nr 102 über die Mindestnormen der Sozialen Sicherheit der ILO vom 28. 6. 
19524 brachte eine Vereinheitlichung.5 Im Sinne dieses Übereinkommens zählten Krankheit, 
Mutterschaft, Invalidität, Alter, Tod, Arbeitsunfall, Berufskrankheit, Arbeitslosigkeit und 
Familienlasten zur sozialen Sicherheit. Die Gleichbehandlungspflicht war jedoch schwach 
ausgestaltet und eine Aufhebung von Wohnortklauseln oder ein Leistungsexport waren auch 
nicht vorgesehen. Letztere wurden erst in dem Übereinkommen Nr 118 über die 
Gleichbehandlung von Inländern und Ausländern in der sozialen Sicherheit der ILO vom 28. 
6. 1962 festgelegt.6 
 
I. 1. 2. Ausgestaltung sozialer Sicherungssysteme 
I. 1. 2. 1. Modell Bismarck und Modell Beveridge  
Der Grund für diese Uneinheitlichkeit der nationalen sozialen Sicherungssysteme liegt darin, 
dass es sich bei diesem Rechtsgebiet um ein relativ junges handelt, das erst in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts seine nähere Ausprägung erfuhr.7 Vom Grundsatz her gibt es in 
Europa zwei verschiedene soziale Sicherungsmodelle: das Modell Bismarck und das Modell 
Beveridge.8  
Der wesentliche Unterschied zwischen diesen beiden Modellen liegt in der 
Finanzierungsform. Das Modell Bismarck basiert auf von den Versicherten zu leistenden 
Beiträgen, besteht meist in Form von Selbstverwaltung und die Versicherten bilden eine 
Risikogemeinschaft mit Pflichtmitgliedschaft. Im Gegensatz dazu erfolgt im jüngeren Modell 
Beveridge die Finanzierung aus dem allgemeinen Steueraufkommen, sodass kein 
                                                          
1 Fuchs, Eine Einführung in Fuchs (Hg), Kommentar zum Europäischen Sozialrecht3 (2002) 5 ff Rz 5 ff. 
2 Genaueres zur historischen Entwicklung bei Rabanser, Soziale Sicherheit in EG und EWR – Die EWG-
Verordnung 1408/71 über die soziale Sicherheit im österreichischen Sozialrecht (1993) 71 ff. 
3 Siehe einen Überblick über die unterschiedlichsten Auslegungsinhalte bei Rabanser, Soziale Sicherheit 72. 
4 Als Völkerrecht des Sozialversicherungsrechts werden die Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) und die Konventionen des Europarates angesehen. Es handelt sich hierbei um das 
Übereinkommen Nr. 102 über die Mindestnormen der Sozialen Sicherheit vom 28. 6. 1952 sowie das 
Übereinkommen Nr. 118 über die Gleichbehandlung in der sozialen Sicherheit und die Europäische Sozialcharta 
vom 18. 10. 1961 sowie die Europäische Ordnung der sozialen Sicherheit vom 16. 4. 1961. Näheres dazu siehe 
bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch des europäischen Arbeits- und Sozialrechts (2002) 15 f Rz 3 ff. 
5 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 16 Rz 6. 
6 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 16 Rz 6. 
7 Fuchs in Fuchs (Hg), Kommentar 4 Rz 1. 
8 Genaue Ausführungen zu der Entstehungsgeschichte und eine Beschreibung dieser Modelle siehe bei Tomandl, 
Grundriss des österreichischen Sozialrechts5 (2002) 7 ff Rz 9 ff. 
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Versicherungssystem vorliegt. Neben diesen beiden klassischen Modellen existieren 
zahlreiche Mischsysteme. 
 
I. 1. 2. 2. Mitgliedstaatliche Systeme9 
Nach dem unterschiedlichen Umfang der gewährten Leistungen lassen sich die sozialen 
Sicherungssysteme der Mitgliedstaaten in vier Gruppen aufteilen: die drei skandinavischen 
Länder, in denen der Sozialschutz von Rechts wegen allen Bürgern zusteht und jedermann 
Anspruch auf denselben Grundbetrag hat und wo nur die Arbeitslosenversicherung freiwillig 
ist; das Vereinigte Königreich und Irland, wo eine so gut wie allumfassende Risikoabdeckung 
besteht und weitgehend auf Bedürftigkeitsprüfungen zurückgegriffen wird; Deutschland, 
Österreich, Frankreich und die Beneluxländer, wo das Versicherungsprinzip stärker zutage 
tritt, wo Leistungen meist einkommensbezogen und zusammen mit der 
Gesundheitsversorgung in stärkerem Ausmaß an Beschäftigung und Beiträge gebunden sind 
oder sich von einer Berufsgruppe zur anderen unterscheiden; Italien, Spanien, Portugal und 
Griechenland, wo erst in jüngerer Zeit allgemein zugängliche Systeme eingerichtet wurden. 
Darüber hinaus bestehen hinsichtlich der Regelungen für die Anwartschaft auf die 
verschiedenen Leistungen und die Dauer des Leistungsbezugs Unterschiede zwischen den 
Mitgliedstaaten.  
Im allgemeinen sind die Ausgaben für den Sozialschutz im Norden der Union höher als im 
Süden, jedoch zeichnet sich eine gewisse Annäherung ab. 
Bei der Verwaltung der Sozialschutzsysteme lassen sich in der Union drei Modelle 
unterscheiden: beim angelsächsischen Modell ist ein einziges Ministerium insgesamt für die 
Gewährung fast aller Geldleistungen zuständig; beim skandinavischen Modell besteht 
ebenfalls ein zentralistisches System, jedoch ist die Verwaltung stärker dezentralisiert und 
sind die Sozialpartner an der Verwaltung der Sozialversicherung beteiligt; die 
Arbeitslosenversicherung wird getrennt von den Gewerkschaften geleitet; beim 
Verwaltungsmodell Kontinentaleuropas ist das System in eine Reihe halb autonomer Systeme 
für verschiedene Berufsgruppen unterteilt. 
In den meisten Mitgliedstaaten ist der Sozialschutz für Selbständige gegenüber dem der 
abhängig Beschäftigten deutlich eingeschränkt oder weniger großzügig bemessen. In den 
meisten Ländern beziehen die Selbständigen häufig eine geringere Altersrente als abhängig 
Beschäftigte mit vergleichbarem Einkommen, in manchen Ländern haben Selbständige bei 
Krankheit keinen Anspruch auf Leistungen der Sozialversicherungssysteme und eine 
Arbeitslosenunterstützung für Selbständige gibt es nur in den wenigsten Ländern. Wenn ein 
Selbständiger nicht einem staatlichen System angeschlossen ist, besteht für ihn nur die 
Möglichkeit, sich gegen bestimmte Risiken privat zu versichern.  
Leistungssysteme für die Betreuer von pflegebedürftigen Erwachsenen bestehen nur in den 
wenigsten Mitgliedstaaten und auch ein eingeschränkter Schutz wird nur in wenigen Ländern 
gewährt. 
 
I. 1. 2. 3. Territorialitätsprinzip, Ausstrahlung und Einstrahlung 
Im System einer Sozialversicherung ist zwischen Beitrags- und Leistungsseite zu 
unterscheiden, die aber beide vom Prinzip des sozialen Ausgleichs getragen und überlagert 
werden, sodass ein für beide einheitlicher Anknüpfungspunkt gewählt werden sollte.10 Dieser 
findet sich zumeist im Beschäftigungsverhältnis, welches aber wiederum meistens seinen 
Schwerpunkt im Beschäftigungsort hat, womit dieser grundsätzlich das 
Anknüpfungskriterium darstellt (Territorialitätsprinzip, siehe dazu auch weiter unten).  
                                                          
9 Siehe zu all dem den „Bericht über den sozialen Schutz in Europa (1995)“, Bericht der Kommission KOM(95) 
457 endg. unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10608b.htm. 
10 Siehe zu all dem und dem folgenden Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 21 ff Rz 39 ff. 
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Liegt jedoch dieser Schwerpunkt nicht im Ort der Beschäftigung, müssen, um die 
Sachlichkeit zu wahren, von dieser Grundregel abweichende Vorschriften greifen. Deshalb 
regeln das Ausstrahlungs- und das Einstrahlungsprinzip unter Abstellen auf das fortdauernde 
Arbeitsvertragsverhältnis trotz Beschäftigungsortes im einen Vertragsstaat die Weitergeltung 
der Rechtsordnung des anderen Staates.  
Diese Prinzipien kommen vor allem bei der Entsendung von Arbeitskräften zum Tragen, 
indem die Rechtsvorschriften des Staates des Arbeitgebers bei einem nur eine gewisse Zeit 
andauernden Verweilen in dem anderen Staat im Wege der Ausstrahlung weiterhin auf die 
Arbeitskraft Anwendung finden und dazu korrespondierend die Rechtsordnung des 
Entsendestaates auf den Empfangsstaat einstrahlt, womit dessen grundsätzlich 
anzuwendenden Vorschriften verdrängt werden. 
 
I. 1. 3. Europäisches Sozialrecht im engeren Sinn 
Unter den Begriff des Europäischen Sozialrechts im engeren Sinn fallen alle von der EG 
geschaffenen Normen, die auf das Sozialrecht der Mitgliedstaaten gestaltenden Einfluss 
nehmen, somit die Art 42 EG (Koordinierung der sozialen Sicherheit), Art 39 EG 
(Diskriminierungsverbot) und Art 141 EG (Gleichbehandlung von Mann und Frau).11 
 
 
I. 2. Überblick über die ursprünglich nach dem EWG-Vertrag gegebene Rechtslage in 
Hinblick auf die Kompetenzen der Gemeinschaft 
 
I. 2. 1. Situation zur Zeit der Gründung der EWG 
Bei der Gründung der Gemeinschaft wurde in den EWG-Vertrag kein sozialpolitischer 
Zielkatalog eingefügt. Der Grund lag darin, dass die Gründer im Sinne des damals 
herrschenden Neoliberalismus davon ausgingen, der soziale Fortschritt werde sich als Folge 
der wirtschaftlichen Integration einstellen.12 Außerdem war auch für das wirtschaftliche 
Integrationskonzept der Gemeinschaft eine Vereinheitlichung der nationalen Arbeits- und 
Sozialrechtsordnungen nicht von Nöten, da sowohl die Zollunion als auch die Verwirklichung 
der Grundfreiheiten13 als Kernelemente des Gemeinsamen Marktes sowie die Wirtschafts- 
und Währungsunion mit unterschiedlichen Arbeits- und Sozialrechtsordnungen realisierbar 
sind.14  
Jedoch ist zur Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes neben diesen Elementen auch ein 
System des unverfälschten Wettbewerbs, welches annähernd gleiche Voraussetzungen für die 
wirtschaftliche Betätigung jedes Unionsbürgers schafft, nötig. In diesem Sinne sind die 
nationalen Arbeits- und Sozialrechtsordnungen wettbewerbsrelevant, da sie sich als 
Kostenbelastung äußern und deshalb für die unternehmerische Entscheidung der Standortwahl 
ausschlaggebend sind, erst recht mit weiter fortgeschrittenem Abbau der zwischenstaatlichen 
Schranken, da hierbei die nicht angeglichenen Standortfaktoren eine größere Bedeutung 
erlangen.15 
Vor diesem Hintergrund hat sich im Zuge der Aufsetzung des Gründungsvertrages die 
Konfrontation zwischen Frankreich und Deutschland zugetragen.16 Frankreich, das damals 
                                                          
11 Fuchs in Fuchs (Hg), Kommentar 6 Rz 9. 
12 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 297 Rz 2. 
13 Die Ausnahme dazu bildete die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, zu deren Verwirklichung im Sinne einer 
Nachteilsverhinderung für Wanderarbeitnehmer auf Art 51 EWGV basierende Regelungen erlassen werden 
mussten. 
14 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 297 Rz 3. 
15 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 297 Rz 4. 
16 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 297 f Rz 5 ff. 
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über das höchste Sozialschutzniveau der Gründungsstaaten verfügte, setzte sich für eine 
Angleichung der sozialen Standards mit der Begründung ein, es handle sich bei den Kosten 
eines modernen Sozialsystems um „künstliche“ Kosten, die für die Herstellung einheitlicher 
Wettbewerbsbedingungen anzugleichen seien. Dagegen sprach sich Deutschland aus, indem 
es die Sozialkosten als natürliche, standortbedingte Kosten, die durch andere Faktoren 
kompensiert werden und nur einen von mehreren Standortfaktoren darstellen, qualifizierte, 
und deshalb eine isolierte Angleichung nicht für notwendig erachtete. Größere Relevanz 
besäßen die von der Produktivität abhängigen Lohnstückkosten, andere Belastungen wie 
Steuern und Umweltauflagen und nicht messbare Faktoren wie die Qualifikation der 
Arbeitnehmer, Infrastruktur und Streikhäufigkeit. In seiner Begründung stütze sich 
Deutschland auf ein Gutachten der ILO über die „sozialen Aspekte der europäischen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit“ aus 1956,17 in dem die größere Bedeutung der Qualität der 
angebotenen Produkte und Dienstleistungen gegenüber den Arbeits- und Sozialkosten für die 
Wettbewerbsfähigkeit festgestellt wurde. Daraus wurde die Vereinbarkeit unterschiedlicher 
Arbeits- und Sozialniveaus mit einer durch die Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
bedingten Liberalisierung des Handels abgeleitet. 
Als Kompromiss zwischen diesen Positionen wurde der Gemeinschaft im Kapitel über die 
Sozialvorschriften (ex Art 117 bis 122 EWGV) im Sinne des Anliegens Deutschlands keine 
Kompetenz zur Harmonisierung eingeräumt, sondern die Zuständigkeit im Arbeits- und 
Sozialrecht blieb bei den Mitgliedstaaten. Dadurch kommt die Untergeordnetheit der 
Sozialpolitik gegenüber der wirtschaftlichen Entwicklung zum Ausdruck.18 
 
I. 2. 2. Kompetenzen der Gemeinschaft 
Der Gemeinschaft stand nur die Möglichkeit offen, im Falle einer Beeinträchtigung des 
Funktionierens des Gemeinsamen Marktes durch nationale arbeits- und sozialrechtliche 
Vorschriften, unter Rückgriff auf die generelle Befugnis des Art 94 EG die 
mitgliedstaatlichen Bestimmungen anzugleichen.19 Da dieser Artikel so unbestimmt gefasst 
ist, steht der Gemeinschaft darüber, wann sich nationale Bestimmungen unmittelbar auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswirken, ein weiter Beurteilungsspielraum offen. 
Als Begründung führte die Gemeinschaft an, dass ein wesentliches Element des 
Gemeinsamen Marktes in der Schaffung einheitlicher Wettbewerbsbedingungen liegt.20 
Außerdem sei die Definition des Gemeinsamen Marktes weit gefasst, sodass nicht nur eine 
Beseitigung von Wettbewerbsunterschieden, sondern auch eine ausgewogene soziale 
Entwicklung anzustreben sei.21 Die zur Beschlussfassung von auf Art 94 EG gestützten 
Rechtsakten erforderliche Einstimmigkeit schränkt die Kompetenzen der Gemeinschaft 
allerdings wieder ein. 
Eine generelle Befugnis zur Erlassung von Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten enthält auch Art 95 EG, jedoch nur für solche 
Maßnahmen, welche die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes zum 
Gegenstand haben, somit nur für Rechtsakte zur Beseitigung von Hindernissen des freien 
Warenverkehrs und zur Schaffung des Binnenmarktes, nicht jedoch, kraft ausdrücklicher 
Anordnung in dessen Abs 2, im Bereich der Steuern, der Freizügigkeit und der Rechte und 
Interessen der Arbeitnehmer, womit diese Bestimmung für die arbeits- und sozialrechtliche 
Rechtsetzungskompetenz von geringer Bedeutung ist.22 
                                                          
17 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 298 Rz 6. 
18 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 298 Rz 7. 
19 Eine genaue Ausführung zu diesem Artikel siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 320 ff Rz 98 ff. 
20 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 321 Rz 99. 
21 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 322 Rz 101. 
22 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 319 f Rz 94 ff. 
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Auch Art 308 EG enthält eine allgemeine Befugnis der Gemeinschaft zur Erlassung von 
Rechtsakten. Nach diesem Artikel kann die Gemeinschaft, sofern die erforderlichen 
Befugnisse im EGV nicht vorgesehen sind, einstimmig zur Verwirklichung eines der 
Vertragsziele im Rahmen des Gemeinsamen Marktes geeignete Vorschriften erlassen, wenn 
ein Tätigwerden der Gemeinschaft notwendig erscheint. Diese Rechtsetzungsbefugnis 
erstreckt sich nur auf Maßnahmen mit wirtschaftspolitischem Bezug, jedoch ist der 
Beurteilungsspielraum der Gemeinschaft, wann ein Tätigwerden erforderlich ist, sehr weit, 
wird aber durch das Einstimmigkeitserfordernis wiederum eingeschränkt.23 
Unabhängig davon sind immer das im Art 5 EG verankerte Prinzip der Einzelermächtigung 
und das Subsidiaritätsprinzip zu beachten.24 Das Prinzip der Einzelermächtigung besagt, dass 
die Gemeinschaft nur auf Grund einer Kompetenznorm zur Erlassung eines Rechtsaktes 
befugt ist, ihr somit keine Kompetenz-Kompetenz zukommt, sondern sie lediglich über die ihr 
von den Mitgliedstaaten im EGV zugewiesenen Kompetenzen verfügt und eine 
Kompetenzerweiterung nur auf Grund einer Vertragsänderung erfolgen kann. Nach dem 
Subsidiaritätsprinzip darf die Gemeinschaft im Bereich der geteilten Kompetenzen erst nach 
der Prüfung und Bejahung der Erforderlichkeit des Handelns der Gemeinschaft an Stelle der 
Mitgliedstaaten einen Rechtsakt setzen. 
 
I. 2. 3. Rechtsetzungstätigkeit der Gemeinschaft im arbeits- und sozialrechtlichen Bereich 
In den 70er-Jahren begann die Gemeinschaft, gestützt auf oben genannte Rechtsgrundlagen, 
eine Rechtsetzungstätigkeit im arbeits- und sozialrechtlichen Bereich zu entfalten.25  
Während im Sozialrecht typischerweise das dafür gewählte Mittel die Verordnung war und 
als Rechtsgrundlage Art 42 EG herangezogen wurde,26 wurde im Arbeitsrecht vorwiegend die 
Richtlinie, meist auf Art 94 bzw 138 EG gestützt, eingesetzt.  
Dadurch wurde im Arbeitsrecht ein „sozialer Sockel“ geschaffen, der aus mehreren 
Richtlinien,27 durch die Mindeststandards geschaffen wurden, besteht.  
                                                          
23 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 325 Rz 108. 
24 Vgl bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 306 f Rz 39 ff und 324 Rz 105. 
25 Siehe zu all dem Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 300 ff Rz 13 ff. 
26 Die auf dem Gebiet des Sozialrechts relevanten Richtlinien sind die Richtlinie 79/7/EWG zur schrittweisen 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen 
Sicherheit, die Richtlinie 86/378/EWG zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit und die Richtlinie 98/49/EG zur Wahrung 
ergänzender Rentenansprüche von Arbeitnehmern und Selbständigen, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern (siehe dazu weiter unten). Eine nähere Beschreibung dieser Rechtsakte siehe bei 
Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 12 Rz 24. 
27 Insbesondere bezüglich Gleichbehandlung von Mann und Frau im Arbeitsleben (Richtlinie 75/117/EWG zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen; Richtlinie 76/207/EWG zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichberechtigung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, Berufsausbildung und 
zum beruflichen Aufstieg sowie bezüglich der Arbeitsbedingungen; Richtlinie 79/7/EWG zur schrittweisen 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit; Richtlinie 86/378 EWG zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit; Richtlinie 86/613/EWG zur Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die eine selbständige Erwerbstätigkeit – auch 
in der Landwirtschaft – ausüben, sowie über den Mutterschutz), Arbeitsschutzrecht (Richtlinie 91/533/EWG 
über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen Arbeitsvertrag oder 
sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen; Richtlinie 91/383/EWG zur Ergänzung der Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von Arbeitsnehmern mit befristetem Arbeitsverhältnis 
oder Leiharbeitsverhältnis; Richtlinie 97/81/EG zu der von UNICEF, CEEP und EGB geschlossenen 
Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit; Richtlinie 99/70/EG zu der EGB-UNICEF-Rahmenvereinbarung über 
befristete Arbeitsverträge; Richtlinie 93/104/EG über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung; Richtlinie 
92/85/EWG über den sozialen Arbeitsschutz schwangerer Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillender 
Arbeitnehmerinnen; Richtlinie 94/93/EG über den Jugendarbeitsschutz; Richtlinie 96/34/EG zu der von 
UNICEF, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub u.a.; Richtlinie 89/391/EWG 
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Die Richtlinie wurde als Rechtsetzungsmittel gewählt, da durch diese eine punktuelle 
Harmonisierung der unterschiedlichen nationalen Arbeitsrechtsordnungen erzielt werden 
konnte und somit die Wettbewerbsrelevanz der Arbeits- und Sozialordnungen verringert 
wurde; weiters greift die Richtlinie nicht unmittelbar in nationales Recht ein, sondern muss 
erst innerstaatlich umgesetzt werden, sodass durch solche Mindestbestimmungen nur die 
nationalen Niveaus gehoben, aber kein Staat gezwungen wurde, seinen sozialen Schutz zu 
verringern und es auch andererseits jedem Staat freistand, höhere Standards einzuführen.28 
 
 
I. 3. Territorialitätsprinzip und Behinderung der Freizügigkeiten 
 
Da man bei der Gründung der Europäischen Gemeinschaft der Ansicht war, dass die 
nationalen Risikoverbände getrennt bleiben sollten, enthalten die Gründungsverträge der 
Europäischen Union auf Grund der Annahme der Gründer, die sozialpolitische Integration 
werde sich als zwangsläufige Folge der wirtschaftlichen Entwicklung zum Binnenmarkt 
vollziehen, keinen sozialpolitischen Zielkatalog.29  
Deshalb bauen weiterhin die meisten der europäischen Systeme der sozialen Sicherheit auf 
dem Territorialitätsprinzip auf.30 Das bedeutet, dass für die Begründung des sozialen Schutzes 
nur Sachverhalte berücksichtigt werden, die sich auf dem Staatgebiet des jeweiligen 
Mitgliedstaates verwirklichen. Somit riskiert jeder, der das Staatsgebiet verlässt, den Verlust 
des bislang gewährten sozialen Schutzes ohne Garantie einer gleichwertigen Gewährung 
durch den Aufnahmestaat. Dieser Umstand ist jedoch geeignet, die Mobilität von 
Wanderarbeitnehmern zu beeinträchtigen. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art 39 ff EG) 
zählt aber zu einer der durch den EG-Vertrag gewährten Grundfreiheiten und dieses 
Freizügigkeitsrecht kann nur verwirklicht werden, indem der Staatenwechsel ohne Verlust der 
sozialen Rechte erfolgen kann, da die Voraussetzung für die praktische Verwirklichung des 
Aufenthaltsrechts und des Rechts auf Zugang zur Beschäftigung ist, dass die Begünstigten bei 
Zu- oder Abwanderung innerhalb der Gemeinschaft über einen ausreichenden Sozialschutz 
verfügen. 
Deshalb erteilt auch Art 42 EG (ex Art 51 EWGV) dem Rat den Auftrag, auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit die für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen 
Maßnahmen zu beschließen, insbesondere ein System einzuführen, welches aus- und 
einwandernden Arbeitnehmern und deren anspruchsberechtigten Angehörigen die 
Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
berücksichtigten Zeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs 
sowie für die Berechnung der Leistungen und die Zahlung der Leistungen an Personen, die in 
den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen, sichert. In Ausführung dieses Auftrags 
                                                                                                                                                                                     
über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer bei der Arbeit; Richtlinie 80/1107/EWG zum Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch 
chemische, physikalische und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit), Massenentlassung (Richtlinie 
75/129/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen), 
Betriebsübergang (Richtlinie 2001/23/EG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen) 
und Insolvenzschutz (Richtlinie 80/987/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers); siehe näheres bei 
Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 4 f Rz 4 ff mwN. 
28 Vgl bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 300 f, Rz 13 ff. 
29 Siehe dazu weiter oben und bei Windisch-Graetz, Art 42 EGV in Mayer (Hg) Kommentar zu EU- und EG-
Vertrag (2003) 5 Rz 2. 
30 Siehe dazu bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 142 f mwN. 
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ergingen mehrere Rechtsakte. Schon im Jahr 1958 wurden die Verordnungen Nr 331 (über die 
soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer) und Nr 432 (die dazugehörige 
Durchführungsverordnung) erlassen. Diese beiden Regelungen wurden durch die 1971 
erlassene VO 1408/71 und deren 1972 ergangene Durchführungsverordnung 574/72 ersetzt.  
 
 
 
I. 4. Koordinierungs- oder Harmonisierungskompetenz des Rates 
 
Darüber, wie weit reichende Kompetenzen dem Rat durch Art 42 EG eingeräumt werden 
(lediglich Koordinierungs- oder auch Harmonisierungskompetenz), herrschen auf Grund des 
Wortlautes des Artikels,33 der nur von „notwendigen Maßnahmen“ und „insbesondere ein 
System“ spricht und keine dezidierte Einschränkung auf eine bloße Koordinierungsfunktion 
trifft, in der Literatur geteilte Ansichten;34 diese reichen von einer Ermächtigung zu totaler 
oder partieller Neuordnung bestimmter Zweige der sozialen Sicherheit über eine allenfalls am 
Rande zulässige Möglichkeit der Angleichung der nationalen Sozialversicherungssysteme bis 
zu einem gänzlichen Ausschluss der Angleichungskompetenz der nationalen 
Rechtsvorschriften.  
Aus der systematischen Stellung dieses Artikels im EG-Vertrag, seinem engen 
Zusammenhang mit der Herstellung der Freizügigkeit, folgt eine Beschränkung der 
Kompetenz auf für die Verwirklichung der Freizügigkeit erforderliche Maßnahmen, um 
Regelungen bereit zu stellen, wenn die nationalen Rechtsordnungen für Wanderarbeitnehmer 
keine oder bloß ungünstigere enthalten.35 Darüber hinaus weist der EG-Vertrag eine starke 
Zurückhaltung bei der Vergabe von Kompetenzen an Gemeinschaftsorgane auf.36 Auf Grund 
dieser beiden Gegebenheiten, da wegen der systematischen Stellung zur Erreichung 
sozialpolitischer Ziele kein Platz ist und da die Mitgliedstaaten Herren des Sozialrechts sind, 
lässt sich aus Art 42 EG lediglich eine Koordinierungskompetenz des Rates ableiten.37 
Der EuGH legt den Art 42 EG insofern eng aus, als er judiziert, dass die durch den Rat 
erlassenen Regelungen nicht den Wanderarbeitnehmern Ansprüche, die sie allein nach 
nationalem Recht erworben haben, aberkennen oder kürzen dürfen.38 
Auf Grund des Wortlautes des Art 42 EG und der Interpretation des EuGH ist der Rat 
ermächtigt, alle Maßnahmen zu ergreifen, die im Sinne eines Nachteilsausgleichs oder einer 
Besserstellung der Verwirklichung der Freizügigkeit der (Wander-)Arbeitnehmer dienen; bei 
den in Art 42 EG enthaltenen Vorgaben des Leistungsexports und der Zusammenrechnung 
von Versicherungszeiten handelt es sich lediglich um Mindeststandards.39 
 
                                                          
31 Verordnung vom 25. September 1958 über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, ABl 1958, 561. 
Das Europäische Abkommen über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer wurde leicht modifiziert in 
diese Verordnung umgewandelt; siehe bei Fuchs in Fuchs (Hg), Kommentar 9. 
32 Verordnung vom 3. Dezember 1958 über die Durchführung der Verordnung Nr 3, ABl 1958, 597. Die 
Verordnungen Nr 3 und Nr 4 sind systematisch multilateralen Sozialversicherungsabkommen vergleichbar, da 
sie als zwischenstaatliches Recht den Export von Sozialleistungen und die Zusammenrechnung 
leistungserheblicher Faktoren regeln; siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 926 Rz 5 ff. 
33 „Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 die auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit für die 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen Maßnahmen; zu diesem Zweck führt er 
insbesondere ein System ein, welches aus- und einwandernden Arbeitnehmern und deren anspruchsberechtigten 
Angehörigen Folgendes sichert: …“.  
34 Ausführlicheres zu diesem Meinungsstreit bei Rabanser, Soziale Sicherheit 22. 
35 Rabanser, Soziale Sicherheit 22. 
36 Rabanser, Soziale Sicherheit 22. 
37 Rabanser, Soziale Sicherheit 22. 
38 EuGH 15. 7. 1964, Rs 100/63 Van der Veen, Slg 1964, 1213. 
39 Rabanser, Soziale Sicherheit 25. 
 11
 
I. 5. Erweiterung der Kompetenzen der Gemeinschaft 
 
Der Vertrag von Maastricht leitete mit der Annahme des Protokolls über die Sozialpolitik, 
welches die 11 Mitgliedstaaten ermächtigte, die Organe, Verfahren und Mechanismen des 
Vertrags in Anspruch zu nehmen, um die erforderlichen Rechtsakte und Beschlüsse zur 
Umsetzung des Abkommens über die Sozialpolitik untereinander, soweit sie betroffen sind, 
anzunehmen und anzuwenden, eine neue Phase im Bereich der Sozialpolitik ein.40 Dieses 
Abkommen wurde mit dem Vertrag von Amsterdam in den Text des EG-Vertrages, als Titel 
XI Kapitel 1 Art 136 bis 145, integriert.  
Gemäß Art 136 EG fällt die Sozialpolitik in die gemeinsame Zuständigkeit der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten. Die Ziele der Sozialpolitik gehen auf die am 18. Oktober 1961 in 
Turin unterzeichnete Europäische Sozialcharta und die Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989 zurück, wobei insbesondere die Förderung der 
Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, um dadurch auf dem 
Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu ermöglichen, ein angemessener sozialer Schutz, 
der soziale Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf ein dauerhaft 
hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von Ausgrenzungen angestrebt wurden.41 
Ebenso wenig wie Art 136 EG räumt Art 140 EG der Gemeinschaft eine Kompetenz zur 
Erlassung verbindlicher Rechtsakte ein.42 Nach Art 140 EG kommt der Kommission die 
Aufgabe zu, die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in praktisch allen sozialen 
Fragen des Arbeits- und Sozialrechts zu fördern und zu diesem Zweck in enger Verbindung 
mit den Mitgliedstaaten durch Untersuchungen, Stellungnahmen und die Vorbereitung von 
Beratungen tätig zu werden. 
Gemäß Art 137 EG kann der Rat im Bereich des Schutzes der Gesundheit und der Sicherheit 
der Arbeitnehmer, der Arbeitsbedingungen, der sozialen Sicherheit und des sozialen Schutzes 
der Arbeitnehmer, des Schutzes der Arbeitnehmer bei Beendigung des Arbeitsvertrags, der 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer, der Vertretung und kollektiven 
Wahrnehmung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen, einschließlich der 
Mitbestimmung, der Beschäftigungsbedingungen der Staatsangehörigen dritter Länder, die 
sich rechtmäßig im Gebiet der Gemeinschaft aufhalten, der beruflichen Eingliederung der aus 
dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen, der Chancengleichheit von Männern und Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt und Gleichbehandlung am Arbeitsplatz Richtlinien erlassen, die von 
den Mitgliedstaaten umzusetzende Mindestvorschriften normieren.43 Zu beachten ist dabei, 
dass gemäß Abs 2 Richtlinien in einigen dieser Bereichen nur einstimmig beschlossen werden 
dürfen, was wiederum bedeutet, dass ein Konsens zwischen den Mitgliedstaaten hergestellt 
werden muss. Neben in den oben genannten Bereichen kann der Rat auch zur Bekämpfung 
der sozialen Ausgrenzung und Modernisierung der Systeme des sozialen Schutzes unter 
Ausschluss jeglicher Harmonisierung Maßnahmen zur Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten treffen. Im Abs 4 wird die Befugnis der Mitgliedstaaten im 
Bereich des Sozialrechts betont und festgehalten, dass die europarechtlichen Bestimmungen 
nicht das finanzielle Gleichgewicht der nationalen Systeme beeinträchtigen dürfen (zur 
Bedeutung dieser Reglung siehe unten), sodass damit die erhebliche Beeinträchtigung des 
finanziellen Gleichgewichts der nationalen Systeme der sozialen Sicherheit als 
                                                          
40 „Der rechtliche Rahmen nach dem Vertrag von Amsterdam“ unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10101.htm. 
41 Siehe genaueres unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10101.htm. 
42 Siehe dazu näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 304 ff Rz 29 ff. 
43 Ausführlicheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 306 ff Rz 38 ff. 
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Rechtfertigungsgrund, um von europarechtlichen Vorgaben abzuweichen, sogar um 
Grundfreiheiten einzuschränken,44 festgelegt wird. 
Durch Art 141 EG wird der Gemeinschaft die Kompetenz zugeteilt, Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Anwendung des Grundsatzes der Chancengleichheit von Männern und 
Frauen im Arbeits- und Beschäftigungsleben, einschließlich des Grundsatzes des gleichen 
Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit zu erlassen.45 
Darüber hinaus kann die Gemeinschaft mittel der drei Strukturfonds, das sind der 
Regionalfonds, der Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, und der Europäische Sozialfonds (Art 146 ff EG), sowie mittels des 
Kohäsionsfonds regionale Disparitäten zwischen den Mitgliedstaaten verringern und dadurch 
den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt fördern.46 
 
 
I. 6. Gemeinschaftliche Umsetzung der Vorgaben des Art 42 EG und zusätzlicher 
Schutz 
 
I. 6. 1. Verordnung (EWG) 1408/71 vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern47 
Auf Grund der gegebenen Rechtslage (Art 42 EG enthält einen bloßen Koordinierungsauftrag, 
Art 137 EG nur eine beschränkte Harmonisierungskompetenz) und des zu beachtenden 
Prinzips der Einzelermächtigung,48 ist die Gemeinschaft auf eine Koordinierungsfunktion 
beschränkt.49 In Erfüllung der ihm obliegenden Koordination hat der Rat die Verordnung 
(EWG) 1408/71 und die dazugehörige Durchführungsverordnung, Verordnung (EWG) 574/72 
vom 21. März 1972 über die Durchführung der Verordnung (EWG) 1408/71 über die 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern (nunmehr 
DVO),50 erlassen. Die in der VO 1408/71 enthaltene Koordinierung der mitgliedstaatlichen 
Systeme der sozialen Sicherheit bezieht sich sowohl auf das Versicherungsverhältnis als auch 
auf das Leistungsverhältnis. Einerseits treten bei grundsätzlicher Beibehaltung der nationalen 
Versicherungssysteme die beteiligten Risikoverbände als Einheit in der Leistungsträgerschaft 
auf oder es erfolgt eine teilweise Integration des Versicherten in das Versicherungssystem der 
Mitgliedstaaten, andererseits sind die Zusammenrechnung aller in den verschiedenen 
nationalen Systemen zurückgelegten Versicherungszeiten und ein Leistungsexport 
vorgesehen.51 Da die Regelungen der Verordnung entsprechend dem Stufenbau der 
Rechtsordnung nicht dem Primärrecht widersprechen dürfen, greift auch der EuGH in seiner 
Rechtsprechung oft unmittelbar auf den EGV zurück, teils ergänzend, teils in ausdrücklichem 
Widerspruch zu den Bestimmungen der VO 1408/71.52 
                                                          
44 EuGH 28. 4. 1998, Rs C-120/95, C-158/96, Decker und Kohll, Slg 1998, I-1831. Andere, eine Beschränkung 
der Freiheiten rechtfertigende Gründe siehe bei Rabanser, Soziale Sicherheit 16 ff. 
45 Vgl bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 317 ff Rz 85 ff. 
46 Ausführlicheres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 299 f Rz11 ff. 
47 ABl. L 149 vom 5.7.1971. Die konsolidierte Fassung dieser Verordnung siehe unter http://europa.eu.int/eur-
lex/de/consleg/pdf/1971/de_1971R1408_do_001.pdf. Ausführlich dazu weiter unten. 
48 Siehe dazu weiter unten. 
49 Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 5 f Rz 1 ff; sowie Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 
144. 
50 ABl. L 74 vom 27.3.1972. Die konsolidierte Fassung dieser Durchführungsverordnung siehe unter 
http://europa.eu.int/eur-lex/de/consleg/pdf/1972/de_1972R0574_do_001.pdf. 
51 Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 5 Rz 4. 
52 Urlesberger, Wozu brauchen wir die VO 1408/71?, SozSi 1999, 815. 
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I. 6. 2. Verordnung (EWG) 1612/68 vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft53 
Die VO 1612/68 legt im Art 7 ein Diskriminierungsverbot fest. Der gegenüber dem Abs 2 
vorrangige Abs 1 des Art 7 VO 1612/68 ordnet arbeitsrechtliche Gleichbehandlung an, der 
zweite Absatz dieses Artikels bezieht sich auf das Sozial- und Steuerrecht. 
Da Art 7 Abs 2 VO 1612/68 normiert, dass ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaates ist, im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates die gleichen sozialen und 
steuerlichen Vergünstigungen genießt wie die inländischen Arbeitnehmer, stellt sich die Frage 
nach dem Verhältnis zwischen dieser Norm und den Bestimmungen der VO 1408/71.54 
Die VO 1408/71 ist gegenüber der VO 1612/68 lex specialis, sodass unter die VO 1612/68 
nur jene Sachverhalte subsumiert werden können, die nicht von der VO 1408/71 erfasst 
sind.55 Der Art 7 Abs 2 VO 1612/68 ist ein Auffangtatbestand, der den europarechtlich 
gewährten sozialen Schutz für Arbeitnehmer vervollständigen soll.  
Kann ein Sachverhalt auch nicht der VO 1612/68 unterstellt werden, bleibt noch die 
Möglichkeit des Rückgriffs auf das allgemeine Diskriminierungsverbot des Art 12 EG.56 
Der Vorteil des durch die VO 1408/71 gewährten Schutzes gegenüber jenem, der durch die 
VO 1612/68 geboten ist, liegt in dem durch die VO 1408/71 uneingeschränkten 
vorzunehmenden Leistungsexport, während hingegen nach der VO 1612/68 zwar 
grundsätzlich Leistungen auch exportierbar sind, jedoch nur in jenen Fällen, die das nationale 
Recht für seine Staatsangehörigen vorsieht, und solche länderübergreifenden Zahlungen auf 
Grund des geltenden Territorialitätsprinzips die Ausnahme darstellen.57 
Der persönliche Anwendungsbereich der VO 1612/68 erstreckte sich auf Arbeitnehmer und 
Familienangehörige.58  
Da der Begriff „Arbeitnehmer“ in der VO 1612/68 nicht definiert ist, ist die Interpretation des 
EuGH maßgebend. Der Gerichtshof legt den Arbeitnehmerbegriff gemeinschaftseinheitlich 
als weisungsgebundene Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis, unabhängig vom Zweck 
der Arbeit, der Höhe des Lohnes und der Beschäftigungszeit sowie der Finanzierungsart, 
aus.59 Die Auslegung geht so weit, dass auch Personen, die sich in einem Arbeitsverhältnis 
befanden, während einer mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses verbundenen 
Weiterbildung (auch in Form eines Studiums) weiterhin, bis zum Beginn der neuen Tätigkeit, 
der VO 1612/68 unterliegen.60 Arbeitssuchende sowie Personen mit Tätigkeiten zur 
Arbeitsbeschaffung oder solchen zur Erhaltung, Wiederherstellung oder Förderung der 
Arbeitsfähigkeit gelten nicht als Arbeitnehmer und die VO 1612/68 ist nicht anwendbar.61 
Der Begriff „Familienangehöriger“ ist in Art 10 Abs 1 VO 1612/68 definiert und umfasst den 
Ehegatten des Arbeitnehmers sowie die Verwandten in absteigender Linie, die noch nicht 21 
Jahre alt sind oder denen Unterhalt gewährt wird und die Verwandten des Arbeitnehmers oder 
die seines Ehegatten in aufsteigender Linie, denen er Unterhalt gewährt. Außerdem ist auch 
der Partner in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft einzubeziehen.62 Die 
                                                          
53 ABl. L 257 vom 19.10.1968. Die konsolidierte Fassung dieser Verordnung siehe unter http://europa.eu.int/eur-
lex/de/consleg/pdf/1968/de_1968R1612_do_001.pdf. 
54 Siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 971 Rz 8. 
55 Dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 971 Rz 11. 
56 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 981 Rz 62. 
57 Eine detaillierte Ausführung zur Exportfähigkeit von Leistungen nach den beiden VO 1612/68 und 1408/71 
bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 972 ff Rz 18 ff. 
58 Näheres zum persönlichen Anwendungsbereich bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 980 ff Rz 60 ff. 
59 Eine genauere Ausführung zu diesen Elementen siehe bei Handbuch S 981 ff, RZ 65 ff.  
60 Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 982 Rz 76. 
61 Siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 982 f Rz 77 f. 
62 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 983 Rz 84. 
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Anspruchsberechtigung des Familienangehörigen bleibt auch nach dem Tod des 
Arbeitnehmers aufrecht.63 
Der sachliche Anwendungsbereich erstreckt sich auf soziale Vergünstigungen.64 Darunter 
versteht der EuGH alle Vergünstigungen, die, mit oder ohne Anknüpfung an einen 
Arbeitsvertrag, den inländischen Arbeitnehmern wegen ihrer objektiven 
Arbeitnehmereigenschaft oder ihres Wohnsitzes im Inland gewährt werden und deren 
Ausdehnung auf Arbeitnehmer, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates sind, als 
geeignet erscheint, deren Mobilität in der Gemeinschaft zu fördern.65  
Auf Grund des Anwendungsvorranges der VO 1408/71 sind Leistungen der sozialen 
Sicherheit von der VO 1612/68 nicht erfasst, jene der Sozialhilfe hingegen schon. 
 
I. 6. 3. Richtlinie 98/49/EG vom 29. Juni 1998 zur Wahrung ergänzender Rentenansprüche 
von Arbeitnehmern und Selbständigen, die innerhalb der Europäischen Gemeinschaft zu- und 
abwandern66 
Ziel dieser Richtlinie ist die Beseitigung der Hindernisse, die der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer und Selbständigen sowie deren Familienangehörigen im Weg stehen, unter 
gleichzeitiger Wahrung ihrer Ansprüche aus ergänzenden Rentensystemen. Betroffen sind 
Rentenansprüche aus freiwilligen wie auch aus vorgeschriebenen ergänzenden 
Rentensystemen (insbesondere tarifvertraglich vereinbarten Rentensystemen) mit Ausnahme 
der von der VO 1408/71 erfassten Systeme. 
Der persönliche Anwendungsbereich erstreckt sich auf Anspruchsberechtigte ergänzender 
Rentensysteme und sonstige im Rahmen dieser Systeme Berechtigte, die ihre Ansprüche in 
einem Mitgliedstaat oder mehreren Mitgliedstaaten erworben haben oder erwerben. 
Die besonderen Bestimmungen umfassen das Gebot zur Gleichbehandlung hinsichtlich der 
Aufrechterhaltung erworbener Rentenansprüche für Anspruchsberechtigte, für die als Folge 
des Wechsels von einem Mitgliedstaat in einen anderen keine weiteren Beiträge in dieses 
System gezahlt werden, und zwar im gleichen Umfang wie für anspruchsberechtigte 
Personen, für die keine Beiträge mehr gezahlt werden, die jedoch im selben Mitgliedstaat 
verbleiben. Hinsichtlich grenzüberschreitender Zahlungen besteht die Verpflichtung der 
Auszahlung der nach den ergänzenden Rentensystemen fälligen Leistungen in andere 
Mitgliedstaaten. Für entsandte Arbeitnehmer ist die Möglichkeit vorzusehen, während des 
Zeitraums der Entsendung in einen anderen Mitgliedstaat weiterhin Beiträge im 
Herkunftsland einzuzahlen; der entsandte Arbeitnehmer und gegebenenfalls sein Arbeitgeber 
sollen in diesem Fall von der Verpflichtung freigestellt werden, Beiträge zu einem 
ergänzenden Rentensystem in einem anderen Mitgliedstaat zu zahlen. Arbeitgeber, 
Treuhänder oder sonstige für die Verwaltung der ergänzenden Rentensysteme 
verantwortlichen Personen sollen anspruchsberechtigte Personen unterrichten und 
angemessene Information über ihre Rentenansprüche und über die Wahlmöglichkeiten, die 
ihnen in dem System offen stehen, wenn sie sich in einen anderen Mitgliedstaat begeben, 
bereitstellen.  
 
 
I. 7. Altersversorgung nach der „Theorie der drei Säulen“ 
 
                                                          
63 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 983 Rz 85. 
64 Näheres zum sachlichen Anwendungsbereich bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 975 ff Rz 29 ff. 
65 EuGH 30. 11. 1975, Rs 32/75, Christini, Slg 1975, 1085. 
66 Amtsblatt L 209 vom 25. 07. 1998. Siehe zu all dem folgenden unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10520.htm. 
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I. 7. 1. Einleitung67 
Das Einkommen im Rentenalter beruht nach der „Theorie der drei Säulen“ auf dem 
gesetzlichen Rentenversicherungssystem, dem betrieblichen Altersversorgungssystem und der 
individuellen Ruhestandsvorsorge. 
Diese drei Systeme der Rentenvorsorge sind eng miteinander verknüpft, jedoch ist der Beitrag 
des zusätzlichen Altersversorgungssystems zu dem gesamten Sozialschutz von einem 
Mitgliedstaat zum anderen sehr unterschiedlich. Außerdem gibt es eine Vielfalt von 
zusätzlichen Rentensystemen in der Gemeinschaft. Darüber hinaus beeinflusst die staatliche 
Politik die Rentensysteme einschließlich der Zusatzrentensysteme meist auf indirektem Weg, 
zB mittels Steuervergünstigungen.  
Die Finanzierung der Rentensysteme kann auf dreifache Weise erfolgen: mittels 
Kapitaldeckungsverfahren, mittels Ausweisung der aus Rentenverpflichtungen zu 
erwartenden Verbindlichkeiten in der Unternehmensbilanz und mittels Umlageverfahren. 
 
I. 7. 2. Mitteilung der Kommission vom 31. August 1992 an den Rat über ergänzende Systeme 
der sozialen Sicherheit: die Rolle der betrieblichen Altersversorgungssysteme für den 
Sozialschutz der Arbeitnehmer und ihre Auswirkungen auf die Freizügigkeit68 
Es wird betont, dass das Ziel der Freizügigkeit von aus- und einwandernden Arbeitnehmern 
und deren anspruchsberechtigten Angehörigen Gegenstand von Art 42 EG ist und dieser für 
die gesetzlichen Systeme folgendes vorsieht: Die Zusammenrechnung der nach verschiedenen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten Zeiten sowie die Zahlung der Leistungen 
an Personen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen. Diese Regelungen 
wurden jedoch nicht auf ergänzende Sozialversicherungssysteme ausgeweitet.  
Jedoch stellen die ergänzenden Systeme der Altersversorgung zahlreiche Hindernisse für die 
Mobilität der Arbeitnehmer dar. Normalerweise benachteiligen nämlich ergänzende Systeme 
der Sozialversicherung Mitglieder, die vor Eintritt in den Ruhestand aus dem System 
ausscheiden, da diese am Ende ihrer beruflichen Laufbahn beträchtlich niedrigere 
Leistungsansprüche aufweisen haben. Dieser Unterschied zwischen ehemaligen Mitgliedern 
und aktiven Mitgliedern ist in dreierlei Hinsicht festzustellen: In den Voraussetzungen für den 
Erwerb von Ansprüchen und Wartezeiten, die von einem Land zum anderen sehr 
unterschiedlich sind, obwohl die einzelstaatlichen Gesetzgebungen verlangen, dass 
Anwartschaften unverfallbar werden, und die Unverfallbarkeitsfristen begrenzen; In der 
Möglichkeit, dass die Anwartschaft eines Arbeitnehmers bei Arbeitsplatzwechsel in dem 
Altersversorgungssystem aufrecht erhalten werden kann, in dem sie erworben wurde, oder 
dass sie übertragen werden kann. Diese Möglichkeit besteht nicht immer, da sie im Falle von 
Altersversorgungssystemen nach dem Kapitaldeckungsverfahren bei Bilanzrückstellungen 
und beim Umlageverfahren normalerweise nicht anwendbar ist; Und in der Besteuerung von 
Übertragungen, da die Finanzbehörden Übertragungswerte mit Steuern belegen, sodass 
Übertragungen zu kostspielig werden.  
Zur Verbesserung des sozialen Schutzes von Arbeitnehmern und zur Erleichterung ihrer 
Mobilität werden verschiedene Lösungsmodelle vorgeschlagen:  
• Die Vermeidung, wenn immer möglich, eines Wechsels in ein anderes 
Versorgungssystem und der sich daraus ergebenden Verluste durch eine 
grenzüberschreitende Mitgliedschaft in einem Altersversorgungssystem, wobei das 
Land, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, die Absetzbarkeit der Beiträge an ein 
Altersversorgungssystem im Ausland von der Steuer ermöglichen muss. Die 
Kommission hat mehrere Vertragsverletzungsverfahren gegen verschiedene 
                                                          
67 Siehe zu all dem unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10509.htm. 
68 Mitteilung der Kommission SEK(91) 1332 endg. Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses; 
Amtsblatt C 223 vom 31. 8. 1992. Ausführlicheres dazu unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10509.htm. 
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Mitgliedstaaten eingeleitet, um diese Steuerabzugsfähigkeit sicherzustellen und sie hat 
ein Arbeitsdokument über die grenzübergreifende Mitgliedschaft in 
Altersversorgungssystemen ausgearbeitet. 
• Die Erleichterung des Erwerbs von Ruhegehaltsansprüchen durch kürzere 
Unverfallbarkeitsfristen und Wartezeiten. 
• Die Gewährleistung, dass jeder Arbeitnehmer, der aus dem System ausscheidet, einen 
gesetzlichen Anspruch auf Aufrechterhaltung erworbener Anwartschaften bis zu 
seinem Eintritt in den Ruhestand hat, wobei die Leistungen neu bewertet werden. 
• Die Sicherstellung der Möglichkeit, dass der Arbeitnehmer eine faire Übertragung 
seiner Ansprüche durchführen kann. 
• Eine ausführliche und regelmäßige Information der Mitglieder. 
• Die Sicherstellung, dass die Voraussetzungen zur Berechnung der Anwartschaften bei 
Aufrechterhaltung oder Transfer nicht unterschiedlich sind. 
• Die Vermeidung von Doppelbesteuerung der Rentenanwartschaften von 
Wanderarbeitnehmern. 
Zu diesem Thema fand am 7. Februar 1996 in der Kommission eine Orientierungsdebatte 
statt.69 Das Kollegium hat sich mit diesen Problemen befasst, die sich im Zusammenhang mit 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer durch die Beibehaltung unterschiedlicher Regelungen 
bezüglich der ergänzenden Altersversorgung in den Mitgliedstaaten ergeben, nämlich schwer 
zu erfüllende Voraussetzungen für den Erwerb von Ansprüchen, Verlust erworbener 
Ansprüche beim Wechsel in einen anderen Mitgliedstaat, Schwierigkeiten bei der 
Übertragbarkeit der Ansprüche, steuerliche Nachteile aufgrund der Tatsache, dass 
Rentenansprüche durch Beschäftigungszeiten in mehr als einem Mitgliedstaat erworben 
wurden, Schwierigkeiten bei grenzüberschreitenden Zahlungen sowie besondere Nachteile 
beim Wechsel zwischen verschiedenen Systemen, wenn ein Arbeitnehmer vorübergehend 
eine Beschäftigung in einem anderen Mitgliedstaat als dem aufnimmt, in dem er 
Rentenansprüche erworben hat. 
Die Kommission hat sodann die Akte an die Gruppe hochrangiger Sachverständiger für die 
Probleme der Wanderarbeitnehmer weitergeleitet. Dieses Gremium kam zum Schluss, dass 
eine legislative Initiative erforderlich ist, die sich zumindest anfangs auf die drei folgenden 
Aspekte beschränken sollte, die im später dazu ergangenen Richtlinienvorschlag, der zur 
Annahme der Richtlinie 98/49/EG durch den Rat führte, festgehalten sind: 
• Wahrung erworbener Ansprüche 
• grenzüberschreitende Auszahlung der Leistungen 
• Möglichkeit des Anschlusses an das System des Herkunftslandes für Arbeitnehmer, 
die für kurze Zeit in einen anderen Mitgliedstaat entsandt werden 
Außerdem hat das Gremium die Einrichtung eines europäischen Rentenforums 
vorgeschlagen, das sich mit den verschiedenen Möglichkeiten zur Beseitigung weiterer 
Hindernisse für die Freizügigkeit befassen sollte. Diese Hindernisse lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: die langen Wartezeiten für die Zulassung zu einem ergänzenden System 
und die Voraussetzungen für den Erwerb von Ansprüchen; die Schwierigkeiten bei der 
Übertragung von Rentenanwartschaften zwischen den Mitgliedstaaten; die steuerrechtlichen 
Probleme beim Erwerb von Rentenanwartschaften in mehr als einem Mitgliedstaat; sowie die 
Schwierigkeiten für die Arbeitnehmer (entsandte Arbeitnehmer ausgeschlossen), die für kurze 
Zeit in einem anderen Mitgliedstaat beschäftigt sind, weiter dem ergänzenden Rentensystem 
im Herkunftsland angeschlossen zu bleiben.  
 
                                                          
69 Orientierungsdebatte zum Thema der Sicherung der Ansprüche aus der ergänzenden Altersversorgung für 
Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Freizügigkeit in der Europäischen Union wahrnehmen, SEK (96) 24/2 und /3. 
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I. 7. 3. Grünbuch über zusätzliche Altersversorgung70 
Derzeit kommt die staatliche Altersversorgung (erste Säule) für ca. 88% sämtlicher in der EU 
gezahlten Renten auf und liegt damit weit vor den betrieblichen Rentensystemen (zweite 
Säule, 7%) und der privaten Altersvorsorge (dritte Säule, 0,9%). Von mehreren 
Mitgliedstaaten wurden bereits Reformen eingeleitet, die die Auswirkungen der 
demographischen Entwicklung in Richtung einer Überalterung der Bevölkerung auffangen 
sollen: Die Erhöhung der Beiträge bzw. Kürzung der Leistungen; der Aufbau eines, parallel 
zum umlagefinanzierten, staatlichen, voll vorfinanzierten Systems; oder eine schrittweise 
Schaffung von Voraussetzungen durch die Mitgliedstaaten, die sich günstig auf die 
Herausbildung privater ergänzender Altersversorgungssysteme nach dem 
Kapitaldeckungsverfahren auswirken.  
Während jedoch bei der staatlichen Altersversorgung Vorkehrungen für die Freizügigkeit 
getroffen worden sind, gibt es für die ergänzende Altersversorgung keinerlei 
Gemeinschaftsvorschriften. Die Frage der ergänzenden Altersvorsorgung von 
Wanderarbeitnehmern war Gegenstand eines Berichts der Hochrangigen Gruppe zur 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer. Darin wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene zu ergreifen, die mindestens folgenden drei Aspekten 
Rechnung tragen: Erhalt der erworbenen Anwartschaften von Mitgliedern, deren aktive 
Mitgliedschaft in einem ergänzenden Altersversorgungssystem auf Grund eines 
Wohnsitzwechsels innerhalb der Gemeinschaft erlischt; Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Zahlungen aller im Rahmen von Zusatzrentensystemen fällig werdenden Leistungen in 
anderen Mitgliedstaaten; Maßnahmen, die es den Arbeitnehmern ermöglichen, im Auftrag 
ihres Arbeitgebers vorübergehend in einem anderen Mitgliedstaat tätig zu sein und dabei in 
dem ergänzenden Altersversorgungssystem des Landes Mitglied zu bleiben, in dem sie bis 
dahin beschäftigt waren. Die Kommission will demnächst einen Richtlinienvorschlag hierzu 
vorlegen. 
Andere Hindernisse bestehen jedoch weiterhin: Strenge Voraussetzungen für den Erwerb von 
Zusatzrentenansprüchen einschließlich langer Anwartschaftszeiten; Schwierigkeiten bei der 
Übertragung von Rentenanwartschaften zwischen den Mitgliedstaaten; steuerrechtliche 
Probleme beim Erwerb von Rentenanwartschaften in mehr als einem Mitgliedstaat; konkrete 
Nachteile bei einem Rentensystemwechsel, wenn Arbeitnehmer in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihre Rentenanwartschaften erworben haben, ein 
Beschäftigungsverhältnis aufnehmen.  
Außerdem wurde die Schaffung eines Pensionsforums der Gemeinschaft in Erwägung 
gezogen. 
Die Mannigfaltigkeit der steuerrechtlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit der 
Altersversorgung kann zu einem Hindernis für die Freizügigkeit und den freien 
Dienstleistungsverkehr werden. Um in den Genuss von steuerlichen Vergünstigungen zu 
kommen, muss ein Pensionsplan in der Regel eine Reihe genau festgelegter Auflagen 
erfüllen. Folglich ist es eher unwahrscheinlich, dass ein in einem bestimmten Mitgliedstaat 
anerkanntes Altersversorgungssystem auch die für die Systeme in einem anderen 
Mitgliedstaat geltenden steuerrechtlichen Anforderungen erfüllt. Bilaterale Abkommen haben 
den Vorteil, dass sie maßgeschneidert sein können, sind jedoch schwerfällig (in der 
Gemeinschaft müssten 105 Doppelbesteuerungsabkommen unterzeichnet werden) und können 
zu Ungleichbehandlung führen. Unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips könnte die 
Verbesserung der Koordinierung und Ausweitung des Geltungsbereichs der steuerrechtlichen 
Regelungen für die Altersvorsorge sinnvoll sein. 
 
                                                          
70 Grünbuch der Kommission vom 10. Juni 1997 über die zusätzliche Altersversorgung im Binnenmarkt, KOM 
(97) 283 endg. Siehe zu all dem unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10519.htm.  
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I. 7. 4. Mitteilung der Kommission vom 11. Mai 1999 zu einem Binnenmarkt für zusätzliche 
Altersversorgung71 
Die Altersversorgungssysteme beruhen im allgemeinen auf drei Säulen (erste Säule: staatliche 
Sozialversicherungssysteme, zweite Säule: Betriebsrentensysteme und dritte Säule: auf 
individueller Ebene ausgehandelten Ruhestandsregelungen). Die Zusatzversorgungssysteme 
stützen sich auf die zweite und dritte Säule und sollen daher die staatlichen 
Versorgungssysteme ergänzen. 
Die Mitgliedstaaten sind zwar für die Organisierung ihrer Altersversorgungsysteme nach 
ihren Vorstellungen zuständig, doch hat die Kommission darüber zu wachen, dass die 
Zusatzaltersversorgungssysteme auf die durch den Binnenmarkt eingeführten 
Handlungsfreiheiten zurückgreifen können. Dies ist derzeit nicht der Fall, da die betrieblichen 
Rentenfonds häufig Investitions- und Verwaltungsvorschriften unterliegen, die ohne eine 
Verbesserung des Schutzes der Leistungsempfänger eine wirksame Nutzung der 
Kapitalmärkte und des Euro für die Rückführung der eingegangenen Beiträge behindern, was 
wiederum eine Begrenzung der Erträge der Kapitalanlagen und damit eine Erhöhung der 
Kosten für die Leistungen zur Folge hat; außerdem wird die berufliche Mobilität durch die 
derzeitige Organisation der Zusatzversorgungssysteme behindert, wobei es häufig schwierig 
ist, Rentenansprüche zu erwerben, und dann von einem Mitgliedsland auf ein anderes zu 
übertragen; darüber hinaus funktioniert der freie Dienstleistungsverkehr in der Praxis im 
Bereich der Zusatzversorgung aufgrund der Unterschiede der Steuersysteme in den seltensten 
Fällen.  
Die Kommission wünscht daher die Einführung eines Gemeinschaftsrahmens für 
Zusatzversorgungssysteme, der sich an folgenden drei Leitlinien orientieren könnte: 
• Verabschiedung eines Richtlinienvorschlags über die aufsichtsrechtlichen 
Vorschriften für betriebliche Pensionsfonds 
Diese Richtlinie soll den optimal möglichen Schutz der Empfänger gewährleisten; Die 
volle Nutzung der Vorteile des Binnenmarkts und des Euro durch die Pensionsfonds 
ermöglichen; Die Gleichbehandlung betrieblicher Zusatzaltersversorgungen 
gewährleisten und Wettbewerbsverzerrungen gegenüber Leistungsempfängern zum 
Beispiel Lebensversicherungen vermeiden; Sowie die gegenseitige Anerkennung von 
aufsichtsrechtlichen Systemen in den Mitgliedstaaten ermöglichen 
(grenzüberschreitende Mitgliedschaft).  
• Beseitigung von Hindernissen für die berufliche Mobilität  
Das Fehlen eines Koordinationssystems für Zusatzaltersversorgung stellt ein echtes 
Hindernis für die Mobilität von Arbeitnehmern in der Europäischen Union dar. 
Deshalb legt die Kommission Wert darauf, die Bedingungen für den Erwerb von 
Zusatzaltersversorgungsansprüchen zu vereinfachen und die Anwartschaftszeiten zu 
begrenzen, gemeinsame Normen zu den Bedingungen für die Übertragung von 
Ansprüchen aufzustellen, Steuersysteme und die gegenseitige Anerkennung der 
Rentensysteme besser zu koordinieren sowie ein "Pensionsforum" einzusetzen, um die 
mit der beruflichen Mobilität in der Union verbundenen Probleme zu erörtern.  
• Koordination der Steuersysteme in den Mitgliedstaaten  
Die nationalen Unterschiede in der steuerlichen Behandlung von 
Lebensversicherungen und Pensionen, ihre Komplexitäten und Besonderheiten, stellen 
große Hindernisse für die Mobilität von Arbeitnehmern dar. Sieht man von einer 
Harmonisierung ab und sorgt für die Erhaltung der Steuereinnahmen der 
Mitgliedstaaten, hält es die Kommission dennoch für erforderlich, sich um den 
Wegfall steuerlicher nationaler Diskriminierung gegenüber den Erträgen anderer 
                                                          
71 Mitteilung der Kommission vom 11. Mai 1999: Zu einem Binnenmarkt für die zusätzliche Altersversorgung 
(Ergebnis der Konsultation zum Grünbuch "Zusätzliche Altersversorgung im europäischen Binnenmarkt"), 
KOM(99) 134 endg./2. Siehe dazu unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10523.htm. 
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Institutionen (zB Versicherungsgesellschaften, Pensionsfonds) der Mitgliedstaten zu 
bemühen. 
Unter dieser Perspektive haben die Kommission und die Mitgliedstaaten eine 
Zusammenarbeit eingeleitet, um die Möglichkeiten zur Beseitigung der wichtigsten 
Hindernisse zu prüfen. Eines der wesentlichen Probleme besteht in der steuerlichen 
Behandlung von Beiträgen und Prämien, die an Institutionen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem Aufenthaltsland des Versicherten oder des Inhabers einer 
Versicherungspolice überwiesen wurden. Hierüber wird in der Gruppe Steuerpolitik, einer 
hochrangigen Dialoginstanz zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten im Bereich 
des Steuerrechts, diskutiert. 
 
 
I. 8. Einige weitere Akte auf Europäischer Ebene72 
 
I. 8. 1. Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte73 
In der Präambel des EWG-Vertrags werden unter den angestrebten Zielen "der wirtschaftliche 
und soziale Fortschritt" der Mitgliedstaaten und "die stetige Besserung der Lebens- und 
Beschäftigungsbedingungen ihrer Völker" aufgeführt. Mit der Verabschiedung der Charta der 
sozialen Grundrechte sollte im Rahmen der Arbeiten zur Einführung des Binnenmarkts die 
soziale Dimension berücksichtigt werden. 
Am 30. Oktober 1989 verabschiedete der Rat den Entwurf einer „Gemeinschaftscharta der 
sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer". 
Am 9. Dezember 1989 nahmen die Staats- bzw. Regierungschefs von elf Mitgliedstaaten auf 
dem Gipfeltreffen von Straßburg in Form einer Erklärung den Text der Charta an.  
Die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer enthält die 
Hauptgrundsätze, auf denen das europäische Arbeitsrechtmodell und die Stellung der Arbeit 
in der Gesellschaft generell beruhen. Sie umfasst folgende Abschnitte: Freizügigkeit, 
Beschäftigung und Arbeitsentgelt, Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
sozialer Schutz, Koalitionsfreiheit und Tarifverhandlungen, berufliche Bildung, 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen, Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der 
Arbeitnehmer, Gesundheitsschutz und Sicherheit in der Arbeitsumwelt, Kinder- und 
Jugendschutz, ältere Menschen und Behinderte.  
Die in der Charta verankerten sozialen Rechte sollen je nach Fall auf der Ebene der 
Mitgliedstaaten oder, soweit die Gemeinschaft zuständig ist, auf EG-Ebene verwirklicht 
werden. Die Kommission hat hierzu ihr Aktionsprogramm vorgelegt, worin die 
Verabschiedung eines gemeinsamen Grundbestands an Mindestvorschriften für alle 
Mitgliedstaaten angestrebt wird. 
Die Gemeinschaftscharta erfuhr eine Weiterentwicklung im Protokoll und Abkommen über 
die Sozialpolitik; Dieses Abkommen wurde durch den Vertrag von Amsterdam in den EGV 
(Art 136 ff) übernommen.74 
 
I. 8. 2. Empfehlung 92/442/EWG des Rates vom 27.Juli 1992 über die Annäherung der Ziele 
und der Politik im Bereich des sozialen Schutzes75 
Einleitend wird nochmals festgehalten, dass die Unterschiedlichkeit der in den nationalen 
Kulturen verwurzelten Systeme des sozialen Schutzes und der Grundsatz der Subsidiarität es 
                                                          
72 Näheres zu diesen Akten unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02206.htm. 
73 Siehe zu all dem unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10107.htm. 
74 Genaueres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 923 Rz 10. 
75 Amtsblatt L 245 vom 26.08.1992. Ausführliches zu all dem unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10607.htm. 
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gebieten, dass es den Mitgliedstaaten auch weiterhin möglich sein muss, über Organisation 
und Finanzierung ihrer Sozialschutzsysteme selbst zu bestimmen, jedoch andere Faktoren zur 
Förderung einer flexiblen, progressiven und nicht zwingenden Strategie der Annäherung auf 
dem Gebiet des sozialen Schutzes zu führen. Außerdem erfordere die Vollendung des 
Binnenmarktes Maßnahmen, mit deren Hilfe die Hindernisse für die Mobilität der 
Arbeitnehmer beseitigt werden können und jegliche Gefahr des sozialen Rückschritts, der ein 
gegenseitiges Überbieten bei den "sozialen Abwertungen" nach sich ziehen könnte, 
vermieden wird. Das Streben nach Konvergenz sei auch dadurch gerechtfertigt, dass alle 
Systeme des sozialen Schutzes ähnlichen Problemen gegenüberstehen, wie zB das 
Umsichgreifen der sozialen Ausgrenzung; das Entstehen einer größeren Gruppe von 
Arbeitnehmern, die in atypischen Arbeitsverhältnissen beschäftigt sind; der Anstieg der Zahl 
der alleinstehenden Personen und der Einelternfamilien; ein demographischer Kontext, der zu 
einem Rückgang der Anzahl der Erwerbstätigen und einer wachsenden Anzahl von Rentnern 
führt sowie der Anstieg der Kosten im Gesundheitsbereich.  
Deshalb empfiehlt der Rat den Mitgliedstaaten, ihre allgemeine Politik im praktischen 
Bereich an folgenden Zielen auszurichten: allen Personen sollen Mittel in einem Umfang 
garantiert werden, der mit der menschlichen Würde zu vereinbaren ist; allen rechtmäßig im 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats ansässigen Personen soll ermöglicht werden, die in dem 
Mitgliedstaat bestehenden Systeme des Schutzes der menschlichen Gesundheit zu nutzen; die 
soziale und wirtschaftliche Integration soll gefördert werden; der Lebensstandard der 
Arbeitnehmer, die ihre Tätigkeit am Ende des Arbeitslebens aufgeben oder die gezwungen 
sind, diese Tätigkeit wegen Krankheit, Unfall, Mutterschaft, Invalidität oder Arbeitslosigkeit 
zu unterbrechen, soll gesichert werden; der Auf- und/oder Ausbau eines angemessenen 
sozialen Schutzes für Selbständige sollte gefördert werden. Dabei sollen folgende allgemeinen 
Prinzipien eingehalten werden: das Prinzip der Gleichbehandlung (Vermeidung jeglicher 
Diskriminierung aufgrund der Nationalität, der Rasse, des Geschlechts, der Religion, der 
Sitten und Gebräuche oder der politischen Gesinnung); das Prinzip der 
Verteilungsgerechtigkeit (Einbeziehung der Empfänger von Sozialleistungen in die 
Verbesserung der Lebenshaltung der Gesamtbevölkerung); und die Ansprüche und Beiträge 
sollen im Hinblick auf eine Anpassung an die Entwicklung der Verhaltensweisen und der 
Familienstrukturen individualisiert werden.  
Darüber hinaus wird den Mitgliedstaaten empfohlen, ihr System des sozialen Schutzes 
anzupassen und weiterzuentwickeln, um schrittweise folgende Ziele zu erreichen: im Falle 
einer Krankheit soll allen rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ansässigen 
Personen gleicher Zugang zur Gesundheitsversorgung sowie zu den 
Krankheitsvorsorgemaßnahmen ermöglicht werden; auf die Beibehaltung und 
Weiterentwicklung eines hochwertigen Gesundheitsversorgungssystems soll geachtet werden, 
das an die Verbesserung der Vorsorge, den wissenschaftlichen Fortschritt, die zunehmende 
Verbreitung chronischer Krankheiten und an die Abhängigkeit alter Menschen angepasst ist; 
die Rehabilitation und Wiedereingliederung der Genesenden soll organisiert werden; 
Arbeitnehmern, die ihre Tätigkeit aus Krankheitsgründen unterbrechen müssen, sollen 
Leistungen gewährt werden, die dem Hauptteil ihres vorherigen Arbeitsentgelts entsprechen. 
Im Bereich der Leistungen bei Mutterschaft soll die Übernahme der durch Schwangerschaft, 
Entbindung und deren Folgen entstehenden Pflegekosten organisiert werden; Frauen, die ihre 
Tätigkeit wegen Mutterschaft unterbrechen, sollen angemessenen sozialen Schutz genießen. 
Im Fall einer Arbeitslosigkeit soll allen Arbeitslosen ein Mindesteinkommen garantiert 
werden; zugunsten der jugendlichen Arbeitslosen und der Langzeitarbeitslosen sollen 
Einrichtungen zur Bekämpfung der Ausgrenzung geschaffen werden; außerdem soll ihnen der 
Erwerb beruflicher Qualifikationen ermöglicht werden; Arbeitslosen sollen pauschale oder 
nach ihrem früheren Erwerbseinkommen berechnete Leistungen gewährt werden. Bei 
Arbeitsunfähigkeit soll Behinderten ein Mindesteinkommen garantiert und ihre soziale – und 
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soweit möglich, wirtschaftliche – Eingliederung gefördert werden; Arbeitnehmer, die ihre 
Tätigkeit wegen Invalidität unterbrechen oder reduzieren müssen, sollen Leistungen erhalten, 
die in angemessenem Verhältnis zu ihrem früheren Erwerbseinkommen stehen. Im 
Sicherungsfall des Alters soll allen rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
ansässigen älteren Personen ein Mindesteinkommen garantiert werden, wobei ihren 
spezifischen Bedürfnissen Rechnung zu tragen ist, insbesondere, wenn sie von der Pflege und 
den Diensten anderer abhängig sind; die soziale Ausgrenzung soll vermieden werden; 
Personen, die das Mindestalter für Altersversorgungsansprüche erreicht haben, sollen die 
Möglichkeit erhalten, weiterhin eine Tätigkeit auszuüben; das Altersversorgungssystem soll 
ein vertretbares Niveau von Ersatzleistungen gewährleisten; die Benachteiligung von 
Arbeitnehmern, deren berufliche Laufbahn aufgrund von Krankheitszeiträumen, Invalidität 
oder längerer Arbeitslosigkeit unvollständig ist oder die ihre Tätigkeit zur Erziehung ihrer 
Kinder oder zur Versorgung anderer unterhaltsberechtigter Personen vorübergehend 
unterbrochen haben, soll verringert werden; die Voraussetzungen für den Erwerb von 
Ansprüchen auf zusätzliche Altersversorgungssysteme sollen schrittweise angepasst werden, 
um die Hindernisse für die Mobilität der Arbeitnehmer zu beseitigen; und zu gegebener Zeit 
sollen die Altersversorgungssysteme an die demographischen Veränderungen angepasst 
werden. Im Bereich der Familienleistungen sollen die Leistungen für die ärmsten Familien 
und für diejenigen Familien, für die die Versorgung von Kindern eine besondere Belastung 
darstellt, ausgebaut werden; die Integration von Personen, die sich nach der Erziehung ihrer 
Kinder in den Arbeitsmarkt eingliedern wollen, soll insbesondere durch Aus- und 
Fortbildungsmaßnahmen gefördert werden; und die Hindernisse, die einer Berufstätigkeit der 
Eltern entgegenstehen, sollen beseitigt werden. 
Die Kommission wird dem Rat in regelmäßigen Abständen einen Bericht vorlegen, in dem 
die Fortschritte bei der Verwirklichung dieser Ziele bewertet werden, um auf dieser 
Grundlage geeignete Indikatoren auszuarbeiten und zu entwickeln. Darüber hinaus wird sie 
einen regelmäßigen Informationsaustausch mit den Mitgliedstaaten über die Entwicklung 
ihrer Politik im Bereich des sozialen Schutzes organisieren. 
 
I. 8. 3. Bericht über den sozialen Schutz in Europa (1993)76 
Es wird festgehalten, dass, obwohl sich die derzeit in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
bestehenden Systeme des sozialen Schutzes in der Finanzierungsart und dem 
Anwendungsbereich unterscheiden, die Hauptmerkmale weitgehend identisch sind. Alle 
Mitgliedstaaten gewähren Leistungen im Alter, bei Krankheit, Invalidität, Mutterschaft und 
Arbeitslosigkeit sowie für die Betreuung von Kindern, wobei ein kostenloses oder weitgehend 
subventioniertes Gesundheitspflegesystem besteht. Kriterien für Unterschiede sind: der 
Umfang der Leistungen proportional zu den früheren oder pauschalen Entlohnungen; ferner, 
ob die Mittel kontrolliert oder nicht kontrolliert werden, um den Anspruch auf Leistungen 
sowie die Höhe der Leistungen festzulegen; die Tatsache, ob ein Anspruch auf ein 
garantiertes Mindesteinkommen besteht oder nicht; die Tatsache, dass Sachleistungen 
(Gesundheitspflege) jedermann zu dem Zeitpunkt und an dem Ort zur Verfügung stehen, an 
dem sie erforderlich sind; die Art der Erhebung der Einnahmen für die Finanzierung des 
Systems; die Aufgabe der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter bei der Verwaltung des 
Systems und die Rolle des Staates; die Rolle der Institutionen des privaten Sektors bei der 
Erbringung der Leistungen und der angebotenen Dienstleistungen im Vergleich zur Rolle des 
öffentlichen Sektors. 
In Bezug auf jüngste Reformen der Systeme des sozialen Schutzes war eine Flut von 
Reformen zu verzeichnen, die alle auf eine Kosteneindämmung abzielten, die mittels größerer 
Selektivität, verstärkter Überprüfung der Mittel und, in bestimmten Fällen, Privatisierung 
                                                          
76 Bericht der Kommission KOM(93)531 endg. Näheres zu all dem unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10608a.htm. 
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erreicht werden sollte. Die Beitragssätze sind praktisch in allen Ländern angestiegen. In 
mehreren Ländern wurden die Leistungen de facto abgebaut. In zahlreichen Ländern wurden 
Vorruhestandregelungen eingeführt. Im Bereich der Gesundheitspflege wurde der Anspruch 
auf Behandlungen eingeschränkt. 
Zum Umfang des sozialen Schutzes wurde angemerkt, dass das durch 
Sozialversicherungsleistungen ermöglichte Einkommensniveau in den meisten 
Mitgliedstaaten relativ hoch ist; in Mitgliedstaaten, in denen das nicht der Fall ist, werden im 
allgemeinen zusätzliche Beträge für Unterhaltsberechtigte gewährt. Die Leistungen für 
Altersruhegeld und Invalidenrente bestehen in allen Mitgliedstaaten. Für das Altersruhegeld 
liegt die Rentenhöhe in zehn Ländern zwischen 32% und 52% des durchschnittlichen 
Nettoeinkommens und für die Invalidenrente in acht Ländern zwischen 30% und 49%.  
Die Ausgaben für den sozialen Schutz werden im Wesentlichen durch Zwangsabgaben 
(Steuern und Beiträge) finanziert. 
Die Ausgaben für das Gesundheitswesen steigen in allen Mitgliedstaaten ständig weiter. In 
allen Ländern ist fast jeder sozial abgesichert. In fast allen Mitgliedstaaten müssen die 
Patienten einen Teil der Gesundheitsausgaben übernehmen. 
 
I. 8. 4. Grünbuch über die Europäische Sozialpolitik – Weichenstellung für die Europäische 
Union77 
Ziel des Grünbuchs78 aus dem Jahr 1993 ist es, eine Vielzahl von Fragen aufzuwerfen, die mit 
der Zukunft der Sozialpolitik in der Europäischen Union verknüpft sind.  
Im Bereich der solidaritäts- und integrationsfördernden Maßnahmen wird vor allem die 
Konvergenz der Sozialpolitiken angestrebt. Die dazu zentralen Fragen sind folgende: Besteht 
die Möglichkeit, die Einkommenssicherungsmaßnahmen zu verbessern, um ein hohes soziales 
Schutzniveau zu gewährleisten, und gleichzeitig eine aktive Arbeitsmarktpolitik zur 
Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus zu betreiben? Sollte noch weiter gegangen 
werden und in einigen Bereichen bestimmte Konvergenzziele benannt werden, vor allem im 
Hinblick auf neue Entwicklungen wie Pflegeversicherung und stärkere Anerkennung der 
Rechte des einzelnen? Wie lassen sich im Bereich der Besteuerung und der sozialen 
Sicherheit angemessene Anreize für die soziale und wirtschaftliche Beteiligung von Frauen 
schaffen, beispielsweise durch eine stärkere Anerkennung der Rechte des einzelnen oder 
dadurch, dass die Haushaltsbesteuerung bzw. Zusammenveranlagung von Ehegatten in der 
Steuer- und Sozialversicherungspolitik aufgegeben wird? 
Bezüglich des Binnenmarkts und freien Personenverkehrs wird hinterfragt, welche Schritte 
auf Gemeinschaftsebene im Hinblick auf die folgenden Ziele eingeleitet werden sollten: 
Beseitigung der noch bestehenden rechtlichen Hemmnisse für die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer (Familienzusammenführung, Gleichbehandlung, Aufenthaltsrecht, 
Ausgrenzung); Ausbau des EURES-Netzes zur Orientierung und Information über 
Stellenangebote sowie Lebens- und Arbeitsbedingungen in der gesamten Gemeinschaft; 
Gleichbehandlung aller Bürger der Gemeinschaft, die in einem Mitgliedstaat ansässig sind, 
vor allem in Bezug auf soziale und steuerliche Vergünstigungen (Studenten, Rentner usw.); 
Gewährleistung eines besseren sozialen Schutzes für mobile Arbeitnehmer, insbesondere 
durch Erleichterung des Erwerbs, des Erhalts und der Übertragung von betrieblichen 
Rentenansprüchen; Ausweitung des Personenkreises, der durch die Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit abgedeckt ist, Vereinfachung der Vorschriften, 
Modernisierung der Verfahren, bessere Unterrichtung der Öffentlichkeit. Weiters, welche 
konkreten Schritte erforderlich sind, um die Beseitigung sämtlicher noch bestehender 
Hindernisse für die Mobilität sicherzustellen, die auf Problemen im Zusammenhang mit der 
gegenseitigen Anerkennung und Entsprechung von Befähigungsnachweisen beruhen. 
                                                          
77 Siehe zu all dem unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10111.htm.  
78 KOM(93) 551 endg. 
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I. 8. 5. Weißbuch: Europäische Sozialpolitik, ein zukunftsweisender Weg für die Union79 
Das Weißbuch80 aus dem Jahr 1994 ist das Ergebnis des Konsultationsprozesses über die 
europäische Sozialpolitik, der mit dem Grünbuch ausgelöst wurde und die Institutionen der 
Union, die Mitgliedstaaten, die Arbeitgeber, die Gewerkschaften, gesellschaftliche 
Einrichtungen und einzelne Bürger einbezog. Im Weißbuch werden die Grundzüge des 
Vorgehens auf Unionsebene für die kommenden Jahre dargelegt. Die beschäftigungs- und 
berufsbildungspolitischen Vorschläge dieses Weißbuchs sind wesentlicher Bestandteil des 
durch das 1993 publizierte Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung81 eingeleiteten Prozesses. Konsolidierung und Ausbau des Erreichten sind Ziel 
dieses Weißbuchs, insbesondere in den Bereichen Arbeitsrecht, Gesundheit und Sicherheit, 
Freizügigkeit sowie Chancengleichheit von Männern und Frauen. Neue Vorschläge auf den 
Gebieten Sozialschutz, Chancengleichheit für alle und öffentliche Gesundheit werden 
eingebracht. Das Weißbuch soll auf die sozialen Zielsetzungen eingehen, die der 
Europäischen Union von ihren Mitgliedern vorgegeben wurden und ihren deutlichsten 
Ausdruck in Art 2 EUV finden. 
Im Bereich der Sozialpolitik und des sozialen Schutzes wird die Kommission auf Ersuchen 
des Rates die Entwicklung der Politik der Mitgliedstaaten im Bereich des sozialen Schutzes 
auch weiterhin analysieren. Weiters wird sie eine Empfehlung zur Finanzierung der sozialen 
Sicherung, in der gemeinsame Leitlinien festgelegt sind, die eine bessere Anpassung der 
sozialen Sicherung an die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten gewährleisten und das 
gleichzeitige Bestehen verschiedener nationaler Systeme ermöglicht sowie eine Empfehlung 
über eine langfristige Pflegeversicherung für Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind, 
abgeben. Die Kommission wird alles in ihren Kräften Stehende unternehmen um 
sicherzustellen, dass der Rat das nächste Unionsprogramm in diesem Bereich auf der 
Grundlage der von der Kommission im September 1993 vorgelegten Vorschläge annimmt.  
 
I. 8. 6. Entschließung des Rates vom 27. März 1995 zur Umsetzung und Anwendung des 
Sozialrechts der Gemeinschaft82 
Am 27. März 1995 erging eine Entschließung des Rates,83 deren Ziel das Erreichen einer in 
allen Mitgliedstaaten gleich wirksamen Anwendung der Bestimmungen des Sozialrechts der 
Gemeinschaft ist. Inhaltlich hebt der Rat hervor, dass es unabdingbar ist, das 
gemeinschaftliche Sozialrecht zu einer für die Bürger erfahrbaren Realität werden zu lassen. 
Deshalb ersucht der Rat die Kommission, die Umsetzung und Anwendung des gesamten 
Sozialrechts der Gemeinschaft durch die Mitgliedstaaten zu erleichtern, ihr System für die 
Anhörung insbesondere der Sozialpartner beizubehalten und auszubauen, die Information 
über die Verwirklichung der bestehenden Richtlinien zu verbessern und hierzu zu den 
einzelnen Richtlinien regelmäßig Verzeichnisse der von den Mitgliedstaaten mitgeteilten 
Maßnahmen zur Umsetzung in das innerstaatliche Recht jedes einzelnen Mitgliedstaats zu 
veröffentlichen. Weiters ersucht der Rat die Mitgliedstaaten, der Kommission sachdienliche 
Informationen über die tatsächliche Verwirklichung des Sozialrechts der Gemeinschaft zur 
Verfügung zu stellen, sowie auf eine aktive Beteiligung der Sozialpartner an der 
Verwirklichung des Sozialrechts der Gemeinschaft auf nationaler Ebene hinzuwirken. 
Darüber hinaus ersucht der Rat die Kommission und die Mitgliedstaaten, die Aufnahme von 
Kooperationsbeziehungen vorzuschlagen, die die Sammlung und Verbreitung von 
Informationen über die Fortschritte und Schwierigkeiten einer effektiven Verwirklichung des 
                                                          
79 Näheres zu all dem unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10112.htm. 
80 KOM(94)333 endg. 
81 http://europa.eu.int/en/record/white/c93700/contents.html. 
82 Vgl zu all dem unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c11802.htm. 
83 Amtsblatt C 168 vom 4. 7. 1995. 
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Gemeinschaftsrechts in allen Mitgliedstaaten fördern sollen. Außerdem verpflichtet sich der 
Rat, die Umsetzung der Richtlinien regelmäßig zu erörtern und die Konzertierung mit den 
Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene zu fördern. 
 
I. 8. 7. Entschließung des Rates vom 4. März 1996 über die Rechtsstellung von 
Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auf Dauer 
aufhältig sind84 
Ziel ist die Förderung der Annahme einzelstaatlicher Maßnahmen zur Erleichterung der 
Eingliederung im Gastland von Staatsangehörigen dritter Länder, die auf Dauer aufhältige 
Einwohner im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten sind. Dieser Text wurde im Rahmen von 
Titel VI des Vertrags über die Europäische Union als Entschließung angenommen; diese 
Textart ist unter diesem Titel nicht vorgesehen. Sie ist nicht rechtsverbindlich, d. h. sie 
schreibt keine aus einem Harmonisierungsprozess resultierenden neuen Rechte für die 
betroffenen Personen fest. Diese Entschließung betrifft Staatsangehörige dritter Länder, die 
auf Dauer aufhältige Einwohner im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten sind und „auf Dauer 
aufhältige Einwohner" genannt werden. Diesen auf Dauer aufhältigen Einwohnern kann eine 
mindestens 10 Jahre gültige oder eine unbegrenzt gültige Aufenthaltsgenehmigung erteilt 
werden. Diese gemäß den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten erteilte 
Aufenthaltsgenehmigung kann erlöschen oder verlängert werden. In jedem Fall erfolgt die 
Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung stets unter dem Vorbehalt, dass ihr keine Bedenken im 
Zusammenhang mit der öffentlichen Ordnung oder der Sicherheit des Staates entgegenstehen. 
Gemäß dieser Entschließung haben der auf Dauer aufhältige Einwohner und seine 
Familienangehörigen, die rechtmäßig bei ihm wohnen, Anspruch auf Gleichstellung mit den 
Staatsangehörigen des betroffenen Mitgliedstaates in folgenden Bereichen: 
Arbeitsbedingungen, Mitgliedschaft bei gewerkschaftlichen Organisationen, Politik der 
öffentlichen Hand im Wohnungssektor, Sozialversicherung, ärztliche Soforthilfe und 
Schulpflicht. 
 
I. 8. 8. Mittelfristiges sozialpolitisches Aktionsprogramm von 1995 bis 199785 
Bei dieser Mitteilung, die das geplante Arbeitsprogramm der Kommission im sozialen 
Bereich beschreibt, handelt es sich um die dritte und letzte Stufe in einem Prozess, der 1993 
mit der Veröffentlichung des Grünbuchs über die künftige europäische Sozialpolitik 
eingeleitet und 1994 mit dem Weißbuch über die europäische Sozialpolitik fortgeführt wurde. 
Im Bereich Sozialpolitik und sozialer Schutz schlägt die Kommission vor, zusammen mit den 
Mitgliedstaaten einen Prozess gemeinsamer Überlegungen zur Zukunft des sozialen Schutzes 
in Gang zu setzen. Dabei ist auch weiterhin die Erstellung eines Zweijahresberichts über den 
sozialen Schutz sowie die Weiterentwicklung des MISSOC-Systems (System zur 
gegenseitigen Information über den sozialen Schutz in der Gemeinschaft) ebenso wie des 
ESSOSS-Systems (Europäisches System der integrierten Sozialschutzstatistik) geplant. Ferner 
soll die Kommission sowohl eine Mitteilung über die Finanzierung der sozialen Sicherheit als 
auch eine zur zusätzlichen Krankenversicherung, mit einer Bewertung der derzeitigen 
Situation, vorlegen. 
In Bezug auf eine wirksamere Anwendung europäischer Rechtsvorschriften wird die 
Kommission einen Jahresbericht über den Stand bei der Umsetzung der im sozialen Bereich 
verabschiedeten Richtlinien in nationales Recht ausarbeiten. 
 
                                                          
84 Amtsblatt C 80 vom 18. 3. 1996. Näheres zu all dem unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/l23027b.htm. 
85 KOM(95) 134 endg. Genaueres dazu unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10113.htm.  
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I. 8. 9. Mitteilung der Kommission vom 12. März 1997 zur Modernisierung und Verbesserung 
des Sozialschutzes in der Europäischen Union86 
In dieser Mitteilung stellt die Kommission unter anderem fest, dass der Sozialschutz für 
Binnenwanderer in der Union verbessert werden muss, insbesondere durch Anpassung des 
Geltungsbereichs der Verordnung 1408/71 an das Konzept der europäischen 
Staatsbürgerschaft, Vereinfachung der Verfahren, Erleichterung des grenzüberschreitenden 
Zugangs zu Leistungen der Gesundheitsversorgung sowie durch Verwirklichung eines 
Koordinierungssystems im Bereich der ergänzenden Alterssicherungssysteme.  
 
I. 8. 10. Bericht über die soziale Sicherheit in Europa (1997)87 
Während sich die europäischen Volkswirtschaften eines noch nie gekannten Wohlstandes 
erfreuen, hat die Abhängigkeit von Sozialtransfers den höchsten Stand in der 
Nachkriegsgeschichte erreicht. Die Hauptursache dafür liegt in der Überalterung der 
Bevölkerung und weniger in der hohen Arbeitslosigkeit. Dementsprechend stellen die 
Altersrenten den größten Posten der Sozialausgaben dar, gefolgt von den Kosten für das 
Gesundheitswesen. Als Reaktion darauf bemühen sich die europäischen Regierungen um eine 
Begrenzung der Kosten und Eindämmung der Ausgaben unter gleichzeitiger 
Aufrechterhaltung eines umfassenden Systems zum Schutz aller Bedürftigen.  
Die Finanzierung des sozialen Schutzes bleibt ein zentrales Thema der politischen Debatte. 
1995 stammten noch immer etwa 65% der Mittel in der Union aus den Sozialbeiträgen (von 
denen 60%, also 40% der Gesamtmittel, von den Arbeitgebern aufgebracht wurden) und 30% 
aus Steuereinnahmen. Die Anteile sind von Land zu Land verschieden; sie hängen mit der 
historischen Entwicklung des jeweiligen Systems zusammen. Inzwischen zeichnet sich eine 
gewisse Umstrukturierung der Finanzierungsquellen ab: Der Anteil der Arbeitgeberbeiträge 
sinkt, während die Beiträge der Versicherten steigen (Finnland und Portugal), ferner werden 
neue Sozialsteuern eingeführt (Frankreich) und ist eine zunehmende Beteiligung der 
Altersrentner und anderer Leistungsempfänger an der Aufbringung der Mittel festzustellen 
(Niederlande und Deutschland). 
 
I. 8. 11. Sozialpolitisches Aktionsprogramm von 1998 bis 200088 
In der Rubrik „Arbeitsplätze, Fähigkeiten und Mobilität“ beschließt die Kommission, ihren 
Aktionsplan zur Förderung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer fortzusetzen, indem sie ein 
Paket von Vorschlägen zur Anpassung und Aktualisierung der wichtigsten Rechtsvorschriften 
in diesem Bereich vorlegt, den Ausbau von EURES fortsetzt und in Zusammenarbeit mit den 
nationalen Behörden und den Sozialpartnern gewährleistet, dass die bestehenden 
Rechtsvorschriften wirksam angewendet werden. 
 
 
I. 9. Europäische Programme 
 
I. 9. 1. Programm TESS89 
Ziel dieses Programms ist die Beschleunigung und Vereinfachung der Verwaltungsverfahren 
zur Verbesserung des Erwerbs von Ansprüchen sowie jener bei der Gewährung und 
                                                          
86 Mitteilung der Kommission vom 12. März 1997, KOM (97) 102. Siehe unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10615.htm. 
87 Bericht der Kommission KOM (1998) 243 endg. Näheres zu all dem unter 
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10608c.htm. 
88 KOM (98) 259 eng. vom 29 April 1998. Siehe unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10114.htm. 
89TESS = Telematik in der sozialen Sicherheit; näheres unter 
http://europa.eu.int/scadplus/printversion/de/cha/c10518.htm. 
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Auszahlung von Leistungen der sozialen Sicherheit für Wanderarbeitnehmer und andere 
Personen, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit für sich und ihre Familienangehörigen 
Gebrauch gemacht haben. Darüber hinaus die Einrichtung und Kofinanzierung von 
Studienvorhaben und Projekten für den elektronischen Datenaustausch, die Bereitstellung 
eines standardisierten Telekommunikationsnetzes für den Datenaustausch zwischen den 
Verwaltungen der Mitgliedstaaten in einer sicheren und stabilen Umgebung sowie die 
Koordinierung der Tätigkeiten eines Kontrollausschusses, und zwar des Fachausschusses für 
Datenverarbeitung. Im Rahmen der TESS-Projekte soll der Übergang vom Datenaustausch 
auf Papier zum elektronischen Datenaustausch erfolgen. Im Renten- und 
Krankenversicherungssektor wurden Projekte zum Austausch von Daten über die Identität des 
Versicherten, seine Zugehörigkeit zum Sozialversicherungssystem und die Erstattung der 
Krankheitskosten erarbeitet und durchgeführt. Die Verwaltungskommission für die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, in der die Vertreter der Ministerien für soziale 
Angelegenheiten, Beschäftigung und Gesundheitsfragen zusammenkommen, hat eine Reihe 
von Standardvordrucken für den Austausch standardisierter Daten auf Papier zwischen den 
zuständigen Sozialversicherungsträgern erarbeitet, von denen der Vordruck E111, mit dem 
bescheinigt wird, dass ein Versicherter bei Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als 
seinem Wohnstaat Anspruch auf Regel- und dringende Sachleistungen der 
Krankenversicherung hat, der bekannteste ist.  
 
I. 9. 2. Programm MISSOC90 
Ziel dieses im März 1990 angelaufenen Programms ist, die gegenseitige Information über die 
Systeme und Politiken zum sozialen Schutz in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu 
fördern und die auf den neuesten Stand gebrachten Informationen zur Unterstützung zu 
vertreiben. Als Maßnahmen sind Veröffentlichungen (vergleichende jährliche Darstellung der 
Systeme des sozialen Schutzes, denen eine Analyse der Entwicklung von Systemen und 
Politiken im vorangegangenen Jahr vorangestellt ist) sowie die Errichtung einer Datenbank 
und eines Datenfernverarbeitungsnetzes (kurzfristig: On-line-Abfragen der vergleichenden 
Darstellungen und der Analysen der Entwicklung; und mittelfristig: Datensammlung über 
elektronische Post und die Möglichkeit, punktuelle Erhebungen zu spezifischen Fragen 
durchzuführen) vorgesehen. 
 
 
I. 10. Rechtsakte des Europarates 
 
I. 10. 1. Europäische Menschenrechtskonvention91 
Mit dieser am 4. 11. 1950 in Rom beschlossenen und am 3. 9. 1953 ratifizierten Konvention 
erfolgte eine Deklaration von klassischen bürgerlich-liberalen Grundfreiheiten, von denen das 
Verbot der Zwangsarbeit und die Vereinigungsfreiheit von arbeitsrechtlicher Relevanz sind. 
 
I. 10. 2. Europäische Sozialcharta92  
Die Europäische Sozialcharta ist im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte 
das Gegenstück zur Europäischen Menschenrechtskonvention, die den Schutz der 
bürgerlichen und politischen Grundrechte und Grundfreiheiten gewährleistet. Sie wurde am 
                                                          
90 Programm MISSOC - System zur gegenseitigen Information über den sozialen Schutz (Mutual Information 
System on Social Protection); näheres unter http://europa.eu.int/scadplus/printversion/de/cha/c10606.htm. 
91 Siehe dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1292 f Rz7 ff. 
92 Eine ausführliche Darstellung siehe unter http://www.bmwa.gv.at/NR/rdonlyres/12F1B6EE-84A6-4531-
A11D-170788E01626/3382/Europe4ischeSozialcharta1.pdf.  
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18. Oktober 1961 in Turin unterzeichnet und trat am 26. Februar 1965 in Kraft. Österreich hat 
die Europäische Sozialcharta am 10. September 1969 ratifiziert.93 
Die Europäische Sozialcharta garantiert in 19 Artikeln eine Reihe von Grundrechten, die sich 
in zwei Kategorien unterteilen lassen.  
• Beschäftigungsbedingungen:  
Unter diese lassen sich die Nichtdiskriminierung am Arbeitsplatz, das Verbot der 
Zwangsarbeit, das Vereinigungsrecht, das Recht auf Kollektivverhandlungen, das 
Recht auf angemessene Arbeitsbedingungen und Entgelt, die Eingliederung 
Behinderter in die Arbeitswelt, das Recht auf Berufsberatung und berufliche 
Ausbildung, das Verbot von Kinderarbeit und der Schutz jugendlicher Arbeitnehmer 
sowie der Mutterschutz subsumieren.  
• Soziale Kohäsion:  
Darunter fallen das Recht auf Gesundheitsschutz, das Recht auf soziale Sicherheit und 
das Recht auf Fürsorge, das Recht, soziale Dienste in Anspruch zu nehmen, der 
Kinder- und Jugendschutz, der Schutz der Familie sowie das Recht der 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand.  
Die Revidierte Europäische Sozialcharta von 1996 fasst die in der Europäische Sozialcharta 
von 1961 und im Zusatzprotokoll von 1988 verankerten Rechte zusammen, wobei die 
Bestimmungen modernisiert und an die rechtlichen Entwicklungen in den Mitgliedstaaten des 
Europarates, insbesondere an das EU-Recht, angepasst wurden und sie enthält auch eine 
Reihe neuer Rechte im Bereich der Beschäftigungsbedingungen, aber auch im Bereich der 
sozialen Kohäsion, wie das Recht auf Schutz gegen Armut und soziale Ausgrenzung. 
Österreich hat die revidierte Charta am 7. Mai 1999 unterzeichnet.  
 
I. 10. 3. Europäisches Abkommen über soziale Sicherheit94 
Das am 14. Dezember 1972 in Straßburg unterzeichnete und am 1. März 1977 in Kraft 
getretene Europäische Übereinkommen über soziale Sicherheit gründet sich auf vier 
Grundprinzipien des internationalen Sozialversicherungsrechts: Gleichbehandlung, einheitlich 
anzuwendende Gesetzgebung, Aufrechterhaltung erworbener Ansprüche und Anwartschaften 
und Zahlung der Leistungen auch im Ausland.  
Das Übereinkommen gilt für jedwede Sozialversicherungsgesetzgebung in folgenden 
Bereichen: Kranken- und Mutterschaftsgeld, Invaliditätsrente, Altersrente, 
Hinterbliebenenrente, Rente bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, Sterbegeld, 
Arbeitslosenunterstützung und Familienzulagen. 
Folgende Teile des Übereinkommens sind unmittelbar anwendbar: Die allgemeinen 
Bestimmungen, insbesondere diejenigen über die Definition des materiellen und persönlichen 
Anwendungsbereiches des Übereinkommens und die Grundprinzipien von Gleichbehandlung 
und Aufrechterhaltung erworbener Ansprüche; die Bestimmungen über die anzuwendenden 
Rechtsvorschriften; die Teile betreffend die Berechnung der Berechtigungszeiten und der 
Leistungen in allen von dem Übereinkommen abgedeckten Bereichen; die besonderen 
Bestimmungen über Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenrente sowie Entschädigung für 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten und die verschiedenen Übergangs- und 
Schlussbestimmungen. 
Die Anwendung der besonderen Bestimmungen bezüglich Krankheit und Mutterschaft, 
Arbeitslosen- und Familiengeld mit Ausnahme der Zusammenrechnung von 
Berechtigungszeiten hängt jedoch vom Abschluss zwei- oder mehrseitiger Abkommen 
zwischen den Vertragsparteien ab. 
Das Übereinkommen gilt für alle Personen, die Staatsangehörige einer Vertragspartei sind, 
auch für Flüchtlinge oder Staatenlose, die auf dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei ansässig 
                                                          
93 BGBl. Nr. 460/1969. 
94 Den Wortlaut siehe unter http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/078.htm.  
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sind, soweit sie der Gesetzgebung einer oder mehrerer Vertragsparteien unterworfen sind oder 
waren, sowie für ihre Familienmitglieder oder ihre Hinterbliebenen. Die Bestimmungen des 
Übereinkommens gelten ebenfalls für die Hinterbliebenen von Personen, die, ohne die 
Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei zu besitzen, der Gesetzgebung einer oder mehrerer 
Vertragsparteien unterlagen, vorausgesetzt dass die Hinterbliebenen Staatsangehörige einer 
Vertragspartei sind. 
Das Übereinkommen ist zwischen folgenden Ländern in Kraft:95 Belgien, Italien, Luxemburg, 
Niederlande, Österreich,96 Portugal, Spanien und Türkei. 
Auf Grund der Überschneidungen mit der VO 1408/71 im sachlichen Anwendungsbereich, 
hat das Übereinkommen praktisch nur noch im Verhältnis zur Türkei Bedeutung. 
 
 
I. 11. Gestaltungsspielraum der Mitgliedstaaten 
 
Korrespondierend zu der bloßen Koordinationskompetenz der Gemeinschaft, ist der in der 
Kompetenz der Mitgliedstaaten verbleibende Regelungsspielraum sehr weit. Das spiegelt sich 
auch in der ständigen Rechtsprechung des EuGH wider, wonach das Gemeinschaftsrecht die 
Befugnis der Mitgliedstaaten zur Ausgestaltung ihrer Systeme der nationalen Sicherheit nicht 
berührt.97 Somit legt das Recht eines jeden Mitgliedstaates die Voraussetzungen eines Rechts 
bzw einer Pflicht auf Anschluss an ein System der sozialen Sicherheit sowie eines Anspruchs 
auf Leistungen fest.98  
Trotzdem sind die Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung ihrer Systeme der sozialen 
Sicherheit nicht völlig frei, da sie an das im Stufenbau der Rechtsordnung höherrangige 
Gemeinschaftsrecht gebunden sind. Deshalb judiziert der EuGH auch, dass die 
Mitgliedstaaten ihre Befugnisse nur unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts ausüben 
dürfen, lässt aber oft unklar, was im einzelnen darunter zu verstehen ist, und untersucht die 
nationalen sozialrechtlichen Maßnahmen auf ihre Konformität mit dem Primärrecht.99 Dabei 
ging der Gerichtshof sogar so weit, dass er unter Berufung auf Art 10 EG mit seiner 
Rechtsprechung eine „sanfte“ Harmonisierung der unterschiedlichen Sozialsysteme 
anstrebte.100  
Jedenfalls sind die Mitgliedstaaten an den Gleichbehandlungsgrundsatz gebunden, der sowohl 
eine Beschränkung des Zugangs zum sozialen Sicherungssystem auf eigene Staatsbürger als 
auch eine unterschiedliche Behandlung von Männern und Frauen verbietet.101  
Weitere Prüfungsmaßstäbe sind die Grundfreiheiten, das Wettbewerbsrecht und das 
Vergaberecht.102  
 
 
                                                          
95 Siehe unter 
http://conventions.coe.int/Treaty/Commun/ChercheSig.asp?NT=078&CM=7&DF=21/10/04&CL=GER.  
96 Siehe BGBl 428/1977. 
97 EuGH 7. 2. 1984, Rs 238/82, Duphar, Slg 1984, 523; EuGH 17. 6. 1997, Rs C-70/95, Sodemare, Slg 1997, I-
3395; EuGH 12. 7. 2001, Rs C-157/99, Geraets-Smits und Peerbooms, Slg 2001, I-5473. 
98 EuGH 4. 10. 1991, Rs C-349/87, Paraschi, Slg 1991, I-4501; EuGH 28. 4. 1998, Rs C-156/96, Kohll, Slg 
1998, I-1931; EuGH 30. 1. 1997, Rs C-4/95, C-5/95, Stöber und Pereira, Slg 1997, I-511; EuGH 12. 7. 2001, Rs 
C-157/99, Geraets-Smits und Peerbooms, Slg 2001, I-5473. 
99 Nähere Ausführungen dazu bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 144f. 
100 Genaueres dazu bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 145. 
101 Vgl Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 145. 
102 Eine genauere Ausführung dazu siehe bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 6 Rz 9 f. 
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I. 12. Wettbewerbsrechtliche Problematik103 
 
Die sozialen Sicherungssysteme vieler Staaten sind als Pflichtversicherungen konzipiert, was 
zu einem Ausschluss anderer Anbieter (Versicherer), die inhaltlich gleiche Leistungen 
erbringen, vom Markt führt.  
Einen Verstoß gegen das Wettbewerbsrecht prüft der EuGH vorerst daran,104 ob es sich bei 
dem fraglichen Versicherungsträger um einen Unternehmer iSd Art 81 EG handelt.105 Die 
Unternehmereigenschaft wird verneint, wenn der soziale Schutz auf dem Prinzip der 
Solidarität aufbaut und einen Risikoausgleich zwischen einkommensstärkeren und 
einkommensschwächeren, zwischen gesunden und kranken oder zwischen alten und jungen 
Versicherten vornimmt. Pflichtversicherung und Umlageverfahren sprechen für das 
Solidaritätsmodell, freiwillige Versicherung und Kapitaldeckungsverfahren indizieren den 
Unternehmenscharakter des jeweiligen Trägers.106  
Somit akzeptiert der EuGH eine Monopolstellung,107 wenn sie durch ein hohes Maß an 
nationaler Solidarität, das zu einer Einkommensverteilung von reich zu arm und von gesund 
zu krank führt, gerechtfertigt ist.108  
Jedoch ist mit fehlender Unternehmenseigenschaft iSd Art 81 EG nicht per se jeglicher 
Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht ausgeschlossen. Da der Gerichtshof den 
Unternehmensbegriff funktionell versteht, kann auch ein auf Solidarität beruhender 
Versicherungsträger in bestimmten Bereichen wirtschaftlich aktiv sein, sodass sein Handeln 
dahingehend auf Konformität mit dem Wettbewerbsrecht zu untersuchen ist. Denn nicht nur 
auf Versichererseite ist ein Monopol möglich, sondern auch auf Leistungsseite als 
Dienstleistungsmonopol, wenn Gesundheitsleistungen nur durch Einrichtungen des Trägers 
des Sicherungssystems oder nur durch solche Dritte, die mit jenem in einem 
Vertragsverhältnis stehen, erbracht werden.  
Weiters kann Versicherungsträgern (insbesondere jenen der Krankenversicherung) als 
Nachfragern von Dienstleistungen und Waren am Markt eine Monopolstellung zukommen, 
sodass in diesem Fall ein Verstoß gegen die Dienstleistungs- und Warenverkehrsfreiheit zu 
überprüfen ist.109  
 
Von der Dienstleistungsfreiheit nach Art 49 ff EG sind nach der Judikatur des EuGH ärztliche 
Leistungen erfasst,110 auch wenn sie in Krankenanstalten erbracht werden,111 und ist 
Entgeltlichkeit auch bei Leistungen Dritter, zB wenn der Patient im Rahmen eines 
Sachleistungssystems112 keine Zahlungen unmittelbar an den Arzt leistet, gegeben.113 Da es 
nicht das alleinige Ziel der Dienstleistungsfreiheit ist, dem in einem Mitgliedstaat 
                                                          
103 Eine detaillierte Darstellung dieser Problematik siehe bei Brall, der Export von Leistungen der sozialen 
Sicherheit in der Europäischen Union (2003). 
104 Grundlegend sind die Rs Poucet und Pistre (EuGH 17. 2. 1993, Rs C-159/91, C 160/91, Slg 1993, I-637) 
sowie Fédération Francaise (EuGH 16. 11. 1995, C-224/94, Slg 1995, I-4013). 
105 Eine genauere Ausführung bezüglich eines Verstoßes gegen das Wettbewerbsrecht insgesamt inklusive 
Bezugnahme auf die Rechtsprechung siehe bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 146 f. 
106 Siehe dazu Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 147.  
107 Einen Überblick über die Rechtsprechung und eine genaue Darlegung eines Verstoßes siehe bei 
Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 145 ff. 
108 EuGH 21. 9. 1999, Rs C-67/96, Albany, Slg 1999, I-05751 und EuGH 17. 2. 1993, Rs C-159/91, C 160/91, 
Poucet und Pistre, Slg 1993, I-637. 
109 Dazu näheres bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 147 ff. 
110 EuGH 31. 1. 1984, Rs 286/82, 26/83, Rs Luisi und Carbone, Slg 1984, 377; EuGH 28. 4. 1998, Rs C-120/95, 
C-158/96, Decker und Kohll, Slg 1998, I-1831; EuGH 12. 7. 2001, Rs C-157/99, Geraets-Smits und Peerbooms, 
Slg 2001, I-5473. 
111 EuGH 12. 7. 2001, Rs C-368/98, Vanbraekel, Slg 2001, I-5363. 
112 EuGH 13. 5. 2003, Rs C-385/99, Müller-Fauré und van Riet, Slg 2003, I-4509. 
113 EuGH 26. 4. 1988, Rs 352/85, Bond van Adverteerders, Slg 1988, 2085. 
 30
zugelassenen Unternehmer (Arzt) die Möglichkeit zu bieten, sich ohne Behinderungen in 
einem anderen Mitgliedstaat betätigen zu dürfen, sondern es dem Leistungsempfänger genau 
so möglich sein muss, sich ungehindert zur Inanspruchnahme einer Dienstleistung 
(Behandlung) in einen anderen Mitgliedstaat begeben zu können, verletzen alle nationalen 
Regelungen, die im Ergebnis Dienstleistungen zwischen den Mitgliedstaaten gegenüber jenen 
innerhalb eines Staates erschweren, indem sie zB Kostenersatz für eine ausländische 
Behandlung gar nicht oder nur nach vorheriger Genehmigung gewähren und dadurch den 
Versicherten von der Inanspruchnahme einer solchen Leistung abhalten,114 diese Freiheit.115  
Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit sind nur aus zwingenden Gründen des 
Allgemeininteresses möglich, so zB wenn dies zur Erhaltung einer ausgewogenen 
medizinischen Versorgung oder des finanziellen Gleichgewichts116 des sozialen 
Sicherungssystems notwendig ist.117  
Die in Art 28 EG statuierte Warenverkehrsfreiheit verbietet mengenmäßige 
Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung, es sein denn, es liegt einer 
der in Art 30 EG genannten Rechtfertigungsgründe vor. Wenn ein Mitgliedstaat in Form von 
Positiv- oder Negativlisten118 festlegt, welche Medikamente auf Rechnung der 
Krankenversicherung gewährt werden dürfen, ist der dadurch bewirkte Verstoß gegen die 
Warenverkehrsfreiheit nach Ansicht des EuGH nur dann zulässig, wenn diese Maßnahme, 
deren Zweck grundsätzlich darin besteht, den Preis der Heilmittel zu beeinflussen und so den 
Arzneimittelmarkt zu regulieren, zur Erhaltung des finanziellen Gleichgewichts notwendig 
ist.119  
Somit sind Negativlisten zulässig, wenn bei der Auswahl der nicht erstattungsfähigen 
Arzneimittel jede Diskriminierung importierter Arzneien unterbleibt, wenn diese Liste also 
auf objektiven Kriterien beruht und für jeden Importeur einsichtig ist.120  
Bei der Erstellung von Positivlisten ist ein „Objektivierungsverfahren“ einzuhalten, was 
bedeutet, dass jeder, der ein Arzneimittel in Verkehr bringen will, am Verfahren über die 
Aufnahme in die Listen zu beteiligen ist und eine Ablehnung der Aufnahme objektiv 
begründet sein muss.  
Außerdem befindet der EuGH medizinische Erzeugnisse, zB Brillen, als/für Waren iSd Art 28 
EG, sodass im Falle einer nach innerstaatlichem Recht vorgesehenen Kostenerstattung auch 
die im Ausland entstandenen Kosten zu ersetzen sind, insbesondere bei Begrenzung der 
Erstattung auf den nach nationalem Recht zu gewährenden Betrag, und eine Genehmigung für 
einen Bezug im Ausland gegen die Warenverkehrfreiheit verstößt.121 
Weiters dienen laut Judikatur das finanzielle Gleichgewicht der Sozialversicherungsträger 
sowie die Erhaltung eines bestimmten Umfangs der medizinischen und pflegerischen 
Versorgung oder eines bestimmten Niveaus der Heilkunde für das Überleben der Bevölkerung 
im Inland als Rechtfertigungsgründe für eine Beschränkung der Grundfreiheiten.122 
                                                          
114 EuGH 28. 4. 1998, Rs C-156/96, Kohll, Slg 1998, I-1931. 
115 Siehe dazu  Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 149 f. 
116 EuGH 12. 7. 2001, Rs C-157/99, Geraets-Smits und Peerbooms, Slg 2001, I-547. 
117 Näheres bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 150. 
118 Bei einer Negativliste werden bestimmte Arzneimittel von der Erstattung durch den 
Krankenversicherungsträger ausgenommen; bei einer Positivlist werden hingegen nur die Kosten der in der Liste 
genannten Medikamente erstattet. Vgl Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 148. 
119 EuGH 7. 2. 1984, Rs 238/82, Duphar, Slg 1984, 523. 
120 Dazu erging auch die Richtlinie 89/195/EWG vom 21. 12. 1988 betreffend die Transparenz von Maßnahmen 
zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in 
die staatlichen Krankenversicherungssysteme; ABl. 1989 L 40. Siehe dazu auch Schrammel/Winkler, Arbeits- 
und Sozialrecht 148. 
121 EuGH 28. 4. 1998, Rs C-120/95, Decker, Slg 1998, I-1831. 
122 EuGH 25. 10. 2001, Rs C-475/99, Ambulanz Glöckner, Slg 2001, I-08089; EuGH 17. 6. 1997, Rs C-70/95, 
Sodemare, Slg 1997, I-03395; EuGH 7. 2. 1984, Rs 238/82, Duphar, Slg 1984, 523; EuGH 12. 7. 2001, Rs C-
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II. Verordnung (EWG) 1408/71 vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern123 
 
 
II. 1. Umsetzung der primärrechtlichen Vorgaben 
 
Auf der Grundlage der in Art 42 EG (ex Art 51 EWG) getroffenen Ermächtigung wurde am 
14. Juni 1971 vom Rat die Verordnung EWG 1408/71 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern (nunmehr VO) erlassen. Die in diesem Artikel 
festgelegten Vorgaben sind nicht sehr umfassend, da lediglich die Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und ein Leistungsexport gefordert werden.  
 
II. 1. 1. Leistungsexport 
Der Leistungsexport wurde in Art 10 VO 1408/71 (nunmehr VO) umgesetzt. Nach diesem 
Artikel, mit dem Wohnortklauseln aufgehoben werden, dürfen die Geldleistungen bei 
Invalidität, Alter oder für Hinterbliebene, die Renten bei Arbeitsunfällen oder 
Berufskrankheiten und die Sterbegelder, auf die nach den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten Anspruch erhoben worden ist, sofern in dieser Verordnung nichts 
anderes bestimmt ist, nicht deshalb gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, entzogen oder 
beschlagnahmt werden, weil der Berechtigte im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates als des 
Staates wohnt, in dessen Gebiet der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat. 
Demnach sind nur diese taxativ aufgezählten Leistungsarten von einem uneingeschränkten 
Leistungsexport erfasst, während hingegen bezüglich der anderen Leistungen die Art 18 ff 
VO Sonderbestimmungen vorsehen und Wohnortklauseln möglich sind; Ob solche 
Wohnortklauseln im Hinblick auf das Primärrecht auch zulässig sind, ist fraglich, da sich 
gemäß Art 42 EG das Exportgebot auf alle Leistungen der sozialen Sicherheit erstreckt.124  
Außerdem kommt beitragsunabhängigen Sonderleistungen insoweit eine Sonderstellung zu, 
als sie sowohl vom Geltungsbereich der VO als auch vom Exportgebot ausgenommen werden 
können. 125 
Weiters hebt Art 9 VO insoweit Wohnortklauseln bezüglich einer freiwilligen Versicherung 
oder freiwilligen Weiterversicherung auf, als der betreffenden Person diese Art der 
Versicherung auch dann zusteht, wenn sie entgegen dem nationalen Erfordernis keinen 
Wohnsitz in diesem Staat hat, jedoch irgendwann in dessen System der sozialen Sicherheit als 
Arbeitnehmer oder Selbständiger eingegliedert war. 
 
II. 1. 2. Zusammenrechnung von Versicherungszeiten 
Die Zusammenrechnung der Versicherungszeiten ist u.a. Gegenstand von Art 18 VO. Gemäß 
diesem Artikel hat der zuständige Träger eines Mitgliedstaates, nach dessen 
Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des 
Leistungsanspruchs von der Zurücklegung von Versicherungs-, Beschäftigungs- oder 
                                                                                                                                                                                     
157/99, Geraets-Smits und Peerbooms, Slg 2001, I-547; EuGH 12. 7. 2001, Rs C-368/98, Vanbraekel, Slg 2001, 
I-5363; EuGH 28. 4. 1998, Rs C-120/95, C-158/96, Decker und Kohll, Slg 1998, I-1831. 
123 ABl. L 149 vom 5.7.1971. Die konsolidierte Fassung dieser Verordnung siehe unter http://europa.eu.int/eur-
lex/de/consleg/pdf/1971/de_1971R1408_do_001.pdf. 
124 Vgl dazu Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 180. 
125 Vgl Art 4 Abs 2b und Art 10a Abs 1; näheres dazu siehe weiter unten. 
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Wohnzeiten abhängig ist, soweit erforderlich, die Versicherungs-, Beschäftigungs- oder 
Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates zu berücksichtigen, 
als handelte es sich um Zeiten, die nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften 
zurückgelegt worden sind. Welche Zeiten als Beschäftigungs- oder Versicherungszeiten 
anzurechnen sind, bestimmt ausschließlich die Rechtsordnung des die Leistungen 
erbringenden Staates.126 
 
II. 1. 3. Verbot des Zusammentreffens von Leistungen (Antikumulierungsgrundsatz) 
Durch die Koordinierungsvorschriften der VO sollen nicht nur aus einer Migration 
entstehende Nachteile, sondern auch ungerechtfertigte Vorteile vermieden werden. Der hinter 
dem Antikumulierungsgrundsatz stehende Sinn besteht darin, zu verhindern, dass aus nur 
einer Anwartschaft mehrere Leistungen bezogen werden und somit Personen, die mit 
mehreren Rechtsordnungen in Berührung gekommen sind, besser gestellt werden als 
Personen, die nur einer Rechtsordnung unterstehen.127 Deshalb normiert Art 12 VO das 
Verbot des Zusammentreffens von Leistungen.128 Demnach kann ein Anspruch auf mehrere 
Leistungen gleicher Art aus derselben Pflichtversicherungszeit weder erworben noch 
aufrechterhalten werden.129 In Durchsetzung dieses Gebotes kommen bei Gleichstellung 
ausländischer Sachverhalte nationale Kürzungsbestimmungen zur Anwendung.130 Dies gilt 
jedoch nicht für Leistungen bei Invalidität, Alter, Tod (Renten) oder Berufskrankheit, die von 
den Trägern von zwei oder mehr Mitgliedstaaten gemäß Art 41, Art 43 Abs 2 und 3, Art 46, 
50 und 51 oder Art 60 Abs 1 lit b VO festgestellt werden. Diese Regelung ist nicht als 
Ausnahme von diesem Grundsatz, sondern als Verweis darauf zu verstehen, dass in diesen 
Fällen im Verhältnis zu diesem allgemeinen Grundsatz speziellere Vorschriften nötig sind.131 
 
II. 1. 4. Gleichbehandlungsgebot132 
Das allgemeine Gleichbehandlungsgebot des Art 12 EG findet im Art 3 VO seinen 
Niederschlag. Somit haben gemäß Art 3 Abs 1 VO die Personen, die im Gebiet eines 
Mitgliedstaates wohnen und für die diese Verordnung gilt, die gleichen Rechte und Pflichten 
auf Grund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates wie die Staatsangehörigen dieses 
Staates, soweit besondere Bestimmungen dieser Verordnung nichts anderes vorsehen. Von 
diesem Diskriminierungsverbot sind sowohl unmittelbare als auch mittelbare 
Diskriminierungen erfasst.133 Mittelbar diskriminierend sind alle anderen, vom 
Unterscheidungsmerkmal der Staatsangehörigkeit unabhängigen und versteckten Formen der 
                                                          
126 EuGH 12. 5. 1989, Rs 388/87, Warmerdam-Steggerda, Slg 1989, 01203; EuGH 20.2. 1997, Rs C-88/95, 
102/95, 103/95, Losada ua, Slg 1997, I- 00869. 
127 Siehe dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 965 Rz 175 ff. 
128 Näheres zu diesem Grundsatz bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 19 Rz 57. 
129 Art 12 Abs 1 1. Satz VO. 
130 Art 12 Abs 2 VO. 
131 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 965 f Rz 178. 
132 Siehe dazu nähere Ausführungen bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 938 f Rz 71 ff, Schrammel/Winkler, 
Arbeits- und Sozialrecht 151 ff und Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 15 f Rz 42 ff. 
133 Diskriminierend sind Regelungen, nach denen Kindergeld nur für Kinder mit Wohnsitz im Inland geleistet 
wird (EuGH 30. 1. 1997, Rs C-4/95, C-5/95, Stöber und Pereira, Slg 1997, I-511); Oder wenn ein Staat den in 
einem anderen geleisteten Wehrdienst seinem nicht gleichstellt (EuGH 25. 6. 1997, Rs C-131/96, Romero, Slg 
1997, I-3659). 
Im österreichischen Recht ist zB § 227 a Abs 3 ASVG als diskriminierend anzusehen, da dieser Zeiten der 
Kindererziehung im EWR-Raum nur anrechnet, wenn ein Anspruch auf eine Geldleistung nach einem 
österreichischen Sozialversicherungsgesetz bestanden hat. Siehe dazu EuGH 7. 2. 2002, Rs C-28/00, Kauer, Slg 
2002, 1343. 
Weitere EuGH-Fälle zum Diskriminierungsverbot mit Österreichbezug sind: EuGH 18. 4. 2002, Rs C-290/00, 
Duchon, Slg 2002, I-3567 (bezüglich nur im Inland berücksichtigter Arbeitsunfälle für den Bezug einer Rente); 
und EuGH 28. 4. 2004, Rs C-373/02, Öztürk, Slg 2004 (bezüglich der Berücksichtigung lediglich in Österreich 
zurückgelegte Zeiten der Arbeitslosigkeit für den Anspruch auf vorzeitige Alterspension). 
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Diskriminierung, die tatsächlich aber zum gleichen Ergebnis führen, soweit Differenzierungen 
nicht sachlich begründet sind, also solche nationalen Vorschriften, die sich ihrem Wesen nach 
eher auf der VO unterliegende Personen als auf Inländer auswirken und die Gefahr in sich 
bergen, die betroffenen Personen bei der Beziehung von Sozialleistungen zu benachteiligen 
oder einen solchen Bezug überhaupt verhindern,134 die somit formal sowohl für In- als auch 
Ausländer gelten, aber von letzteren schwerer zu erfüllen sind.135 Dem entsprechend sind vor 
allem Wohnsitzklauseln als mittelbar diskriminierend anzusehen.136 Der Abs 3 des Art 3 VO 
erstreckt diesen Gleichbehandlungsgrundsatz auch auf all jene Abkommen, die zwischen den 
Mitgliedstaaten neben der VO gelten. 
Ungleichbehandlungen auf Grund von aus den Verschiedenheiten der Rechtsordnungen 
resultierenden Unterschieden sind bei Vorliegen rechtfertigender objektiver Kriterien und 
sachlicher Gründe zulässig.137 
Daraus resultierend verstoßen, außer die VO selbst gebietet anderes, alle nationalen 
Vorschriften, die im Geltungsbereich der VO eine Ungleichbehandlung zwischen EG-
Ausländern und Inländern auf Grund der Staatsangehörigkeit vorsehen, gegen die VO und 
sind deshalb nichtig oder zumindest nicht auf EU-Ausländer anwendbar.138 
Daneben können sich noch aus Kooperationsabkommen der Gemeinschaft 
Gleichbehandlungspflichten ergeben, wie zB aus den Abkommen EWG/Marokko, 
EWG/Algerien, EWG/Türkei, und den MOEL-Abkommen.139 
Darüber hinaus hat der EGMR die Unvereinbarkeit einer innerstaatlichen Diskriminierung auf 
Grund der Staatsangehörigkeit mit Art 14 EMRK judiziert.140 Aus diesem Urteil folgt die 
generelle Unangemessenheit von nach der Staatsangehörigkeit differenzierenden 
sozialrechtlichen Normen im Bereich der durch den Verpflichteten beitragsfinanzierten 
Sozialleistungen.141 
 
II. 1. 5. Begriffsbestimmungen 
Da die Bestimmungen der VO allgemein gehalten sind und nicht die teils gravierenden 
Unterschiede in den nationalen Rechtsordnungen berücksichtigen, werden die Regelungen der 
VO in den Anhängen zur VO an einzelne Besonderheiten in den nationalen Rechtsordnungen 
angepasst.142 
 
 
II. 2. Persönlicher Anwendungsbereich 
 
II. 2. 1. Allgemeines 
Der persönliche Anwendungsbereich umfasst gemäß Art 2 Abs 1 VO Arbeitnehmer, 
Selbständige und Studierende, für die die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten gelten oder galten, soweit sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind oder 
als Staatenlose oder Flüchtlinge im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen, sowie für deren 
Familienangehörige und Hinterbliebene. Gemäß Art 2 Abs 2 VO fallen darunter auch 
Hinterbliebene von Arbeitnehmern und Selbständigen sowie von Studierenden, für welche die 
                                                          
134 EuGH 7. 6. 1988, Rs 20/85, Roviello, Slg 1988, 2805. 
135 EuGH 15. 1. 1986, Rs 41/84, Pinna, Slg 1986, 1. 
136 EuGH 25. 6. 1997, Rs C-131/96, Romero, Slg 1997, I-3659; EuGH 3. 5. 1990, Rs C-2/89, Kits van 
Heijningen, Slg 1990, I-1755; EuGH 15. 1. 1986, Rs 41/84, Pinna, Slg 1986, 1. 
137 EuGH 28. 6. 1978, Rs 1/78, Kenny, Slg 1978, 1489. 
138 Rabanser, Soziale Sicherheit 43. 
139 Eine detaillierte Darstellung siehe bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 152 f.  
140 EuGMR 16. 9. 1996, Rs Gaygusuz. Fuchs S 112 Rz 16. 
141 Fuchs, Kommentar 112 Rz 16. 
142 Siehe dazu Rabanser, Soziale Sicherheit 52. 
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Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten galten, und zwar ohne Rücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit dieser Personen, wenn die Hinterbliebenen Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates sind oder als Staatenlose oder Flüchtlinge im Gebiet eines Mitgliedstaates 
wohnen. Weiters sind Beamte und ihnen gleich gestellte Personen erfasst, sofern für sie die 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates, auf den die Verordnung anzuwenden ist, gelten oder 
galten. 
 
II. 2. 2. Der Wanderungstatbestand 
Die Koordinierungsregeln der VO kommen nur auf grenzüberschreitende Sachverhalte zur 
Anwendung,143 rein mitgliedstaatsinterne Wanderungen sind nicht erfasst.144 Auf den Grund 
des Staatenwechsels ist nicht abzustellen. Irrelevant ist ferner, ob die Tätigkeit als 
Arbeitnehmer oder Selbständiger noch ausgeübt wird oder bereits eingestellt wurde, ebenso, 
wie lange die Tätigkeit gedauert hat. Es kommt nur darauf an, dass die betreffende Person zu 
irgendeinem Zeitpunkt als Arbeitnehmer oder Selbständiger tätig und in dieser Eigenschaft 
versichert war. In Bezug auf Familienleistungen muss auch nicht der Arbeitnehmer oder 
Selbständige selbst den Wanderungstatbestand verwirklicht haben, sondern es genügt, dass 
der Angehörige in der Gemeinschaft zu- und abgewandert ist. 
 
II. 2. 3. Arbeitnehmer 
Wer als Arbeitnehmer oder Selbständiger gilt, ist in Art 1 lit a VO auf sehr kasuistische Weise 
festgelegt. Demnach muss es sich um Personen handeln, die gegen ein Risiko oder gegen 
mehrere Risiken, die von den Zweigen eines Systems der sozialen Sicherheit für 
Arbeitnehmern oder Selbständige oder einem Sondersystem für Beamte erfasst werden, 
pflichtversichert oder freiwillig weiterversichert sind; ein im Rahmen eines für alle 
Einwohner oder die gesamte erwerbstätige Bevölkerung geltenden Systems der sozialen 
Sicherheit Versicherter ist dann erfasst, wenn diese Person aufgrund der Art der Verwaltung 
oder der Finanzierung dieses Systems als Arbeitnehmer oder Selbständiger unterschieden 
werden kann oder die in Anhang I für die einzelnen Mitgliedstaaten aufgezählten Kriterien 
erfüllt.  
Im wesentlichen sind somit drei Kriterien zu erfüllen:145 Die Einbeziehung als Versicherter in 
das soziale Sicherungssystem eines Mitgliedstaates als Pflicht- oder freiwillig Versicherter; 
Die Unterscheidbarkeit einer solchen Person in diesem System als Arbeitnehmer, 
Selbständiger, Beamter oder Studierender oder die Erfüllung der Kriterien in Anhang I der 
VO; Sowie die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates oder Familienangehörigkeit eines 
Staatsangehörigen. 
Der EuGH hat den Begriff des Arbeitnehmers ursprünglich gemeinschaftsrechtlich unter 
Bezugnahme auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer interpretiert.146 Davon ist er mit der Zeit 
abgegangen und zu einem eigenen sozialversicherungsrechtlichen Anknüpfungspunkt 
übergegangen. Somit betrachtet der EuGH jede Person, die auch nur gegen ein einziges 
Risiko bei einem der in Art 1 lit a VO genannten, allgemeinen oder besonderen Systemen der 
                                                          
143 Der EuGH stellte den Grundsatz auf, dass die Vorschriften des EGV über die Freizügigkeit und die VO nicht 
auf Fälle anwendbar sind, die keinerlei Berührungspunkte mit irgendeinem der Sachverhalte aufweisen, auf die 
das Gemeinschaftsrecht abstellt, und die mit keinem Element über die Grenzen eines Mitgliedstaates 
hinausweisen; vlg dazu zB EuGH 28. 6. 1984, Rs 180/83, Moser, Slg 1984, 2539; EuGH 22. 9. 1992, Rs C-
153/91, Petit, Slg 1992, I-4973; EuGH 20. 10 1993, Rs C-297/92, Baglieri, Slg 1993, I-5211. 
144 Siehe genaueres zu dem Wanderungstatbestand bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 163 ff und 
Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 11 Rz 26 ff. 
145 Schrammel/Winkler, 157. 
146 EuGH 19. 3. 1964, Rs 75/63, Unger, Slg 1964, 382; EuGH 9. 12. 1965, Rs 44/65, Singer, Slg 1965, 1268; 
EuGH 11. 10. 2001, Rs C-95/99, Khalil, Slg 2001, I-0000. 
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sozialen Sicherheit unabhängig vom Bestehen eines Arbeitsverhältnisses pflichtversichert 
oder freiwillig versichert ist, als Arbeitnehmer.147 
 
II. 2. 4. Selbständige 
Als Selbständiger gilt jede Person, die eine „selbständige Tätigkeit“ (was bedeutet, dass die 
betreffende Person von den dafür erhaltenen Leistungen ihren Lebensunterhalt bestreiten 
können muss) außerhalb eines Arbeitsvertrages ausübt, wenn sie in ein soziales 
Sicherungssystem für Selbständige einbezogen ist.148 Eigene Versorgungssysteme der 
Freiberufler sind ausweislich des Anhangs II von der Anwendung der VO ausgenommen.149 
 
II. 2. 5. Beamte 
Gemäß Art 39 Abs 4 EG sind nur jene Tätigkeiten von Beamten im Bereich der 
Hoheitsverwaltung150 von der Freizügigkeit ausgenommen. Deshalb war die Ausnahme von 
Beamten, die in Sondersysteme der sozialen Sicherheit einbezogen waren, vom 
Geltungsbereich der VO zu weit und somit wurden Sondersysteme für Beamte und ihnen 
Gleichgestellt in den Anwendungsbereich der VO einbezogen.  
Ein Sondersystem ist gegeben, wenn sich ein System der sozialen Sicherheit von dem 
allgemeinen, für Arbeitnehmer geltenden System unterscheidet und es für alle oder bestimmte 
Gruppen von Beamten oder ihnen Gleichgestellte unmittelbar gilt.151  
Beamte unterliegen somit nunmehr insgesamt dem persönlichen Anwendungsbereich der VO, 
unabhängig davon, ob sie in ein allgemeines oder ein Sondersystem der sozialen Sicherheit 
eingegliedert sind.152 
 
II. 2. 6. Familienangehörige 
Die Familienangehörigkeit bestimmt sich grundsätzlich nach den Rechtsvorschriften jenes 
Landes, nach denen die Leistungen gewährt werden,153 oder in bestimmten Fällen alternativ 
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen Gebiet die betroffene Person 
wohnt.154 Verlangen diese Rechtsvorschriften das Kriterium der häuslichen Gemeinschaft als 
Qualifikationsvoraussetzung, ist diese schon mit Unterhaltsgewährung erfüllt.155 
 
II. 2. 7. Hinterbliebene 
Wer Hinterbliebener ist, richtet sich wiederum nach den Rechtsvorschriften des Staates, nach 
denen die Leistungen gewährt werden.156 Ebenso ersetzt die Unterhaltsgewährung die 
Hausgemeinschaft.157 
                                                          
147 EuGH 12. 5. 1998, Rs C-85/96, Martinez Sala, Slg 1998, I-2691. 
148 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 159. 
149 Genaueres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 931 Rz 33. 
150 ZB Streitkräfte, Polizei oder oberste Verwaltungsbehörden. Eine ausführliche Darstellung sowie einen 
Überblick über die dazu ergangene Rechtsprechung des EuGH siehe bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) 
Kommentar 13 Rz 34. 
151 Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 13 Rz 35 und Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 170. 
Dementsprechend liegt nach der österreichischen Rechtslage ein solches Sondersystem für Beamte in der 
Kranken- und Unfallversicherung vor, da es sich hierbei um sozialversicherungsrechtliche Sondergesetze 
handelt. Die Einordnung der Altersversicherung ist insofern problematisch, als der EuGH Beamtenpensionen bei 
Ausbezahlung vom früheren Arbeitgeber auf Grund des Dienstverhältnisses und unmittelbarer Abhängigkeit der 
Höhe von der geleisteten Dienstzeit sowie den letzten Bezügen als Entgelt iSd Art 141 EG qualifiziert hat (siehe 
zu diesen Entscheidungen weiter unten) und deshalb die Koordinierungsregeln der VO auf Beamtenpensionen 
nicht angewendet werden können. 
152 Näheres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 931 Rz 36. 
153 Art 1 lit f Z i VO. 
154 Art 1 lit f Z i VO. 
155 Art 1 lit f Z i VO. 
156 Art 1 lit g VO. 
157 Art 1 lit g VO. 
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II. 2. 8. Studenten 
Studierende sind Personen, die ein Studium oder eine Berufsausbildung absolvieren, das bzw 
die zu einem von den Behörden eines Mitgliedstaates offiziell anerkannten Abschluss führt, 
und die im Rahmen eines allgemeinen Systems der sozialen Sicherheit oder eines auf 
Studierende anwendbaren Sondersystems versichert sind.158 
 
II. 2. 9. Staatenlose oder Flüchtlinge 
Wer als Staatenloser oder Flüchtling in den Anwendungsbereich der VO fällt, bestimmt sich 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention und dem am 28. 9. 1954 in New York unterzeichneten 
Abkommen über die Rechtsstellung Staatenloser.159  Dadurch kommt es zu einer 
Privilegierung, da die VO grundsätzlich nicht auf Drittstaatsangehörige, außer es handelt sich 
um Familienangehörige oder Hinterbliebene von Arbeitnehmern, anzuwenden ist. Die 
Einbeziehung dieses Personenkreises erfolgte in Erfüllung der sich aus diesen Verträgen 
ergebenden Pflichten der Mitgliedstaaten.  
Von der VO nicht erfasste Drittstaatsangehörige können sich jedoch zur Begründung einer 
Gleichbehandlungspflicht mit Inländern auf die EMRK berufen.160 
 
II. 2. 10. Bedeutung der Rechtsprechung 
Die Rolle, die der EuGH für die Auslegung des persönlichen Anwendungsbereiches spielt, ist 
nicht zu unterschätzen, insbesondere, da der Gerichtshof mit seiner Rechtsprechung auf eine 
Harmonisierung der unterschiedlichen Sozialrechtsordnungen der Mitgliedstaaten hinwirkt.  
So hatte die gemeinschaftsrechtliche Definition des Arbeitnehmerbegriffs in Zusammenhang 
mit der spezifisch sozialrechtlichen Anknüpfung an die Zugehörigkeit einer Person zu einem 
für Arbeitnehmer bestimmten sozialen Sicherungssystem den Effekt, dass der 
Anwendungsbereich relativ weit gefasst werden konnte.161 Diese umfassende Interpretation 
musste der EuGH mit Einbeziehung der Selbständigen in den Anwendungsbereich der VO 
allerdings wieder einschränken, da es nun Sache der Mitgliedstaaten war, die Begriffe 
„Arbeitnehmer“ und „Selbständiger“ autonom nationalstaatlich im Anhang I der VO zu 
definieren.  
Jedoch fand der Gerichtshof trotz Vorrang der nationalen Regelungen einen anderen Weg, um 
zu harmonisieren, indem er zwar die Kompetenz der Mitgliedstaaten anerkennt, aber ihrerseits 
getroffene Einschränkungen des Anwendungsbereichs unmittelbar am Primärrecht misst und 
unter Berufung darauf, insbesondere durch Qualifikation als Verstoß gegen die 
Niederlassungsfreiheit162 oder das Diskriminierungsverbot des Art 12 EG,163 korrigiert.164 
In seiner älteren Rechtsprechung unterschied der EuGH zwischen eigenen und abgeleiteten 
Rechten. Aus eigenem Recht konnten Arbeitnehmer, Staatenlose und Flüchtlinge Ansprüche 
geltend machen, während hingegen Familienangehörige nur abgeleitete Rechte hatten, die sie 
als Familienangehörige eines Arbeitnehmers erworben hatten, sodass ihnen Leistungen nur 
dann gewährt wurden, wenn sie nach den nationalen Rechtsvorschriften für Angehörige 
                                                          
158 Art 1 lit ca VO. 
159 Siehe zu all dem näheres bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 15 Rz 40. 
160 So hat der EGMR in der RS Gaygusuz (EGMR 16. 9. 1996, 39/1995/545/631, JBl 1997, 364) unter Berufung 
darauf, dass es sich bei einem beitragsfinanzierten Leistungsanspruch, im konkreten die österreichische 
Notstandshilfe, um ein vermögenswertes Recht iSd Art 1 1. ZP EMRK handle, eine Verpflichtung zur 
Gleichbehandlung ausgesprochen; Bei dieser Entscheidung ließ das Gericht jedoch unklar, ob nur 
eigentumsähnliche Rechte, oder allgemein beitragsabhängige Sozialleistungen, oder sogar beitragsunabhängige 
erfasst sind. Näheres dazu bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 153 f. 
161 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 159. 
162 EuGH 30. 1. 1997, Rs C-4/95, C-5/95, Stöber und Pereira, Slg 1997, I-511. 
163 EuGH 12. 5. 1998, Rs C-85/96, Martinez Sala, Slg 1998, I-2699. 
164 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 160 f, W 11. 
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vorgesehen waren und somit die Konsequenz darin bestand, dass Leistungen, die nicht mit der 
Stellung als Angehöriger verknüpft waren, wie zB bestimmte Beihilfen für Behinderte,165 
nicht von der Koordinierungs- und Exportpflicht erfasst waren und auch nicht an 
Drittstaatsangehörige erbracht werden mussten.166  
Diese Unterscheidung hat der Gerichtshof inzwischen grundsätzlich aufgegeben,167 außer es 
sind Leistungen betroffen, die ausschließlich auf der Erwerbstätigkeit beruhen können, weil 
die zugrunde liegenden Regelungen ausschließlich für Arbeitnehmer und nicht für 
Familienangehörige gelten,168 wie zB Leistungen bei Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen.  
Keine Unterscheidung wird mehr bei Leistungen getroffen, die zu Gunsten der 
Familienangehörigen gewährt werden, womit der Anspruch auf eine Familienleistung auch 
dann vorliegt, wenn er nicht dem Arbeitnehmer sondern dem Angehörigen zusteht.169  
Dieses nunmehr grundsätzlich bestehende, aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Art 3 
Abs 1 VO abgeleitete Gleichbehandlungsgebot von Familienangehörigen mit eigenen 
Staatsbürgern hat zu einer, durch die Judikatur bewirkten, beträchtlichen Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der VO geführt, weil auch Drittstaatsangehörigen Leistungen gewährt 
werden, die prinzipiell eigenen Staatsangehörigen vorbehalten sind.170 
 
II. 2. 11. Lücken in der Koordinierung 
Die durch die VO erfolgte Koordinierung erfolgte nicht lückenlos. Als Beispiel dafür können 
Beamte herangezogen werden. Auf sie finden die Regelungen bezüglich der Renten wegen 
Alter, Tod und Invalidität grundsätzlich Anwendung, jedoch tragen verschiedene 
Detailregelungen in Art 51 a VO den Besonderheiten der mitgliedstaatlichen Sondersysteme 
für Beamte Rechnung.171  
Der EuGH sieht darin keinen Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht, im speziellen die 
Grundfreiheiten, da dem Rat bei der Wahl der Koordinierungsmaßnahmen ein weiter 
Ermessensspielraum eingeräumt ist und somit ein Verstoß gegen Art 42 EG nicht in Betracht 
kommt, wenn auf Grund der Komplexität der Rechtslage spezifische 
Koordinierungsregelungen nötig sind.172  
So bestimmen sich nach Art 51 a Abs 2 VO die zu berücksichtigenden Versicherungszeiten 
nach nationalem Recht. Reichen diese Zeiten für einen Anspruchserwerb nicht aus, sind sie in 
einem allgemeinen System oder in einem System für Arbeiter bzw Angestellte zu beachten. 
Darüber hinaus wird, bedingt durch die Rechtsprechung zu Art 141 EG (gleiches Entgelt für 
Männer und Frauen), im Zuge derer der EuGH bereits Versorgungsleistungen des 
Öffentlichen Dienstes nicht als Leistungen der sozialen Sicherheit, sondern als Leistungen auf 
Grund eines betrieblichen Systems qualifiziert hat,173 die Frage aufgeworfen, ob es sich bei 
Versorgungssystemen für Beamte immer um Sondersysteme für Beamte iSd Art 1 lit ja VO 
handelt, und ob aus der Beurteilung als Entgelt iSd Art 141 EG auch eine Qualifikation der 
Beamtenpensionen als Entgelt iSd Art 39 EG abgeleitet werden und somit ein durch einen 
Staatenwechsel bedingter Nachteil gegenüber einem inländischen Beamten als Verstoß gegen 
das aus Art 39 Abs 2 EG resultierende Verbot der unterschiedlichen Behandlung der 
                                                          
165 EuGH 8. 7. 1992, Rs C-243/91, Taghavi, Slg 1992, I-4401; EuGH 27. 5. 1993, Rs C-310/91, Schmid, Slg 
1993, I-3011. 
166 EuGH 23. 11. 1976, Rs 40/76, Kermaschek, Slg 1976, 1669; EuGH 6. 6. 1985, Rs 157/84, Frascogna, Slg 
1985, 1740; EuGH 17. 12. 1987, Rs 147/87, Zaoui, Slg 1987, 551. 
167 EuGH 30. 4. 1996, Rs C-308/93, Cabanis-Issarte, Slg 1996, I-2097. 
168 EuGH 25. 10. 2001, Rs C-189/00, Ruhr, Slg 2001, I-0000. 
169 EuGH 10. 10. 1996, Rs C-245/94, C-312/94, Hoever und Zachow, Slg 1996, I-4895. 
170 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 162 f (W 12). 
171 Nähere Ausführungen dazu bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 13 f Rz 36 f. 
172 EuGH 20. 4. 1999, Rs C-360/97, Nijhuis, Slg 2000, I-1919. 
173 EuGH 28. 9. 1994, Rs C-7/93, Beune, Slg 1994, I-4471; EuGH 29. 11. 2001, Rs C-366/99, Griesmar, Slg 
2001, I-9383; EuGH 13. 12. 2001, Rs C-206/00, Mouflin, Slg 2001, I-10201. 
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Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten auf Grund der Nationalität in Bezug auf Beschäftigung, 
Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen angesehen werden kann.174 
Auch die Koordinierung der Ansprüche Studierender erfolgte nur in den Bereichen Krankheit 
und Mutterschaft, Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, Sterbegelder und 
Familienleistungen.175 
Ein freiwilliges Versicherungsverhältnis ist nur dann für die Anwendung der VO ausreichend, 
wenn die betreffende Person in einem Lohn- oder Gehaltsverhältnis beschäftigt ist oder eine 
selbständige Tätigkeit ausübt, oder früher in einem Sozialversicherungssystem für 
Arbeitnehmer oder Selbständige gegen dasselbe Risiko pflichtversichert war.176 
 
 
II. 3. Sachlicher Geltungsbereich 
 
II. 3. 1. Erfasste Leistungsarten 
Der sachliche Geltungsbereich der VO ist in Art 4 umschrieben. Demnach sind nur die in 
dessen Abs 1 taxativ aufgezählten Leistungsarten erfasst, nämlich solche bei Krankheit und 
Mutterschaft, Invalidität, Alter, an Hinterbliebene, bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 
Sterbegelder, bei Arbeitslosigkeit sowie Familienleistungen.  
Da sich in dieser Aufzählung der Fall der Pflegebedürftigkeit nicht findet, ist auf diesen die 
VO grundsätzlich nicht anzuwenden.177 Der EuGH hat hingegen einen Weg gefunden, den 
Geltungsbereich darauf auszuweiten, indem er Pflegegelder mit der Begründung, sie 
verfolgen den Zweck, die durch die Pflegebedürftigkeit verursachten Kosten zu decken, als 
Geldleistungen bei Krankheit qualifizierte.178  
Für die Qualifikation einer Leistung als Leistung der sozialen Sicherheit iSd VO kommt es 
nicht auf deren Bezeichnung an, sondern ihre wesentlichen Merkmale, insbesondere ihr 
Zweck und die Voraussetzungen ihrer Gewährung, und der vorhandene hinreichende Bezug 
zu einem in Art 4 VO aufgezählten Risiko, sind entscheidend.179  
Ebenso ist irrelevant, ob es sich bei der die Leistung gewährenden Rechtsvorschrift um ein 
spezielles Sozialversicherungsgesetz handelt.180 Das bedeutet, dass Bestimmungen, die in 
einem an sich nicht von der VO erfassten Gesetz enthalten sind, sehr wohl in deren 
Anwendungsbereich fallen können, während hingegen aus der grundsätzlichen Erfassung 
eines Gesetzes von dem Anwendungsbereich der VO nicht zwingend geschlossen werden 
kann, dass jede darin enthaltene Vorschrift auch tatsächlich erfasst ist.  
Wichtig ist nur, dass die Leistung der sozialen Sicherheit auf „Rechtsvorschriften“ beruht. 
Eine Definition dieses Begriffs findet sich in Art 1 lit j VO: darunter sind die in einem 
Mitgliedstaat bestehenden und künftigen Gesetze, Verordnungen, Satzungen und alle anderen 
Durchführungsvorschriften zu verstehen. Mit der Einbeziehung von Satzungen sollten auch 
jenen Systeme erfasst werden, die teilweise schon vor der Einführung der staatlichen 
Sozialversicherung bestanden und in ihrem Bestand nicht berührt wurden, wie zB solche für 
Bergleute und Eisenbahner.181 Nicht unter den Begriff „Satzung“ sind tarifvertragliche, 
                                                          
174 Siehe dazu ausführlich Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 14 Rz 38, die sowohl eine Qualifikation 
österreichischer Beamtenpensionen als Entgelt iSd Art 141 EG als auch einen Verstoß gegen Art 39 Abs 2 EG 
bejaht. 
175 Näheres dazu bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 12 f Rz 33. 
176 Genaueres dazu bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 11 Rz 25. 
177 Vgl dazu Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 9 Rz 19. 
178 EuGH 5. 3. 1998, Rs C-160/96, Molenaar, Slg 1998, I-843; EuGH 8. 3. 2001, Rs C-215/99, Jauch, Slg 2001, 
I-1901. 
179 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 168 f, siehe nähers dazu weiter unten.  
180 Siehe zu all dem Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 167 f. 
181 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 169. 
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kollektivvertraglich geregelte Systeme subsumierbar. Diese können allerdings von den 
Mitgliedstaaten in den Anwendungsbereich einbezogen werden, jedoch nur, wenn sie an die 
Stelle der gesetzlichen Sozialversicherung treten und nicht bloß ergänzend sind; daher können 
Pensionskassenleistungen nicht erfasst werden.182 Ferner dürfen die Bestimmungen für 
Sondersysteme für Selbständige, deren Schaffung der Initiative der Betreffenden überlassen 
ist oder deren Geltung auf einen Teil des Gebietes des betreffenden Mitgliedstaats beschränkt 
ist, nicht zu den Rechtsvorschriften gezählt werden; derartige Systeme sind in Anhang II der 
VO aufgeführt. 
Die VO bezieht sich auf Systeme der sozialen Sicherheit,183 jedoch ist gemäß Art 4 Abs 2 VO 
die Rechts- und Finanzierungsform nicht entscheidend, da sowohl auf Beiträgen beruhende 
als auch beitragsfreie Systeme184 erfasst sind.  
Gemäß Abs 2a des Art 4 VO sind auch beitragsunabhängige Sonderleistungen von der VO 
erfasst.  
Die Ausnahmen vom sachlichen Anwendungsbereich sind in Abs 4 des Art 4 VO geregelt, 
welcher ausdrücklich die VO auf die Sozialhilfe und Kriegsopferversorgung für nicht 
anwendbar erklärt.  
Art 5 VO normiert die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die unter Art 4 Abs 1 und 2 VO 
fallenden Rechtsvorschriften und Systeme gemäß Art 97 VO zu notifizieren.185 Diese zu 
veröffentlichenden Erklärungen sind von relativ konstitutiver Wirkung, was bedeutet, dass 
eine erfolgte Notifikation die unwiderlegliche Vermutung als Leistung der sozialen Sicherheit 
nach sich zieht, während hingegen aus einer Unterlassung nicht zwingend die 
Unanwendbarkeit der VO folgt.186 
 
II. 3. 2. Unterscheidung Sozialhilfe – soziale Sicherheit187 
Die explizite Ausnahme der Sozialhilfe vom Geltungsbereich macht eine möglichst präzise 
Abgrenzung gegenüber einer von der VO erfassten Leistung der sozialen Sicherheit 
notwendig.188 Dies kann vor allem in Hinblick auf beitragsfreie Leistungen der sozialen 
Sicherheit, die sich außerhalb des klassischen Leistungskatalogs der Leistungen der sozialen 
Sicherheit befinden, ein Problem darstellen.  
Der EuGH nimmt eine solche Abgrenzung anhand mehrerer Kriterien vor, die er im 
Gesamtzusammenhang im Sinne eines beweglichen Systems prüft.189 Dabei stellt er 
vordergründig auf den Zweck der fraglichen Leistung und die Art ihrer Gewährung ab. Die 
nationale Qualifikation ist für die Zuordnung irrelevant. Bei seiner Interpretation tendiert das 
                                                          
182 Siehe zu all dem Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 169. 
183 Art 4 Abs 1 VO. 
184 Die dem Modell Bismarck folgenden Systeme knüpfen den sozialen Schutz an die Ausübung einer 
Berufstätigkeit, die Leistungen werden auf der Basis eines Versicherungsmodells im wesentlichen durch 
Beiträge finanziert. Die dem Modell Beveridge folgenden Systeme gewähren sozialen Schutz in der Regel allen 
Einwohnern, unabhängig von der Ausübung einer beruflichen Aktivität. Die Leistungen werden aus den 
allgemeinen Steuereinnahmen finanziert. Siehe bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 166. 
185 Somit die Rechtsvorschriften über Zweige der sozialen Sicherheit, die die taxativ aufgelisteten Leistungsarten 
betreffen sowie die allgemeinen und die besonderen, die auf Beiträgen beruhenden und die beitragsfreien 
Systeme. 
186 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 170 f. 
187 Eine detaillierte Übersicht darüber, was genau unter diesen Begriffen im allgemeinen Rechtsgebrauch ebenso 
wie im Gemeinschaftsrecht und in der Judikatur des EuGH zu verstehen ist, inklusive einer chronologischen 
Darstellung der relevanten Dokumente siehe bei Rabanser, Soziale Sicherheit 71 ff.  
188 Eine ausführliche Darstellung dieser Abgrenzungskriterien bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 7 
f Rz 14 f und Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 168 f und 171 f. 
189 ZB in EuGH 16. 7. 1992, Rs C-78/91, Hughes, Slg 1992, I-4839; EuGH 27. 3. 1985, Rs 122/84, Scrivner, Slg 
1985, 1027; EuGH 27. 3. 1985, Rs 249/83, Hoeckx, Slg 1985, 973; EuGH 22- 6. 1972, Rs 1/72, Frilli, Slg 1972, 
457; EuGH 28. 5. 1974, Rs 187/73, Callemeyn, Slg 1974, 553; EuGH 9. 10. 1974, Rs 24/74, Biason, Slg 1975, 
999. 
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Gericht zu einer einschränkenden Auslegung der Sozialhilfe und einer möglichst weiten der 
sozialen Sicherheit.  
Im Rahmen des Zweckkriteriums vertritt der Gerichtshof die Meinung, dass eine Leistung, die 
einen Bezug zu einer Leistung der sozialen Sicherheit hat, nicht als Sozialhilfe zu 
qualifizieren ist.190 Ein solcher Bezug ist gegeben, wenn die Leistung den Zweck erfüllt, 
Leistungen der sozialen Sicherheit zu ergänzen, wobei es nicht auf organisatorische oder 
definitorische Kriterien ankommt, sondern das inhaltliche Naheverhältnis entscheiden ist. 191 
Bezüglich der Art der Gewährung liegt nach der Judikatur eine Leistung der Sozialhilfe dann 
vor, wenn bei der Prüfung der Bedürftigkeit eine hinreichende Individualisierung gegeben ist. 
Dies ist dann gegeben, wenn die Voraussetzungen der Leistungsgewährung nicht objektiv 
rechtlich,192 ohne sonstige Prüfung der persönlichen Verhältnisse, festgelegt sind, sondern der 
Behörde ein Ermessensspielraum zusteht. Eine fest umschriebene Rechtsstellung des 
Empfängers, das ist ein gesetzlich umschriebener Anspruch, spricht gegen eine Leistung der 
Sozialhilfe.  
Somit handelt es sich bei den für eine Qualifizierung als Leistung der Sozialhilfe 
entscheidenden Kriterien um den Grad der Individualisierung und die Subsidiarität der 
Leistungsgewährung.193 Subsidiarität ist in dem Sinn gefordert, dass die Aufgabe der 
Sozialhilfe darin besteht, den von der sozialen Sicherheit unvollkommen, noch nicht oder 
nicht mehr gewährten Schutz zu bieten. Dementsprechend ist eine Leistung immer dann der 
sozialen Sicherheit zuzuordnen, wenn im betreffenden Staat noch nachrangige, nur der 
Existenzsicherung dienende Leistungsansprüche bestehen. 
 
II. 3. 3. Beitragsunabhängige Sonderleistungen 
Art 4 Abs 2a und 2b VO haben beitragsunabhängige Sonderleistungen zum Gegenstand.194 
Aus einer Gegenüberstellung von Art 4 Abs 2 und Abs 2a VO folgt, dass es sich nicht bei 
allen beitragsfreien Systemen auch um beitragsunabhängige Sondersysteme handelt.  
Das Vorliegen einer beitragsunabhängigen Sonderleistung ist von zwei Voraussetzungen 
abhängig:195 Sie darf nicht durch Beiträge finanziert sein und muss den in Art 4 Abs 2a VO 
genannten Zwecken dienen.  
Bei diesem Leistungstyp handelt es sich um Mischleistungen aus Leistungen der sozialen 
Sicherheit und der Sozialhilfe. Der Charakter als Mischleistung kommt darin zum Ausdruck, 
dass die Gewährung von einer objektiv feststellbaren,196 aber nicht von einer individuell durch 
Ermessensentscheidung der Behörde ermittelbaren Bedürftigkeit abhängig ist.  
Gemäß Art 4 Abs 2a VO fallen beitragsunabhängige Sonderleistungen in den Geltungsbereich 
der VO, wenn sie den taxativen Versicherungsfällen in Art 4 Abs 1 VO entsprechen, 
ersatzweise, ergänzend oder zusätzlich gewährt werden (Art 4 Abs 2a lit a VO) oder allein 
zum besonderen Schutz von Behinderten bestimmt sind (Art 4 Abs 2a lit b VO). Somit 
handelt es sich bei diesen Leistungen im wesentlichen nur um Leistungen in Ergänzung zu 
einer klassischen Versicherungsleistung oder um solche, die das Risiko einer Behinderung 
ausgleichen sollen.  
                                                          
190 Beschäftigungspolitische Zweckverfolgung spricht gegen eine Leistung der sozialen Sicherheit; auch eine 
Insolvenzsicherung ist keine Leistung der sozialen Sicherheit. Jedoch handelt es sich bei vorbeugenden 
Leistungen um solche der sozialen Sicherheit. Ausführlicheres samt Judikatur siehe bei Schrammel/Winkler, 
Arbeits- und Sozialrecht 168. 
191 So hat der EuGH zB das Erziehungsgeld als Familienleistung angesehen und auch die Mindestpension als 
Leistung der sozialen Sicherheit qualifiziert. 
192 Eine lediglich vom Einkommen, Vermögen oder der Zahl der Kinder abhängige Leistungsgewährung ist als 
typisierende Bedarfsbestimmung unerheblich. 
193 Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 172. 
194 Siehe zu all dem Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 8 f Rz 16 ff und Schrammel/Winkler, Arbeits- 
und Sozialrecht 173 f. 
195 EuGH 8. 3. 2001, Rs C- 215/99, Jauch, Slg 2001, I-1901. 
196 ZB anhand des Einkommens. 
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Jeder Mitgliedstaat muss gemäß Art 5 VO die in Art 4 Abs 2a VO genannten 
beitragsunabhängigen Sonderleistungen notifizieren.  
Nach Art 4 Abs 2b können gewisse beitragsunabhängige Sonderleistungen gänzlich vom 
Anwendungsbereich der VO ausgenommen werden. Es muss sich hierbei um 
beitragsunabhängige Sonderleistungen handeln, die vom betreffenden Mitgliedstaat in 
Anhang II Teil III der VO aufgenommen wurden und deren Geltung auf einen Teil des 
Gebietes dieses Staates beschränkt ist.  
Eine weitere Besonderheit der beitragsunabhängigen Sonderleistungen liegt, wie bereits 
erwähnt, in der Möglichkeit, diese gemäß Art 10a VO vom Exportgebot auszunehmen.197 
Durch Aufnahme einer solchen Leistung in Anhang IIa der VO wird sie ausschließlich im 
Wohnstaat198 nach dessen Rechtsvorschriften, allerdings unter Zusammenrechung aller für 
den Leistungserwerb nötigen, in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungszeiten, 
ausbezahlt.199  
Der EuGH200 verneint die konstitutive Wirkung dieser Aufnahme in Anhang IIa der VO und 
macht sie somit der Richtigkeitskontrolle des Gerichtshofs zugänglich; Trotz Erwähnung in 
Anhang IIa der VO liege eine beitragsunabhängige Sonderleistung nur dann vor, wenn diese 
sich nach ihren Merkmalen auch tatsächlich als beitragsunabhängige Sonderleistung 
erweist.201  
Die Ausnahme solcher Leistungen vom Exportgebot hat der EuGH mit der Begründung der 
engen Bindung an das soziale Umfeld und den wirtschaftlichen und sozialen Kontext nicht als 
Verstoß gegen Art 42 EG qualifiziert.202 
 
 
II. 4. Verhältnis zu anderen (Sozialversicherungs-)Abkommen 
 
Die VO stellt sich über gewisse andere, von den Mitgliedstaaten abgeschlossene 
zwischenstaatliche Sozialversicherungsabkommen, indem Art 6 VO anordnet, dass die VO im 
Rahmen ihres persönlichen und sachlichen Geltungsbereichs an die Stelle von Abkommen 
über die soziale Sicherheit, die ausschließlich zwischen zwei oder mehreren Mitgliedstaaten 
in Kraft sind oder die zwischen mindestens zwei Mitgliedstaaten und einem oder mehreren 
anderen Staaten in Kraft sind, sofern es sich um Fälle handelt, an deren Regelung sich kein 
Träger eines dieser anderen Staaten zu beteiligen hat, tritt, soweit die Art 7, 8 und 46 Abs 4 
VO nichts anderes bestimmen.  
Das bedeutet, dass einerseits Staatsverträge, die ausschließlich zwischen zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten in Kraft sind, stets verdrängt werden, somit eine kumulative Anwendung der 
                                                          
197 Für Österreich wurden das Bundespflegegeld und die Ausgleichszulage in Anhang IIa der VO aufgenommen; 
Ausführliches dazu siehe bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 8 f Rz 18: 
Jedoch ist das Pflegegeld nicht von Bedürftigkeit abhängig, sondern wird pauschal bei bestimmter 
Pflegebedürftigkeit gewährt. Demnach handelt es sich nicht um eine beitragsunabhängige Sonderleistung. 
Außerdem sind, wie oben erwähnt, Leistungen bei Pflegebedürftigkeit als Geldleistungen der 
Krankenversicherung anzusehen und schon deshalb als in den Anwendungsbereich der VO fallend 
exportpflichtig.  
Die Ausgleichszulage erfüllt die Kriterien einer beitragsunabhängigen Sonderleistung. 
198 Wohnstaat ist jener Staat, in dem die betroffene Person wohnt und den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen 
hat. Nähere Ausführungen dazu bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 181. 
199 Art 10a Abs 1 und Abs 2 VO. 
200 EuGH 8. 3. 2001, Rs C- 215/99, Jauch, Slg 2001, I-1901; EuGH 31. 5. 2001, Rs C-43/99, Leclere, Slg 2001, 
I-4265. 
201 Diese für den EuGH wesentlichen Merkmale sind: Sonderleistung, Beitragsunabhängigkeit und Aufnahme in 
Anhang IIa. 
202 Genaueres dazu bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 181. 
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Koordinierungsnormen der VO und anderer Abkommen ausgeschlossen ist,203 und 
andererseits Staatsverträge, an denen neben Mitgliedstaaten auch andere Staaten beteiligt 
sind, nur dann verdrängt werden, wenn der in Frage kommende Sachverhalt nur auf die 
Mitgliedstaaten beschränkt ist.  
Gemäß der Judikatur des EuGH gilt dieser Vorrang grundsätzlich unbedingt,204 ist also stets 
für alle erfassten Fälle zu beachten, außer es handelt sich bei der verdrängten Vorschrift um 
eine für die betreffende Person günstigere, dann ist nämlich auf den Zeitpunkt des 
Staatenwechsels folgendermaßen abzustellen, dass bei einem Wechsel vor dem Inkrafttreten 
der VO die günstigere Abkommensbestimmung anwendbar bleibt.205 Diese Durchbrechung 
des an sich zwingenden Vorrangs begründete der EuGH unter Berufung auf eine möglichst 
weitreichende Verwirklichung der Arbeitnehmerfreizügigkeit.206 Die Position von 
Arbeitnehmern, für die schon vor Inkrafttreten der VO Abkommensbestimmungen in Geltung 
standen, sollten durch das Abkommen nicht verschlechtert werden. Voraussetzung für die 
weitere Anwendbarkeit der günstigeren Abkommensbestimmung ist eine Tätigkeit in 
mindestens zwei Staaten vor Inkrafttreten der VO im Verhältnis dieser Staaten.207 Irrelevant 
ist, ob im Migrationszeitpunkt die Freizügigkeitsregeln bereits anwendbar waren.208 
Da sich die grundsätzliche Verdrängung durch die VO nur auf Regelungen bezieht, die in den 
persönlichen und sachlichen Anwendungsbereich der VO fallen, sind nicht alle durch die 
Mitgliedstaaten abgeschlossenen Abkommen über die soziale Sicherheit untersagt; Solche 
zwischenstaatliche Sozialversicherungsabkommen der Mitgliedstaaten dürfen sich somit 
grundsätzlich nur nicht auf den persönlichen und sachlichen Anwendungsbereich der VO 
beziehen. Außerhalb dieser Grenzen steht es den Mitgliedstaaten frei, derartige 
Vereinbarungen untereinander, unter Beteiligung von Mitglied- und Nichtmitgliedstaaten 
(auch in den Fällen einer ausschließlichen Betroffenheit von Mitgliedstaaten) und im 
Verhältnis zu Nichtmitgliedstaaten überhaupt abzuschließen.  
Andererseits stellte der EuGH fest, dass der Anwendungsbereich der Art 6 ff nicht durch 
Abkommen zwischen lediglich einem Mitgliedstaat und einem oder mehreren Drittstaaten 
tangiert wird.209 
Die Ausnahmen von der Verdrängung von in den persönlichen und sachlichen 
Anwendungsbereich der VO fallenden Bestimmungen anderer zwischenstaatlicher 
Abkommen sind in den Art 7, 8 und 46 Abs 4 VO enthalten.  
Art 7 VO erfasst bestimmte internationale Bestimmungen, die durch die VO nicht berührt 
werden: die Übereinkommen, welche von der Internationalen Arbeitskonferenz angenommen 
worden sind, wenn sie durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten ratifiziert und in diesem 
Staat oder in diesen Staaten in Kraft getreten sind und die zwischen den Mitgliedstaaten des 
Europarates geschlossenen Vorläufigen Europäischen Abkommen vom 11. Dezember 1953 
über die soziale Sicherheit;210 die Abkommen vom 27. Juli 1950 und vom 30. November 1979 
über die soziale Sicherheit der Rheinschiffer; das Europäische Abkommen vom 9. Juli 1956 
über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer im Internationalen Verkehrswesen; sowie die im 
                                                          
203 EuGH 7. 6. 1973, Rs 32/72, Walder, Slg 1973, 599. 
204 EuGH 9. 11. 1995, Rs C-475/93, Thévenon, Slg 1995, I-3813. 
205 EuGH 7. 2. 1991, Rs C-227/89, Rönfeldt, Slg 1991, I-323; EuGH 9. 10. 1997, Rs C-31/96, Naranjo Arjona, 
Slg 1997, I-5501; EuGH 9. 11. 2000, Rs C-75/99, Thelen, Slg 2000, I-9399; EuGH 5. 2. 2002, Rs C-277/99, 
Kaske, Slg 2002, I-1261. 
206 EuGH 7. 2. 1991, Rs C-227/89, Rönfeldt, Slg 1991, I-323. 
207 EuGH 9. 10. 1997, Rs C-31/96, Naranjo Arjona, Slg 1997, I-5501; EuGH 9. 11. 2000, Rs C-75/99, Thelen, 
Slg 2000, I-9399. 
208 EuGH 17. 12. 1998, Rs C-153/97, Grajera Rodriguez, Slg 1998, I-8645. 
209 EuGH 2. 8. 1993, Rs C-23/92, Grana-Novoa, Slg 1993, I-4505. 
210 Gemäß der Judikatur des EuGH gilt zwischen diesen beiden Abkommen und der VO das Günstigkeitsprinzip, 
womit die VO dann vorrangig ist, wenn sie für die betreffende Person im Vergleich zu dem anderen Abkommen 
günstigere Vorschriften enthält. Näheres siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 940 Rz 81. 
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Anhang III der VO aufgeführten Bestimmungen von zwischen den Mitgliedstaaten 
geschlossenen, bilateralen Abkommen über die soziale Sicherheit.211  
Von größerer Relevanz ist Art 8, dem gemäß es unter bestimmten Bedingungen den 
Mitgliedstaaten sogar gestattet ist, in den Anwendungsbereich der VO fallende 
zwischenstaatliche Abkommen zu schließen. In einem solchen Fall muss einerseits ein 
Bedürfnis bestehen, nach den Grundsätzen und im Geiste der VO miteinander Abkommen zu 
schließen und andererseits sind derartige Abkommen von jedem Mitgliedstaat gemäß Art 97 
Abs 1 VO zu notifizieren. 
Der Sinn der Art 6 ff VO besteht einerseits darin, die durch die VO erfolgte Koordinierung 
der nationalen Systeme der sozialen Sicherheit nicht durch von dieser 
Gemeinschaftsvorschrift abweichende bilaterale Sozialversicherungsabkommen leer laufen zu 
lassen und ein gemeinschaftsweit einheitliches sozialrechtliches Mindestniveau zu sichern, 
andererseits den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu bieten, mittels über dieses Niveau 
hinausreichender bilateral festgelegter Standards auf Besonderheiten der jeweiligen 
nationalen Rechtsordnungen Bedacht zu nehmen.212 
Art 46 Abs 4 VO normiert den Vorrang der VO gegenüber zwischenstaatlichen Regelungen 
im Bereich der Leistungsbeträge für den Fall der Invalidität, des Alters oder für die 
Hinterbliebenenrente. 
 
 
II. 5. Bestimmung des anzuwendenden Rechts 
 
II. 5. 1. Der Grundsatz der Anknüpfung an eine einzige Rechtsordnung 
Da es sich bei der VO um Koordinierungsvorschriften handelt, welche die potentiell aus der 
Anwendbarkeit mehrerer Rechtsordnungen entstehenden mobilitätshemmenden Nachteile und 
Lücken verhindern soll,213 sind Bestimmungen (Kollisionsnormen) nötig, die regeln, welche 
von mehreren in Betracht kommenden nationalen Rechtsordnungen auf einen 
grenzüberschreitenden Sachverhalt anwendbar sind. Diese Funktion kommt den §§ 13 ff VO 
zu.  
Die Kollisionsnormen der VO stellen ein einheitliches und geschlossenes System dar und 
verdrängen sämtliches entgegenstehendes nationales Recht.214  
Die Grundregel der Bestimmung der anzuwendenden Rechtsordnung findet sich in Art 13 
Abs 1 VO, wonach grundsätzlich immer nur die Sozialrechtsordnung eines einzigen 
Mitgliedstaates zur Anwendung kommen soll;215 gleichzeitig stellt Art 13 Abs 2 lit f VO216 
das ständige Erfasstsein von einer Rechtsordnung sicher.217  
                                                          
211 Da die Aufnahme solcher Bestimmungen in den Anhang III der VO sonst nicht notwendig wäre, kann aus 
dieser Regelung des Art 7 VO geschlossen werden, dass dieser Vorschrift die Funktion zukommen soll, den 
Mitgliedstaaten zu ermöglichen, ein gegenüber der VO höheres bilaterales Schutzniveau aufrecht zu erhalten. 
Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 945 Rz 99. 
212 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 946 Rz 101 f. 
213 Auf der einen Seite sollen die Kollisionsnormen verhindern, dass ein Arbeitnehmer für ein und das selbe 
Arbeitseinkommen mit Sozialabgaben mehrerer Staaten belastet wird (EuGH 15. 2. 2000, Rs C-34/98, C-169/98, 
Komm/Frankreich, Slg 2000, I-995, I-1049 und EuGH 8. 3. 2001, Rs C-68/99, Komm/Deutschland, Slg 2001, I-
1865; EuGH 5. 5. 1977, Rs 102/76, Perenboom, Slg 1977, 815; EuGH 29. 6. 1994, Rs C-60/93, Aldewereld, Slg 
1994, I-1049), auf der anderen Seite soll vermieden werden, dass ein Arbeitnehmer von der sozialen Sicherung 
ausgeschlossen wird. 
214 EuGH 13. 3. 1997, Rs C-131/95, Huijbrecht, Slg 1997, I-1409; EuGH 11. 6. 1998, Rs C-275/96, Kuusijärvi, 
Slg 1998, I-3419; EuGH 5. 5. 1977, Rs 102/76, Perenboom, Slg 1977, 815; EuGH 23. 9. 1982, Rs 276/81, 
Kuijpers, Slg 1982, 3027 und EuGH 3. 5. 1990, Rs C-2/89, Kits van Heijningen, Slg 1990, I-1755. 
215 Gemäß Art 14 d VO sollen Personen, die in verschiedenen Mitgliedstaaten mehreren Erwerbstätigkeiten 
nachkommen, so gestellt werden, als übten sie die gesamte Erwerbstätigkeit in einem einzigen Staat aus, sodass 
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Der Grundsatz der Anknüpfung an eine einzige Rechtsordnung gilt jedoch nicht 
ausnahmslos.218 So können auf Personen, die gleichzeitig in verschiedenen Mitgliedstaaten 
selbständig und unselbständig tätig sind, dann mehrere Rechtsordnungen Anwendung finden, 
wenn die in Art 14c lit b VO normierten Voraussetzungen gegeben sind. Art 14f VO statuiert 
für in mehreren Mitgliedstaaten tätige Beamte ebenfalls eine Ausnahme, nach der diese 
Personen den Rechtsvorschriften jedes der beteiligten Mitgliedstaaten unterliegen. Weiters 
stellt Art 15 Abs 1 VO bei einer Kollision von freiwilliger und Pflichtversicherung dann 
hinsichtlich der anzuwendenden Rechtsordnung allein auf das nationale Recht ab, sodass die 
Art 13 bis 14d VO, die Anknüpfung an eine einzige Rechtsordnung, unanwendbar bleiben, 
wenn eine der nationalen Rechtsordnungen für einen der in Art 4 VO genannten Zweige eine 
freiwillige Versicherung und/oder freiwillige Weiterversicherung vorsieht. In dieser 
Konstellation ist eine freiwillige neben einer Pflichtversicherung zulässig, wobei aber die 
Pflichtversicherung vorrangig ist. Sieht jedoch in einem solchen Zusammentreffen von 
freiwilliger und Pflichtversicherung eine nationale Rechtsordnung nur ein System freiwilliger 
Versicherung vor, bleibt es bei der Anwendbarkeit der Art 13 bis 14d VO, somit bei der 
Anknüpfung an eine einzige Rechtsordnung. Gemäß Art 15 Abs 3 VO besteht in den 
Versicherungszweigen Invalidität, Alter und Tod (Renten) die Möglichkeit einer freiwilligen 
Versicherungen oder freiwilligen Weiterversicherung in einem Mitgliedstaat, trotz 
Pflichtversicherung in einem anderen Mitgliedstaat, wenn ein solches Zusammentreffen im 
ersten Mitgliedstaat ausdrücklich oder stillschweigend zugelassen ist. 
Der EuGH sieht in der Anknüpfung an nicht nur eine Rechtsordnung keinen Verstoß gegen 
Gemeinschaftsrecht, da dieser Grundsatz nur sekundärrechtlich, aber nicht primärrechtlich 
verankert ist und die Ausgestaltung des Systems der sozialen Sicherheit grundsätzlich Sache 
eines jeden Mitgliedstaates ist, und deshalb der Rat unter der Bedingung, dass eine doppelte 
Beitragserhebung auf ein und dasselbe Einkommen durch mehrere Staaten sowie eine 
Erhebung zusätzlicher Beitrage von einer in einem Staat versicherten Person in einem anderen 
Staat ohne damit einhergehenden zusätzlichen sozialen Schutz vermieden wird,219 kein 
durchgehend einheitliches System der Koordinierung etablieren muss.220 
 
                                                                                                                                                                                     
auf die gesamte Berufstätigkeit dieser Personen abgestellt und nicht an jedes Beschäftigungsverhältnis separat 
angeknüpft wird. Dementsprechend soll eine Zusammenrechnung aller Entgelte erfolgen.  
Aus dem Grundsatz der Anknüpfung an eine einzige Rechtsordnung folgt auch, dass von dieser Rechtsordnung 
sodann alle von der VO erfassten Zweige der sozialen Sicherheit erfasst sind. Somit kann eine Person nicht in 
einem Mitgliedstaat kranken- und in einem anderen pensionsversichert sein. Vgl dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, 
Handbuch 949 Rz 113. 
Nach der Judikatur des EuGH (EuGH 12. 6. 1986, Rs 302/84, Ten Holder, Slg 1986, 1821) gilt dieser Grundsatz 
jedoch auch dann, wenn sich aus der Anwendung nur einer mitgliedstaatlichen Rechtsordnung für die 
betreffende Person insoweit Nachteile ergeben, als eine Leistung, die nach rein innerstaatlichem Recht zu 
gewähren wäre, deshalb versagt wird. 
216 Diese Litera wurde als Reaktion auf das EuGH-Urteil Ten Holder (EuGH 12. 6. 1986, Rs 302/84, Ten Holder, 
Slg 1986, 1821) als Auffangtatbestand eingefügt. In Abweichung von der grundsätzlichen Regelung ist nicht das 
Beschäftigungslandprinzip, sondern das Wohnlandprinzip ausschlaggebend, wenn die betreffende Person nicht 
mehr den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates unterliegt, also wenn kein Beschäftigungsverhältnis 
oder ein anderes in Art 13 Abs 2 VO genanntes Verhältnis, durch welches die jeweilige nationale Rechtsordnung 
anwendbar wäre, nicht mehr besteht, und wenn auch weder die allgemeine Kollisionsregel des Art 13 VO noch 
eine der Sonderregelungen der Art 14 bis 17 VO zur Anwendung kommen. Näheres dazu siehe bei 
Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 954 Rz 130 ff. 
217 EuGH 3. 5. 2001, Rs C-347/98, Komm/Belgien, Slg 2001, I-3327. 
218 Näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 952 ff Rz 122 ff. 
219 EuGH 28. 3. 1996, Rs C-272/94, Guiot, Slg 1996, I-1905. 
220 Nähere Ausführungen dazu bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 17 Rz 50. 
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II. 5. 2. „E-101-Bescheinigung“221 
Die Konsequenz des Vorhandenseins solcher Kollisionsnormen besteht für die Behörden der 
beteiligten Staaten darin, dass sie nicht ohne weiters die in ihrem Mitgliedstaat geltende 
Rechtsordnung auf jede im Gebiet des jeweiligen Staates tätige Person anwenden dürfen, da 
immer zu prüfen ist, ob nicht andere Rechtsvorschriften vorrangig sind.  
Die Durchsetzbarkeit solcher Regelungen verlangt einen entsprechenden 
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten, welcher in den Art 11 und 11 a VO 
574/72 normiert ist und mittels der „E-101-Bescheinigungen“222 durchgeführt wird. Dabei 
handelt es sich um eine von den Behörden jenes Mitgliedstaates, dessen Rechtsordnung 
weiterhin anwendbar bleibt, auszustellende Bescheinigung über die Dauer der weiteren 
Maßgeblichkeit der Rechtsvorschriften dieses Staates.  
Bezüglich der Beweiskraft solcher Bescheinigungen besteht die aus dem Grundsatz der 
vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten gemäß Art 10 EG 
resultierende Verpflichtung des zuständigen Trägers des die Bescheinigung ausstellenden 
Staates zur genauen Überprüfung der tatsächlichen Gegebenheit der Voraussetzungen für eine 
Weitergeltung der betreffenden Rechtsordnung. Diese Bescheinigung birgt die Vermutung der 
Richtigkeit der Angaben in sich, sodass der Empfangsstaat die betreffende Person solange 
nicht seiner eigenen Rechtsordnung unterstellen darf, bis die Bescheinigung zurückgezogen 
ist; dem Empfangsstaat steht jedoch bei Zweifeln hinsichtlich der Angaben die Möglichkeit 
offen, die Überprüfung der Richtigkeit der Bescheinigung beim ausstellenden Träger zu 
verlangen. 
Wird zwischen den beteiligten Trägern kein Einvernehmen erzielt, kann der Empfangsstaat 
das Vertragsverletzungsverfahren gegen den die Bescheinigung ausstellenden Staat anstreben, 
was wiederum die innerstaatliche Anwendung der Kollisionsnormen einer Überprüfung durch 
den EuGH zugänglich macht.223 
 
II. 5. 3. Die Prinzipien zur Bestimmung der anzuwendenden Rechtsordnung 
Zur Bestimmung der anzuwendenden Rechtsordnung gilt grundsätzlich das 
Beschäftigungslandprinzip, subsidiär das Wohnlandprinzip und das Sitzlandprinzip, wobei 
das Wohnland- dem Sitzlandprinzip vorgeht.224  
Nach dem Beschäftigungslandprinzip kommt die Rechtsordnung jenes Staates zur 
Anwendung, in dem die Person ihre Tätigkeit ausübt.  
Für das Wohnlandprinzip ist die Rechtsordnung jenes Staates, in dem der Arbeitnehmer 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, maßgebend.  
Das Sitzlandprinzip stellt auf den Wohnsitz des Arbeitgebers oder den Sitz des Unternehmens 
ab. 
Diese Reihung ergibt sich schon aus dem Aufbau des Gesetzes. Die Grundregel findet sich in 
Art 13 VO, die Art 14 bis 14f VO normieren die dazugehörigen Ausnahmen, Art 15 VO 
behandelt die Fälle einer freiwilligen Versicherung, Art 16 VO trifft Sonderregelungen für 
bestimmte Angehörige diplomatischer und konsularischer Vertretungen sowie der 
Europäischen Gemeinschaften, Art 17 VO regelt die Ausnahmen zu den Art 13 bis 16 VO 
und Art 17a VO beinhaltet besondere Vorschriften für Rentner. 
 
II. 5. 4. Die Regelung für Arbeitnehmer 
Die VO differenziert nach Arbeitnehmern und Selbständigen.  
                                                          
221 Eine Übersicht zu diesen Formularen siehe unter http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/soc-
prot/schemes/eform_en.htm. 
222 Siehe zu diesen Bescheinigungen ebenfalls Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 18 Rz 54. 
223 EuGH 10. 2. 2000, Rs C-202/97, FTS, Slg 2000, I-883; EuGH 30. 3. 2000, Rs C-178/97, Banks, Slg 2000. I-
2005. 
224Eine genaue Darstellung dieser Prinzipien siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 948 Rz 109. 
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Bezüglich der Arbeitnehmer legt Art 13 Abs 2 lit a VO grundsätzlich die Rechtsordnung des 
Beschäftigungsstaates, da es sich bei der VO um ein System zur Gewährleistung der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit handelt, als anzuwendende Rechtsvorschriften fest, und zwar auch 
dann, wenn die betreffende Person in einem andern Staat wohnt oder ihr Arbeitgeber oder das 
Unternehmen, das sie beschäftigt, seinen Wohnsitz oder Betriebssitz im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats hat, sowie gemäß Art 14 Z 1 lit a VO auch im Falle einer Entsendung,225 wenn 
die Dauer voraussichtlich 12 Monate nicht übersteigt und die Entsendung nicht den Zweck 
verfolgt, eine andere Person abzulösen, deren Entsendungszeit bereits abgelaufen ist,226 und 
wenn das entsendende Unternehmen im Sitzstaat eine nennenswerte Geschäftstätigkeit 
ausübt,227 sodass in diesem Fall, wie auch grundsätzlich bei der Arbeitskräfteüberlassung,228 
das Recht des entsendenden Staates anwendbar bleibt. 229  
Diese Weitergeltung der Rechtsordnung des entsendenden Staates kann gemäß Art 14 Z 1 lit 
b VO auf Antrag und mit Genehmigung des empfangenden Staates um weitere 12 Monate 
verlängert werden.  
Kann das Kriterium des Beschäftigungsstaates nicht greifen, weil eine Person gewöhnlich in 
zwei oder mehreren Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt ist, ist grundsätzlich die 
Rechtsordnung des Wohnortstaates anwendbar, wenn dort die Tätigkeit zum Teil ausgeübt 
wird.  
Ist das auch nicht der Fall, kommen die Bestimmungen jenes Staates zur Anwendung, in dem 
der Arbeitgeber seinen (Wohn-)Sitz hat.230  
 
II. 5. 5. Die Regelung für Selbständige 
Für Selbständige231 kommt entsprechend der Regelung für Arbeitnehmer als Grundregel 
gemäß Art 13 Abs 2 lit b VO das Recht jenes Staates, in dem die Person selbständig tätig ist, 
zur Anwendung, und zwar auch dann, wenn sie im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
wohnt.  
Parallel zu der Bestimmung für entsandte Arbeitnehmer regelt Art 14a Z 1 lit a VO für 
Selbständige, dass im Falle einer gewöhnlichen Tätigkeit im Gebiet eines Mitgliedstaates die 
Rechtsvorschriften dieses Staates auch dann anwendbar bleiben, wenn die Person eine Arbeit, 
sei es eine selbständige oder eine unselbständige, deren Dauer voraussichtlich nicht 12 
Monate übersteigen wird, in einem anderen Mitgliedstaat ausübt. Eine Verlängerung dieser 
Weitergeltung ist gemäß Art 14a Z 1 lit b VO auch mit Genehmigung um 12 weitere Monate 
möglich.  
Ebenso findet sich in Art 14a Z 2 VO eine entsprechende Regelung für den Fall, dass die 
Ausübung der selbständigen Tätigkeit gewöhnlich in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten 
erfolgt; dann ist das Recht des Wohnortstaates maßgebend, wenn dort zumindest ein Teil der 
Tätigkeit ausgeübt wird.  
Ist das nicht der Fall, ist die Rechtsordnung jenes Staates, in dem die Haupttätigkeit ausgeübt 
wird, anzuwenden.  
 
                                                          
225 Eine detaillierte Aufzählung und Beschreibung der für eine Entsendung wesentlichen Elemente siehe bei 
Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 956 ff. 
226 Art 14 Z 1 lit a. Näheres dazu siehe bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 176. 
227 Der Sinn besteht darin, missbräuchliche Entsendungen von einem Staat mit geringem sozialem Schutzniveau 
in einen mit einem hohen zu vermeiden; genauere Ausführungen seihe bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und 
Sozialrecht 176. 
228 Wenn der Arbeitnehmer dem Zeitarbeitsunternehmen gewöhnlich angehört und das Zeitarbeitsunternehmen 
eine Bindung an den Mitgliedstaat besitzt, in dem die Betriebsstätte liegt; genaueres dazu bei 
Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 176 f und Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 18 Rz 52. 
229 Zur Entsendung siehe auch Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 17 Rz 51. 
230 Art 14 Z 2 lit b. 
231 Eine Beschreibung der Bestimmungen bezüglich Selbständiger siehe bei Schrammel/Winkler, Arbeits- und 
Sozialrecht 177 und Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 18 Rz 53. 
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II. 5. 6. Ausnahmen 
Von dieser grundsätzlichen Ein- und Aufteilung gibt es eine Reihe von Ausnahmen, die eine 
Vermeidung von Doppelversicherungen gewährleisten. So gelten Sonderregelungen für das 
fahrende und fliegende Personal von Unternehmen (Art 14 Abs 2 lit a VO),232 Beamte (Art 13 
Abs 2 lit d, Art 14e, Art 14f VO), Präsenz- und Zivildiener (Art 13 Abs 2 lit e VO), das 
Personal diplomatischer Vertretungen (Art 16 VO), Seeleute (Art 13 Abs 2 lit c, Art 14b VO) 
und Rentner (Art 17a VO).  
 
II. 5. 7. Kollision von freiwilliger und Pflichtversicherung 
Art 15 VO behandelt die Kollision von freiwilliger und Pflichtversicherung. Neben den oben 
ausgeführten Fällen und der teilweisen Durchbrechung des Grundsatzes der Anknüpfung an 
eine einzige Rechtsordnung wird im Abs 2 dieses Artikels unter Anknüpfung an eine einzige 
Rechtsordnung im Falle einer Anwendbarkeit mehrerer Rechtsordnungen der Vorrang der 
Pflichtversicherung gegenüber einer freiwilligen Versicherung oder freiwilligen 
Weiterversicherung sowie bei einem Zusammentreffen freiwilliger Versicherungen oder 
freiwilliger Weiterversicherungen ein Wahlrecht der betreffenden Person bezüglich der 
anzuwendenden Rechtsordnung normiert.  
 
II. 5. 8. Abweichende zwischenstaatliche Vereinbarungen 
Darüber hinaus ermächtigt Art 17 VO die zuständigen Behörden, im Interesse bestimmter 
Personen oder Personengruppen Ausnahmen von den Art 13 bis 16 VO zu machen. Von 
dieser Möglichkeit wird insbesondere zur Verlängerung der Entsendefrist bei einer von 
vornherein länger als 12 Monate angelegten oder bei einer zwar kürzer geplanten, jedoch 
dann 24 Monate übersteigenden Tätigkeit bis auf fünf oder mehr Jahre Gebrauch gemacht, 
wenn dies im Interesse der Arbeitnehmer, nicht der dahinterstehenden Unternehmen, liegt.233 
Eine nach diesem Artikel getroffene zwischenstaatliche Vereinbarung muss sich immer auf 
alle Versicherungszweige erstrecken und kann nicht nur einzelne Leistungsarten umfassen.234 
Solche Vereinbarungen zwischen den Mitgliedstaaten sind völkerrechtliche Verträge, deren 
innerstaatliche Umsetzung sich nach dem jeweiligen nationalen Recht richtet.235  
 
 
 
II. 6. Koordinierung der einzelnen Leistungsarten 
 
 
II. 6. 1. Krankheit und Mutterschaft 
 
II. 6. 1. 1. Rechtsgrundlagen und allgemeine Grundsätze 
Die für die Koordinierung der Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft relevanten 
Rechtsgrundlagen finden sich in den Art 18 bis 36 VO und Art 16 bis 34 DVO.  
Artikel 18 VO ordnet die Zusammenrechnung der Versicherungs-, Beschäftigungs- oder 
Wohnzeiten an. 
Die Leistungen können entweder als Sach- oder Geldleistungen erbracht werden. 236 
Sachleistungen umfassen Präventions-, Restitutions-, und Kompensationsleistungen, 
                                                          
232 Genaueres zur Regelung bei einer Entsendung solcher Personen siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, 
Handbuch 959 ff, Rz 150 ff. 
233 Genaueres dazu siehe bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 18 Rz 55. 
234 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 964 Rz 171. 
235 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 965 f Rz 169. 
236 Näheres zu dieser Unterscheidung siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1001 Rz 69. 
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unabhängig davon, ob diese Leistungen in Geld gewährt werden. Alle anderen in Geld 
gewährten Leistungen stellen Geldleistungen dar. 
Sachleistungen können entweder nach dem Naturalleistungsprinzip, wenn der Berechtigte die 
Leistungen kostenlos vom Staat bzw einem Sozialleistungsträger erhält, oder nach dem 
Kostenerstattungsprinzip, wenn dem Berechtigten die durch die Inanspruchnahme einer 
Leistung entstandenen Kosten vom zuständigen Krankenversicherungsträger erstattet werden, 
erbracht werden.237 
Das in Art 12 VO statuierte Kumulierungsverbot ist auch in Bezug auf Leistungen bei 
Krankheit und Mutterschaft zu beachten. Nicht als gegen dieses Verbot verstoßend gelten jene 
Regelungen, die schon vor einem Wohnortwechsel zugesprochene Leistung auch nach einem 
solchen Wechsel gewähren, da lediglich eine vom Wohnort unabhängige, fortdauernde 
Leistungserbringung sichergestellt werden soll und wegen der zeitlichen Verschiebung auch 
keine Kumulierung vorliegt.238 
Die für den Bezug des Krankengeldes erforderliche Feststellung des Krankheitszustandes in 
Form einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung wird vom Träger des Wohnortes oder dem 
behandelnden Arzt vorgenommen und ist für den leistungerbringenden zuständigen Träger, 
nach der Judikatur des EuGH auch für den lohnfortzahlenden Arbeitgeber,239 in Bezug auf 
Eintritt und Dauer der Arbeitsunfähigkeit sowohl in tatsächlicher als auch in rechtlicher 
Hinsicht bindend. Dem zuständigen Träger steht lediglich die Möglichkeit offen, den 
Versicherten durch einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen, eine Verpflichtung der 
betroffenen Person sich zwecks Untersuchungen in den Staat des zuständigen Trägers zu 
begeben, besteht nach der Rechtsprechung des EuGH nicht.240 
Gemäß Art 36 sind Aufwendungen für Sachleistungen, die vom Träger eines Mitgliedstaates 
für Rechnung des Trägers eines anderen Mitgliedstaates gewährt worden sind, in voller Höhe 
zu erstatten. Die einzelnen Erstattungsmodalitäten finden sich in Art 98 VO 574/72, wonach 
der Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen oder Pauschalbeträge die Basis für eine 
Erstattung bilden. Den Mitgliedstaaten steht es offen, andere Erstattungsverfahren zu 
vereinbaren oder gar auf eine solche überhaupt zu verzichten.241 Die Abrechnung erfolgt über 
Verbindungsstellen der Mitgliedstaaten mittels von den Krankenkassen ausgegebenen 
speziellen Krankenscheinen.242 
 
II. 6. 1. 1. 1. Exkurs: Sach- und Geldleistungen243 
In der VO selbst findet sich keine Definition dieser Begriffe, jedoch hat der EuGH in seiner 
Rechtsprechung eine Unterscheidung herausgearbeitet.244 Der Gerichtshof differenziert dabei 
nicht nach der Form, sondern nach dem Inhalt und der Funktion. Bei Geldleistungen handelt 
es sich meist um Leistungen mit Lohnersatzfunktion, während als Sachleistungen jene 
anzusehen sind, die unabhängig davon, ob sie im Wege der Kostenerstattung in Geld gewährt 
werden, der Heilung oder Besserung des regelwidrigen Körper- oder Geisteszustands des 
Erkrankten dienen und, als oder für persönliche Dienstleistungen sowie Heil- und Hilfsmittel 
gewährt werden.245 
                                                          
237 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1002 Rz 73. 
238 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1002 f Rz 76. 
239 EuGH 3. 6. 1992, Rs 45/90, Paletta I, Slg 1992, 3423. 
240 EuGH 12. 3. 1987, Rs 22/86, Rindone, Slg 1987, 1339. 
241 Art 36 Abs 3 VO. 
242 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1005 Rz 93 mwN. 
243 Siehe dazu bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 21 Rz 67. 
244 EuGH 30. 6. 1966, Rs 61/65, Vaasen-Göbbels, Slg 1966, 583; EuGH 1. 12. 1965, Rs 63/65, Dekker, Slg 
1965, 1186; EuGH 11. 10. 1973, Rs 35/73, Kunz, Slg 1973, 1025; EuGH 26. 5. 1976, Rs 103/75, Aulich, Slg 
1976, 697. 
245 Vgl Schrammel/Winkler, Arbeits- und Sozialrecht 183. 
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Unter Geldleistungen sind vor allem jene Leistungen, die im Falle der Arbeitsunfähigkeit in 
Folge einer Krankheit als Ersatz für den durch die Krankheit verursachten Einkommensausfall 
gewährt werden, wie Lohnfortzahlungen oder Krankengelder, zu subsumieren.246 
 
II. 6. 1. 2. Die gewährten Leistungen 
Nach der Rechtsprechung des EuGH richten sich die in diesem Zweig der sozialen Sicherheit 
zu gewährenden Leistungen nicht nach nationalem Recht, sondern es sind alle im Falle von 
Krankheit und Mutterschaft erbrachten Leistungen einschließlich der Gesundheitspflege 
unabhängig von der Art der entsprechenden nationalen Anspruchsgrundlagen, soweit sie nur 
auf Rechtsvorschriften über einen Zweig der sozialen Sicherheit beruhen, erfasst.247 Demnach 
zählen auch Maßnahmen zur medizinischen Rehabilitation,248 Beihilfen an Behinderte,249 
Leistungen, die im Falle einer Pflegebedürftigkeit eines erkrankten Kindes gewährt werden 
und Arbeitgeberleistungen wie Lohnfortzahlungen bei Krankheit250 und ein Zuschuss zum 
Mutterschaftsgeld zu den von der VO erfassten Leistungen.251 Somit sind sowohl Leistungen 
heilender als auch vorbeugender Art umfasst252 und die Art der Finanzierung ist nicht 
entscheidend.253 
 
II. 6. 1. 3. Die Pflegebedürftigkeit 
Da sich in der taxativen Aufzählung des Art 4 VO die Pflegebedürftigkeit nicht findet, ist 
diese grundsätzlich von der VO nicht erfasst.  
Der EuGH hingegen qualifiziert Gelder, die im Falle einer Pflegebedürftigkeit gewährt 
werden als Leistungen bei Krankheit. Diese Ansicht vertrat der Gerichtshof zum ersten Mal in 
der RS Molenaar254 in Bezug auf die deutsche Pflegeversicherung. Er begründete seine 
Meinung damit, dass die Leistungen der Pflegeversicherung die Selbständigkeit des 
Pflegebedürftigen, den Vorrang der Vorbeugung und Rehabilitation gegenüber der Pflege und 
der häuslichen gegenüber der Heimpflege fördern sollen. Weiters decke das Pflegegeld 
zumindest einen Teil der durch die Pflegebedürftigkeit verursachten Kosten, indem dieses 
Geld für die häusliche Pflege durch spezielle Pflegepersonen, die Heimpflege, die 
Anschaffung von Pflegehilfsmitteln und die Anpassung der Wohnung an die durch die 
Pflegebedürftigkeit entstandene Situation aufgewendet wird. Außerdem biete die 
Pflegeversicherung unter bestimmten Umständen den Pflegepersonen einen Schutz bei den 
Risiken Unfall, Alter und Invalidität. Deshalb und auch auf Grund der organisatorischen 
Verknüpfung mit der Krankenversicherung stellen Leistungen bei Pflegebedürftigkeit eine 
Ergänzung zu jenen bei Krankheit in Hinsicht auf eine Verbesserung des 
Gesundheitszustandes und der Lebensbedingungen der betroffenen Person dar. 
Diese Judikatur wurde in der RS Jauch255 bestätigt, in der das österreichische Pflegegeld 
unabhängig von der Beitragsunabhängigkeit als Geldleistung der Krankenversicherung 
qualifiziert wurde. 
 
                                                          
246 Siehe bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 24 Rz 78. 
247 EuGH 10. 1. 1980, Rs 69/79, Jordens-Vosters, Slg 1980, 75. 
248 EuGH 16. 11 1972, Rs 14/72, Heinze, Slg 1972, 1105. In D: Rentenversicherung, Fuchs S 989. 
249 EuGH 28. 5. 1974, Rs 187/73, Verbeke, Slg 1974, 553. 
250 EuGH 3. 6. 1992, Rs 45/90, Paletta I, Slg 1992, 3423. 
251 Näheres zu dieser Aufzählung bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 989 ff Rz 11 ff. 
252 EuGH 16. 11. 1972, Rs 16/72, AOK Hamburg, Slg 1972, 1141. 
253 EuGH 24. 2. 1987, Rs 379/85, 93/86, Giletti, Slg 1987, 955 und EuGH 3. 6. 1992, Rs 45/90, Paletta I, Slg 
1992, 3423. 
254 EuGH 5. 3. 1998, Rs C-160/96, Molenaar, Slg 1998, I-843. 
255 EuGH 8. 3. 2001, Rs C-215/99, Jauch, Slg 2001, I-1901. 
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II. 6. 1. 4. Bestimmung des anzuwendenden Rechts 
Für die Gewährung von Sachleistungen ist danach zu differenzieren, ob die betreffende 
Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt von dem Staat, dessen sozialem Sicherungssystem sie 
unterliegt, ins Ausland verlegt oder sich lediglich vorübergehend dort aufhält. Während im 
erstgenannten Fall eine vollständige Integration nach den unten näher ausgeführten 
Grundsätzen in das Sicherungssystem des Wohnstaates erfolgt, besteht im zweiten Fall nur 
dann ein Anspruch auf Leistungen, wenn der Zustand der Person unverzüglich Leistungen 
erfordert.256  
Geldleistungen gewährt grundsätzlich der Träger jenes Staates, in dessen System der 
Betreffende eingegliedert ist. Da jedoch nach Art 1 lit o Z iv VO auch der Arbeitgeber 
zuständiger Träger sein kann und die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall eine unter das 
Exportgebot der VO fallende Geldleistung darstellt, muss der Arbeitgeber diese Leistungen 
auch ins Ausland erbringen.257 
Allgemein gilt der Grundsatz, dass Sachleistungen im Wege der Leistungsaushilfe durch den 
Träger des Wohnstaates nach den im Wohnstaat geltenden Rechtsvorschriften, als ob die 
betreffende Person in diesem Staat versichert wäre, für Rechung des zuständigen Trägers 
erbracht werden.258 Da sich der Sachleistungsanspruch dann ausschließlich nach den 
Rechtsvorschriften des aushelfenden Staates richtet, kann der Versicherte im Ausland andere 
Sachleistungen erhalten als im zuständigen Staat. Außerdem sind für das Entstehen des 
Leistungsanspruchs dem Grunde nach sowohl für den Arbeitnehmer als auch für die 
Familienangehörigen die Rechtsvorschriften jenes Staates, in dem der Arbeitnehmer 
beschäftigt ist, ausschlaggebend.259 Die Bestimmungen des Wohnsitzstaates sind dann 
lediglich für den Inhalt und Umfang des Leistungsanspruchs relevant.260  
Um die Sachleistungen im Wohnstaat auch tatsächlich zu erhalten, muss sich der 
Arbeitnehmer, Rentner oder dessen Familienangehöriger beim Träger des Wohnstaates 
eintragen lassen und eine Bescheinigung (Vordruck E 111) über das tatsächliche Bestehen 
eines Leistungsanspruchs vorlegen.261 Mit dieser Bescheinigung kann die betreffende Person 
dann entweder direkt Leistungen in Anspruch nehmen oder muss sie erst in einen im 
jeweiligen Staat gültigen Krankenschein umtauschen.262 Wird eine solche Bescheinigung 
nicht vorgelegt, muss sie der aushelfende vom zuständigen Träger anfordern.263 
Geldleistungen werden grundsätzlich vom zuständigen Träger, das ist der Träger jenes 
Staates, in dessen soziales Sicherungssystem der Berechtigte eingegliedert ist, nach dessen 
Rechtsvorschriften gewährt264 und sind somit zwingend zu exportieren, jedoch können der 
zuständige Träger und der Träger des Wohn- bzw Aufenthaltstaates vereinbaren, dass der 
Träger des Wohn- bzw Aufenthaltstaates diese Leistungen für Rechnung des zuständigen 
Trägers erbringt,265 aber auch in diesem Fall bestimmt sich der Umfang der Leistung nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Trägers, womit die Höhe der ausgezahlten Beträge je 
nach der vom jeweiligen Staat angewendeten Berechnungsmodalität (gemäß Art 23 VO kann 
ein Durchschittsarbeitsentgelt oder -einkommen oder ein Durchschnittsbeitrag zu Grunde 
gelegt werden) variieren kann.266  
                                                          
256 Siehe dazu Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 22 Rz 70. 
257 Siehe auch bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 24 Rz 78. 
258 Vgl Art 19 Abs 1 lit a. 
259 EuGH 8. 6. 1995, Rs C-451/93, Delavant, Slg 1995, I-1545. 
260 Siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 992 Rz 24. 
261 Näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1004 f Rz 88; W 22, RZ 71. 
262 Dazu Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 22 Rz 71. 
263 Vgl Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 22 Rz 71. 
264 Art 19 Abs 1 lit b, Art 22 Abs 1 lit ii, Art 25 Abs 1 lit b, Art 25 Abs 3 lit ii, Art 28 Abs 1 lit b, Art 29 Abs 1 lit 
b, Art 29 Abs 2 lit b VO. 
265 Art 19 Abs 1 lit b 2. Satz, Art 22 Abs 1 lit ii 2. Satz, Art 25 Abs 1 lit b 2. Satz, Art 28 Abs 1 lit b 2. Satz, Art 
29 Abs 1 lit b 2. Satz, Art 29 Abs 2 lit b 2. Satz VO. 
266 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1000 Rz 66. 
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Die bei einem lediglich vorübergehenden Aufenthalt im Ausland in Hinblick auf den 
Gesundheitszustand geforderte Unverzüglichkeit der Leistungsgewährung ist im Lichte der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer weit auszulegen, sodass nicht erst ein dringender Bedarf oder 
Notfall vorliegen muss und durch die Versagung von Behandlungen kein Druck zur 
vorzeitigen Rückkehr auf den Betreffenden ausgeübt werden darf.267  
 
II. 6. 1. 4. 1. Arbeitnehmer und Selbständige268 
Die für Arbeitnehmer und Selbständige relevante Regelungen finden sich in Art 19 Abs 1, Art 
21 Abs 1 und Abs 4, Art 22 Abs 1 und Abs 2 VO. Es gilt der oben erwähnte Grundsatz der 
Leistungsaushilfe für Sachleistungen sowohl bei Aufenthalt im Wohnstaat als auch in einem 
Drittstaat, dem sog. Aufenthaltsstaat;269 Geldleistungen gewährt grundsätzlich der zuständige 
Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften.270 
Hält sich die betreffende Person im zuständigen Staat auf, erhält sie Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates, als ob sie dort wohnte, selbst wenn sie für den gleichen Fall 
der Krankheit oder Mutterschaft schon vor ihrem dortigen Aufenthalt Leistungen erhalten 
hat.271 
Hat die betreffende Person, nachdem sie zu Lasten des zuständigen Trägers 
leistungsberechtigt geworden ist, von diesem Träger die Genehmigung erhalten, in das Gebiet 
des Mitgliedstaates, in dem sie wohnt, zurückzukehren oder einen Wohnortwechsel in das 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaates vorzunehmen, erhält sie gemäß den allgemeinen 
Grundsätzen Sachleistungen im Wege der Leistungsaushilfe vom Träger des Aufenthalts- 
oder Wohnortstaates nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften, als ob sie in diesem 
Land versichert wäre, zu Lasten des zuständigen Trägers und Geldleistungen vom 
zuständigen Träger nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften.272 Die dafür 
erforderliche Genehmigung darf nur verweigert werden, wenn die Rückkehr oder der 
Wohnortwechsel des Arbeitnehmers oder Selbständigen dessen Gesundheitszustand 
gefährden oder die Durchführung der ärztlichen Behandlung in Frage stellen würde.273 
Hat der Betreffende vom zuständigen Träger die Genehmigung erhalten hat, sich in das 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats zu begeben, um dort eine seinem Zustand angemessene 
Behandlung zu erhalten, so werden wiederum nach den allgemeinen Grundsätzen 
Sachleistungen im Wege der Leistungsaushilfe vom Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnortstaates nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften als ob die Person in diesem 
Land versichert wäre zu Lasten des zuständigen Trägers und Geldleistungen vom zuständigen 
Träger nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften erbracht.274 Die dafür erforderliche 
Genehmigung darf nicht verweigert werden, wenn die fragliche Behandlung zu den 
Leistungen gehört, die nach den Rechtsvorschriften des Wohnstaates vorgesehen, in dessen 
Leistungskatalog enthalten sind, und wenn der Betreffende in Anbetracht seines derzeitigen 
Gesundheitszustandes und des voraussichtlichen Verlaufs der Krankheit diese Behandlung im 
Wohnstaat nicht in einem für diese Behandlungen normalerweise erforderlichen Zeitraum 
erhalten kann.275 
 
                                                          
267 Siehe dazu Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 22 Rz 70. 
268 Näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 991 f Rz 19 f. 
269 Art 19 Abs 1 lit a iVm Art 22 Abs 1 Z I VO. 
270 Art 19 Abs 1 lit b VO. 
271 Art 21 Abs 1 VO. 
272 Art 22 Abs 1 lit b Z i und ii VO. 
273 Art 22 Abs 2 1. Satz VO. 
274 Art 22 Abs 1 lit c Z i und ii VO. Nähere Ausführungen zu einer (Un-)Vereinbarkeit des Art 22 Abs 1 lit c VO 
mit dem Primärrecht, genauer der Dienstleitungsfreiheit und der dazu ergangenen Judikatur in den RS Kohll und 
Decker bei Windisch-Graetz in Mayer (Hg) Kommentar 23 ff Rz 74 ff. 
275 Art 22 Abs 2 2. Satz VO. 
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II. 6. 1. 4. 2. Familienangehörige276 
Die für die Familienangehörigen einschlägigen Regelungen finden sich in den Art 19 Abs 2, 
Art 21 Abs 2 und 4 sowie Art 22 Abs 3 VO. Allerdings ist der Leistungsanspruch eines 
Familienangehörigen nur subsidiär, denn gemäß Art 19 Abs 2 VO geht ein, zB durch eine 
eigene Berufstätigkeit, im Wohnstaat nach dortigem Recht bestehender Anspruch vor. Jedoch 
besteht gemäß Art 22 Abs 4 VO der Leistungsanspruch von Familienangehörigen unabhängig 
von dem des Arbeitnehmers.  
Auch in Bezug auf Familienangehörige kommt der Grundsatz der Leistungsaushilfe für 
Sachleistungen zur Anwendung. Somit werden gemäß Art 22 Abs 3 lit a VO Sachleistungen 
vom Träger des Aufenthaltsortes nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften für 
Rechnung des Trägers des Wohnstaates der Familienangehörigen gewährt, als ob der 
Arbeitnehmer oder Selbständige dort versichert wäre, wenn sich der Familienangehörige 
während eines Zustandes, der unverzüglich Leistungen erfordert,277 nicht im Staat des 
zuständigen Trägers befindet (Art 22 Abs 1 lit a VO), oder wenn der Familienangehörige, 
nachdem er zu Lasten des zuständigen Trägers leistungsberechtigt geworden ist, von diesem 
Träger die Genehmigung278 erhalten hat, in das Gebiet des Mitgliedstaats, in dem er wohnt, 
zurückzukehren oder einen Wohnortwechsel in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
vorzunehmen (Art 22 Abs 1 lit b VO), oder wenn der Familienangehörige vom zuständigen 
Träger die Genehmigung279 erhalten hat, sich in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats zu 
begeben, um dort eine angemessene Behandlung zu erhalten (Art 22 Abs 1 lit c VO). Die 
Dauer der Leistungsgewährung richtet sich jedoch gemäß Art 22 Abs 3 lit a VO nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnstaates der Familienangehörigen. Wohnen die 
Familienangehörigen nicht im Wohnstaat des Arbeitnehmers, gewährt gemäß Art 21 Abs 2 
VO der Träger des Aufenthaltsortes nach seinem Recht die Sachleistungen für Rechnung des 
Trägers des Wohnortes der Familienangehörigen. Wohnen die Familienangehörigen im 
Gebiet eines Mitgliedstaates, nach dessen Rechtsvorschriften der Anspruch auf 
Sachleistungen nicht von Versicherungs- oder Beschäftigungsbedingungen abhängig ist, 
werden ihnen gemäß Art 19 Abs 2 VO die Leistungen nach den Bestimmungen des 
zuständigen Versicherungsträgers des Arbeitnehmers oder Selbständigen gewährt.  
 
II. 6. 1. 4. 3. Grenzgänger280 
Die VO versteht gemäß Art 1 lit b unter Grenzgängern jene Arbeitnehmer oder Selbständigen, 
die ihre Berufstätigkeit im Gebiet eines Mitgliedstaates ausüben und im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates wohnen, in das sie in der Regel täglich, mindestens aber einmal wöchentlich 
zurückkehren. Darüber hinaus behalten jedoch die Grenzgänger, die von dem Unternehmen, 
                                                          
276 Ausführlicheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 992 Rz 21 ff. 
277 Leistungen gelten dann als unverzüglich, wenn ihre Erbringung nicht bis zur Rückkehr in den zuständigen 
Staat aufgeschoben werden kann. Näheres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 993 Rz 29. 
278 Gemäß Art 22 Abs 2 1. Satz VO darf die Genehmigung nur verweigert werden, wenn die Rückkehr oder der 
Wohnortwechsel des Arbeitnehmers oder Selbständigen dessen Gesundheitszustand gefährden oder die 
Durchführung der ärztlichen Behandlung in Frage stellen würde. 
279 Gemäß Art 22 Abs 2 2. Satz VO darf die Genehmigung nicht verweigert werden, wenn die betreffende 
Behandlung zu den Leistungen gehört, die in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates vorgesehen sind, in 
dessen Gebiet der Betreffende wohnt, und wenn er in Anbetracht seines derzeitigen Gesundheitszustands und des 
voraussichtlichen Verlaufs der Krankheit diese Behandlung nicht in einem Zeitraum erhalten kann, der für diese 
Behandlungen in dem Staat, in dem er seinen Wohnsitz hat, normalerweise erforderlich ist. Daraus leitet der 
EuGH in den RS Pierik I und II (EuGH 16. 3. 1978, Rs 117/77, Slg 1978, 825 und EuGH 31. 5. 1979, Rs 182/78, 
Slg 1979, 1977) einen Anspruch bzw eine Verpflichtung auf Erteilung der Genehmigung, selbst wenn die 
Behandlung in einem anderen Staat wirksamer wäre und geht damit über eine bloße Koordinierung in Richtung 
einer Harmonisierung hinaus, da auf Grund dieser Judikatur der zuständige Träger gezwungen wird, 
Behandlungen in dem Staat mit dem höchsten Leistungsniveau zu finanzieren. Genaueres dazu bei 
Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 994 Rz 31. 
280 Siehe dazu näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 997 f Rz 51 ff. 
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dem sie gewöhnlich angehören, innerhalb des Gebietes des gleichen oder in das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates entsandt werden, oder die dort eine Dienstleistung erbringen, bis zur 
Höchstdauer von vier Monaten die Eigenschaft eines Grenzgängers, selbst wenn sie während 
dieser Zeit nicht täglich oder mindestens einmal wöchentlich an ihren Wohnort zurückkehren 
können.281 
Gemäß Art 20 VO steht den Grenzgängern ein Wahlrecht zu, ob sie die Leistungen im Wohn- 
oder Aufenthaltsstaat oder im zuständigen Staat beanspruchen wollen. Dementsprechend 
bestimmt sich das anzuwendende Recht, sodass bei der Wahl des Wohn- oder 
Aufenthaltsstaates das Recht dieses Staates gilt und bei der Wahl des zuständigen Staates sich 
die Leistungen nach dessen Recht bestimmen.282 
Die Familienangehörigen von Grenzgängern können gemäß Art 20 2. Satz VO unter den 
gleichen Voraussetzungen Leistungen erhalten, jedoch ist die Gewährung dieser Leistungen - 
außer in dringlichen Fällen - davon abhängig, dass zwischen den Mitgliedstaaten oder 
zwischen den zuständigen Behörden dieser Staaten eine entsprechende Vereinbarung 
getroffen worden ist, oder dass, in Ermangelung einer solchen Vereinbarung, der zuständige 
Träger vorher seine Genehmigung hierzu erteilt hat. 
 
II. 6. 1. 4. 4. Arbeitslose283 
Die relevante Rechtsgrundlage findet sich in Art 25 VO. Diese Bestimmung differenziert 
zwischen verschiedenen Gruppen von Arbeitslosen. Einerseits werden jene Arbeitslosen, die 
sich zur Arbeitssuche in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates begeben sowie jene, die im 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnen, aber noch Leistungen vom zuletzt zuständigen 
Träger erhalten,284 behandelt, andererseits sowohl vollarbeitslose Grenzgänger als auch 
vollarbeitslose Arbeitnehmer, die während ihrer letzten Beschäftigung in einem anderen als 
dem zuständigen Mitgliedstaat wohnten.285  
Bezüglich der erstgenannten Gruppe bleibt auch nach einem Staatenwechsel der bis dahin 
zuständige Träger für einen Zeitraum von drei Monaten weiterhin zuständig. Für die 
Gewährung von Sach- und Geldleistungen gelten die allgemeinen Grundsätze,286 sodass 
Sachleistungen für Rechnung des zuständigen Trägers vom Träger des Mitgliedstaates, in 
dem der Arbeitslose eine Beschäftigung sucht, nach den für diesen Träger geltenden 
Rechtsvorschriften, als ob er bei diesem versichert wäre, gewährt werden und Geldleistungen 
grundsätzlich vom zuständigen Träger nach den für diesen Träger geltenden 
Rechtsvorschriften geleistet werden, jedoch können im Einvernehmen zwischen dem 
zuständigen Träger und dem Träger des Mitgliedstaates, in dem der Arbeitslose eine 
Beschäftigung sucht, diese Leistungen von diesem Träger nach den Rechtsvorschriften des 
zuständigen Staates für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden. 
Bezüglich der zweitgenannten Gruppe gilt, dass Sach- und Geldleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen Gebiet der Arbeitslose wohnt, als ob diese 
Rechtsvorschriften während seiner letzten Beschäftigung für den Arbeitslosen gegolten 
hätten, zu Lasten des Trägers des Wohnlandes gewährt werden.287 
Der Leistungsanspruch der Familienangehörigen ist von der Erfüllung der  
Leistungsanspruchsvoraussetzungen durch den Arbeitslosen abhängig. Sind diese gegeben, 
werden den Familienangehörigen Leistungen in jenem Mitgliedstaat, in dessen Gebiet sie 
                                                          
281 Art 1 lit b VO. 
282 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 997 f Rz 53. 
283 Siehe dazu näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 998 Rz 55 ff, 1003f Rz 77 ff. 
284 Art 25 Abs 1 VO verweist auf Art 69 Abs 1 und Art 71 Abs 1 lit b Z i 2. Satz VO. 
285 Art 25 Abs 2 VO verweist auf Art 71 Abs 1 lit a Z ii und lit b Z ii 1. Satz VO. Die vollarbeitslosen 
Arbeitnehmer müssen sich darüber hinaus der Arbeitsverwaltung des Mitgliedstaates zur Verfügung stellen, in 
dessen Gebiet sie wohnen. 
286 Art 25 Abs 1 lit a und b VO. 
287 Art 25 Abs 2 VO. 
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wohnen oder sich aufhalten, wie folgt gewährt: Sachleistungen werden vom Träger des 
Wohn- oder Aufenthaltsorts nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften für Rechnung des 
zuständigen Trägers des Mitgliedstaats, zu dessen Lasten die Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
gehen, gewährt,288 und Geldleistungen werden von dem zuständigen Träger des 
Mitgliedstaats, zu dessen Lasten die Leistungen bei Arbeitslosigkeit gehen, nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften, geleistet.289 
 
II. 6. 1. 4. 5. Rentenantragsteller290 
Die für diesen Personenkreis entsprechende Regelung findet sich in Art 26 VO, wonach das 
Wohnstaatsprinzip gilt.  
Erlischt während der Bearbeitung eines Rentenantrags der Anspruch eines Arbeitnehmers 
oder Selbständigen, sowie seines Familienangehörigen oder Hinterbliebenen, auf 
Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des zuletzt zuständigen Mitgliedstaates, erhalten 
diese Personen Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen 
Gebiet die betreffenden Personen wohnen, wenn nach den Rechtsvorschriften irgend eines 
Mitgliedstaates die Voraussetzung hierfür gegeben sind.291 Grundsätzlich gilt, dass der 
Träger, der auch die Rentenlast zu tragen hat, dem Träger des Wohnortes die Kosten der 
gewährten Leistungen erstattet.292  
Hat der Rentenantragsteller nach den Rechtsvorschriften des Staates, in dem er während der 
Bearbeitung seines Rentenantrags die Beiträge zur Krankenversicherung selbst zahlt, einen 
Anspruch auf Sachleistungen erworben, erlischt dieser Anspruch nach Ablauf des zweiten 
Monats, für das er die fälligen Beiträge nicht mehr entrichtet hat.293 Danach werden ihm 
Sachleistungen, sofern nach den Rechtsvorschriften irgend eines Mitgliedstaates ein Anspruch 
besteht, vom Träger des Wohnstaates zu Lasten des Trägers, an den die Beiträge entrichtet 
worden sind, geleistet.294 
 
II. 6. 1. 4. 6. Rentenberechtigte295 
Maßgebend sind die Art 27 bis 34 VO. 
Grundsätzlich richtet sich die Zuständigkeit in der Krankenversicherung nach der 
Zuständigkeit in der Rentenversicherung.296  
Bei Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezug einer Rente nach den Rechtsvorschriften des 
Wohnstaates erhalten der Rentner sowie seine Familienangehörigen die Leistungen bei 
Krankheit vom Träger des Wohnortes und zu dessen Lasten, als ob der Rentner nach den 
Rechtsvorschriften nur dieses Mitgliedstaates zum Bezug einer Rente berechtigt wäre.297  
Der Leistungsanspruch gegen den Wohnstaat besteht selbst dann, wenn zwar die in diesem 
Land geltenden Leistungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind, aber jene des die Rente 
gewährenden Landes; der Träger des Wohnstaates erbringt dann die Leistungen zu Lasten des 
Trägers des die Rente schuldenden Staates.298 
Bezieht ein Rentner die Rente nach dem pro-rata-temporis-Prinzip von mehreren 
Mitgliedstaaten, haben er und seine Familienangehörigen auch dann Anspruch auf Leistungen 
                                                          
288 Art 25 Abs 3 Z i VO. 
289 Art 25 Abs 3 Z ii VO. 
290 Genaueres dazu bei  Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 998 f Rz 58. 
291 Art 26 Abs 1 VO. 
292 Art 26 Abs 3 VO. 
293 Art 26 Abs 2 VO. 
294 Art 26 Abs 3 VO. 
295 Näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 999 f Rz 59 ff. 
296 Siehe hierzu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 999 Rz 60. 
297 Art 27 VO. 
298 Art 28 Abs 1 iVm Abs 2 lit a VO. 
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nach den Rechtsvorschriften des Wohnstaates und zu Lasten des zuständigen Trägers,299 wenn 
er zwar die dortigen Voraussetzungen nicht erfüllt, jedoch nach den Rechtsvorschriften 
mindestens eines der Mitgliedstaaten, die seine Rente schulden, Anspruch auf Leistungen 
bestünde, wenn er im Gebiet des betreffenden Staates wohnte;300 zuständig ist der Träger 
jenes Staates, dessen Rechtsvorschriften die längste Zeit für den Rentner gegolten haben; lässt 
sich auf diese Weise keine eindeutige Zuständigkeit ermitteln, gehen die Kosten zu Lasten des 
Trägers, dessen Rechtsvorschriften für den Rentenberechtigten zuletzt gegolten haben.301 
Ist im Wohnstaat eines Rentners, der nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitliedstaaten zum Bezug von Renten berechtigt ist, der Anspruch auf Sachleistungen nicht 
von Versicherungs- oder Beschäftigungsbedingungen abhängig und wird nach dessen 
Rechtsvorschriften keine Rente geschuldet, werden dem Rentner und seinen 
Familienangehörigen Sachleistungen vom Träger eines der für die Renten zuständigen 
Mitgliedstaaten erbracht, wenn die betreffenden Personen nach den für diesen Träger 
geltenden Rechtsvorschriften bei Wohnsitz in dessen Staat Anspruch auf Sachleistungen 
hätten;302 die Zuständigkeit bei mehreren in Betracht kommenden Trägern richtet sich 
wiederum nach der längsten bzw letzten Zugehörigkeit des Rentners zum entsprechenden 
sozialen Sicherungssystem.303 
Bei Aufenthalt des Rentners und seiner Familienangehörigen im Gebiet eines anderen als des 
Wohnstaates, erhalten diese Personen Sachleistungen vom Träger des Aufenthaltsorts nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu Lasten des Trägers des Wohnorts des Rentners 
oder der Familienangehörigen.304 
Wohnen die Familienangehörigen eines nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten zum Bezug einer Rente berechtigten Rentners in einem anderen Mitgliedstaat 
als der Rentner, erhalten die Familienangehörigen Sachleistungen, wenn der Rentner die 
Voraussetzungen für diese Leistungen in einem Mitgliedstaat erfüllt, vom Träger des 
Wohnorts der Familienangehörigen nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu Lasten 
des für den Rentner zuständigen Trägers, also grundsätzlich vom Träger des Wohnortes des 
Rentners;305 erfüllt der Rentner die Leistungsvoraussetzungen mehrerer Staaten, ist wiederum 
der Träger jenes Mitgliedstaates zuständig, in dessen System der Rentner am längsten bzw 
zuletzt versichert war.306 Verlegen die Familienangehörigen ihren Wohnsitz in den Wohnstaat 
des Rentners, erhalten sie Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Staates, des 
gemeinsamen Wohnstaates, zu Lasten des zuständigen Trägers, auch wenn sie bereits vor dem 
Wohnortwechsel für den gleichen Fall einer Krankheit oder Mutterschaft Leistungen erhalten 
haben.307 
 
 
 
II. 6. 2. Invalidität308 
 
II. 6. 2. 1. Rechtsgrundlagen und allgemeine Grundsätze 
Die für die Leistungen bei Invalidität relevanten Rechtsgrundlagen finden sich in den Art 37 
bis 43 a VO. 
                                                          
299 Art 28 Abs 1 lit a VO. 
300 Art 28 Abs 1 VO. 
301 Art 28 Abs 2 lit b VO. 
302 Art 28a VO. 
303 Art 28a VO verweist auf Art 28 Abs 2 VO. 
304 Art 31 lit a VO. 
305 Art 29 Abs 1 lit a VO. 
306 Art 29 Abs 1 lit a VO verweist auf Art 28 Abs 2 VO. 
307 Art 29 Abs 2 lit a VO. 
308 Näheres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1006 ff Rz 98 ff. 
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Auf Grund der in den verschiedenen Mitgliedstaaten bestehenden gravierenden Unterschiede 
in der jeweiligen Ausprägung der Sicherungssysteme gegen das Risiko der Invalidität,309 
wurden auf europarechtlicher Ebene zwei verschiedene Koordinationstypen eingeführt.310 Typ 
A, der in den Art 37 bis 39 VO geregelt ist, erfasst jene Sachverhalte, die sich ausschließlich 
in Systemen, die nicht auf die Dauer zurückgelegter Zeiten abstellen,311 zugetragen haben. 
Haben sich Sachverhalte ausschließlich in einem System des Typs B, also in einem solchen, 
in dem die Versicherungsdauer für die Erlangung und Höhe eines Leistungsanspruchs 
ausschlaggebend ist, ereignet oder sind sie sowohl von Typ A als auch Typ B erfasst, erfolgt 
gemäß des Verweises in Art 40 Abs 1 VO die Berechnung analog zu Vorschriften des 
Kapitels 3 der VO (Alter und Tod, Art 44 bis 51 VO). 
 
II. 6. 2. 2. Begriff der Invalidität 
Eine nähere Bestimmung dieses Begriffes findet sich weder im gemeinschaftsrechtlichen 
Sozialrecht, noch in der VO, noch erfolgte eine Präzisierung durch die Judikatur.312 Der 
Grund dafür besteht darin, dass für die gemeinschaftsrechtliche Berechnung und Gewährung 
einer solchen Rente auf die Erfüllung nationaler Kriterien in mindestens einem Mitgliedstaat 
abgestellt wird.313  
In den verschiedenen nationalen Rechtsordnungen finden sich grundsätzlich zwei 
Definitionen für Invalidität, von denen die eine auf medizinisch und/oder formelle Kriterien 
abstellt, während für die zweite sozialökonomische und medizinische Faktoren 
ausschlaggebend sind.314 Nach der ersten Definition gilt als invalid, bei wem ein gewisser 
Grad an Behinderung, der zu einer objektiven Einschränkung der Arbeitskraft führt, 
festgestellt oder ein bestimmter Zeitraum von Krankengeldbezug nachgewiesen wird. Der 
zweiten Definition folgend muss der betroffenen Person der Arbeitsmarkt auf Grund der 
Behinderung verschlossen bleiben, somit sind die Krankengeschichte, der Allgemeinzustand, 
das Alter, das Geschlecht, die Anforderungen des Berufes, die Ausbildung, der Arbeitsmarkt 
und eine Möglichkeit der Neuzuteilung der Arbeit maßgebend. 
Grundsätzlich besteht keine Bindung des zuständigen Trägers an die Feststellung der 
Invalidität in einem anderen Mitgliedstaat.315 Jedoch hat nach der auf Art 51 Abs 1 DVO 
basierenden Rechtsprechung des EuGH in jedem Fall der Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnstaates die Untersuchung vorzunehmen, und dem zuständigen Träger steht nur bei 
begründeten Zweifeln die Möglichkeit einer für die betreffende Person verpflichtenden 
Untersuchung durch einen Arzt seiner Wahl offen, und dies auch nur ohne 
Gesundheitsgefährdungsgefahr und gegen Ersatz der dem Betreffenden dadurch entstandenen 
Kosten.316 
Eine Verpflichtung der wechselseitigen Anerkennung des Invaliditätszustandes besteht gemäß 
Art 40 Abs 4 VO nur bei im Anhang V zur VO anerkannter Konformität der jeweiligen 
                                                          
309 So wird das Risiko der Invalidität teils in einem eigenen Rentensystem versichert, teils handelt es sich nur um 
einen Teil eines Gesamtsicherungssystems; es gibt beitrags-, steuer- oder staatlich finanzierte Systeme sowie 
diverse Mischsysteme; teilweise sind die Gewährung und die Höhe der Rente von der Zurücklegung bestimmter 
Versicherungs- oder Wohnzeiten abhängig, teilweise erfolgt die Gewährung unabhängig davon; in einigen 
Systemen gibt es abgestufte Invaliditätsgrade, in anderen nur eine Invaliditätsform und in manchen ist die 
Erfüllung formeller Voraussetzungen ausreichend; außerdem differiert auch der Kreis der vom jeweiligen 
System erfassten Personen. Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1007 Rz 98 ff, mwN. 
310 Näheres zu diesen beiden Typen bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1007 ff Rz 104 ff. 
311 Sog. Risiko- oder Umlagesysteme. 
312 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1013 Rz 125. 
313 Siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1013 Rz 125. 
314 Genaueres zu diesen beiden Gruppen bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1013 f Rz 129 f. 
315 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1014 Rz 136. 
316 EuGH 27. 6. 1991, Rs 344/89, Vidal, Slg 1991, 3245. 
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nationalen Invaliditätsbegriffe, womit davon nur sehr wenige Mitgliedstaaten betroffen 
sind.317 
 
II. 6. 2. 3. Leistungen 
Auch für den Begriff „Leistung bei Invalidität“ bietet das Gemeinschaftsrecht keine 
Definition,318 lediglich Art 4 Abs 1 lit b VO legt fest, dass Leistungen, die zur Erhaltung oder 
Besserung der Erwerbsfähigkeit bestimmt sind, zu den Leistungen bei Invalidität zählen. 
Jedoch gibt die Judikatur des EuGH Aufschluss über die Beschaffenheit derartiger 
Leistungen.319 Grundsätzlich schließt auf Grund der Strukturunterschiede der nationalen 
Leistungssysteme die Klassifikation als Leistung bei Invalidität das Vorhandensein von 
Merkmalen andersartiger Sozialleistungen nicht aus.320  
Weiters hat der Gerichtshof als allgemeinen Grundsatz herausgearbeitet, dass Leistungen bei 
Invalidität immer nur Geldleistungen umfassen können und Sachleistungen immer als 
Leistungen bei Krankheit zu klassifizieren sind.321 Außerdem muss eine Geldleistung, die der 
Invalidität zugeordnet werden soll, immer mit der Erwerbs(un)fähigkeit zusammenhängen, 
muss also als Folge der Arbeitsunfähigkeit zum Ausgleich eines nicht mehr erwirtschaftbaren 
Arbeitslohnes gewährt werden.322  
Andererseits qualifizierte der EuGH folgende Leistungen unabhängig von der nationalen 
Zuordnung als zu dem sozialen Sicherungszweig der Krankheit zugehörig: Leistungen zur 
Förderung der Heilbehandlung und Gesundheitspflege,323 Leistungen der 
Pflegeversicherung,324 Leistungen zur medizinischen und chirurgischen Versorgung325 sowie 
Rehabilitationsleistungen.326 
 
II. 6. 2. 4. System des Typs A 
Leistungen in einem System des Typs A werden dem Berechtigten immer von nur einem 
Träger erbracht.327  
Die Zuständigkeit bestimmt sich dabei danach, welcher Versicherungsträger einer 
Folgeinvalidität zeitlich am nächsten steht; damit soll verhindert werden, dass in der Kette der 
beteiligten Mitgliedstaaten derjenige verpflichtet wird, nach dessen Recht das Vorliegen einer 
Arbeitsunfähigkeit deshalb zweifelhaft ist, weil die Beschäftigung schon so lange zurück 
liegt.328  
Somit bestimmen sich sowohl das Vorliegen als auch der Umfang des Rentenanspruchs nach 
den Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaates und dieser Staat hat dann auch die 
gesamte Leistung zu erbringen, sodass nach keiner anderen mitgliedstaatlichen 
Rechtsordnung ein Rentenanspruch besteht.329 Es entscheidet als zuständiger Träger der 
Träger desjenigen Mitgliedstaates, dessen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt des Eintritts von 
Arbeitsunfähigkeit mit anschließender Invalidität anzuwenden waren, über die Berechtigung 
                                                          
317 Ausführlicheres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1014 Rz 136 mwN. 
318 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1016 Rz 145. 
319 EuGH 16. 11 1972, Rs 14/72, Heinze, Slg 1972, 1105; EuGH 10. 1. 1980, Rs 69/79, Jordens-Vosters, Slg 
1980, 75. 
320 Siehe dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1018 Rz 152. 
321 EuGH 10. 1. 1980, Rs 69/79, Jordens-Vosters, Slg 1980, 75.  
322 EuGH 16. 11 1972, Rs 14/72, Heinze, Slg 1972, 1105. 
323 EuGH 10. 1. 1980, Rs 69/79, Jordens-Vosters, Slg 1980, 75. 
324 EuGH 5. 3. 1998, Rs C-160/96, Molenaar, Slg 1998, I-843. 
325 EuGH 10. 1. 1980, Rs 69/79, Jordens-Vosters, Slg 1980, 75. 
326 Siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1017 Rz 152. 
327 Art 39 Abs 2 VO. 
328 Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1009 Rz 109 f. 
329 Art 39 Abs 2 VO. 
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eines Rentenanspruchs für die betreffende Person.330 Dieser Träger ist sodann auch zur 
Zahlung der gesamten Rente verpflichtet.331  
Jedoch hat der zuständige Träger die in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegte 
Versicherungs- oder Wohnzeiten, 332 sowie, falls es nach nationalen Vorschriften erforderlich 
ist, auch Zeiten der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder des Krankengeldbezugs333 zu 
berücksichtigen.  
Kommt es trotz Berücksichtigung solcher Zeiten zu keiner Zuständigkeit des Mitgliedstaates, 
dessen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt des Eintritts von Arbeitsunfähigkeit mit 
anschließender Invalidität anzuwenden waren, ist nachrangig  derjenige Mitgliedstaat 
zuständig, nach dessen Rechtsvorschriften der betreffenden Person (unter Berücksichtigung 
sämtlicher in allen Mitgliedstaaten zurückgelegter Versicherungs- oder Wohnzeiten) ein 
Rentenanspruch zusteht.334 
 
II. 6. 2. 5. System des Typs B  
Die Berechnung der Rentenleistung erfolgt analog zu den Vorschriften bezüglich der Alters- 
und Hinterbliebenenrenten,335 somit nach dem pro-rata-temporis-Prinzip.  
Ein großer Unterschied zu der Berechnung einer Leistung in einem System des Typs A 
besteht darin, dass die Zusammenrechnung von Versicherungs- oder anderen Zeiten in 
verschiedenen Mitgliedstaaten eine anspruchsbegründende und leistungserhöhende Wirkung 
haben.336 
Trotz Zugehörigkeit zu einem System des Typs B erfolgt die Berechnung der Rente nach den 
für Systeme des Typs A geltenden Vorschriften, wenn die betreffende Person bei Eintritt der 
Folgeinvalidität in ein System des Typs A eingegliedert ist, der Rentenanspruch allein auf 
Grund von Versicherungszeiten in Systemen des Typs A besteht und allein unter 
Berücksichtigung von Versicherungszeiten in Systemen des Typs B kein Rentenanspruch 
gegeben ist.337  
 
II. 6. 2. 6. Verschlimmerung und Wiederaufnahme338 
Bezüglich der Neuberechnung der Rente auf Grund einer Verschlimmerung des 
Invaliditätszustandes ist entscheidend, ob sich die betreffende Person in einem System des 
Typs A oder des Typs B (und Typs A) befindet.339 
Innerhalb der Zugehörigkeit zu Typ A ist wiederum zu differenzieren: Erhält die Person die 
Rentenleistung von nur einem Mitgliedstaat und fanden seit Beginn der Leistungsgewährung 
nicht die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates Anwendung, erfolgt die 
Neuberechnung allein auf Grund der nationalen Rechtsvorschriften diese Staates.340 Bei 
Berührung mit den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten wird die Neuberechnung wie 
die erstmalige Berechnung behandelt;341 dementsprechend sind bei Berührung mit einem 
System des Typs A die Art 37 bis 39 VO relevant und bei Berührung mit einem System des 
Typs B (und A) erfolgt die Berechnung analog zu den Vorschriften bezüglich einer Rente aus 
dem sozialen Sicherungszweig der Krankheit (nach dem pro-rata-temporis-Prinzip).  
                                                          
330 Art 39 Abs 1 VO. 
331 Art 39 Abs 2 VO. 
332 Art 38 Abs 1 VO. 
333 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1010 Rz 116. 
334 Art 39 Abs 3 VO. 
335 Art 40 Abs 1 VO. 
336 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1013 Rz 124. 
337 Art 40 Abs 2 VO. 
338 Siehe dazu näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1019 Rz 158 ff. 
339 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1019 f Rz 158 ff. 
340 Art 41 Abs 1 lit a VO. 
341 Genaueres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1019 f Rz 159. 
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Bei Zugehörigkeit zu Typ B (und A) erfolgt die Berechnung analog zu den Vorschriften für 
die Berechnung einer Rente aus dem Sicherungszweig der Krankheit (nach dem pro-rata-
temporis-Prinzip).342 
Ruhende oder entzogene Ansprüche sind dann wieder von dem Träger, der im Zeitpunkt der 
Unterbrechung der Leistungsgewährung leistungspflichtig war, zu gewähren, wenn der 
Zustand der betreffenden Person erneut die Gewährung von Leistungen rechtfertigt.343 
 
II. 6. 2. 7. Verhältnis zwischen Invaliditäts- und Altersrente344 
In fast allen Mitgliedstaaten werden die bei Invalidität gewährten Renten bei Erreichen der 
vorgesehenen Altersgrenze in Altersrenten umgewandelt.345 Auf Grund der in den nationalen 
Rechtsvorschriften unterschiedlichen Altersgrenzen kann der betreffenden Person in einem 
Mitgliedstaat bereits eine Altersrente zustehen, während sie in einem anderen nur Anspruch 
auf eine Invaliditätsrente hat. Um zu verhindern, dass in einem solchen Fall ein 
invaliditätsrentengewährender Staat unter Berufung auf die in einem anderen Staat zustehende 
Altersrente die Zahlungen einstellt, sehen die Bestimmungen der VO eine für jeden Staat 
separate Betrachtungsweise der Rentengewährung vor.346 Die Umwandlung der Rente 
bestimmt sich nach den nationalen Rechtsvorschriften, womit jeder Staat bis zum Erreichen 
der jeweilig relevanten Altersgrenze, unabhängig von einer in einem anderen Staat bereits zu 
leistenden Altersrente, Invaliditätsrente gewähren und ab Erreichen der Altersgrenze diese 
Rente in eine Altersrente umwandeln muss. In Altersrenten umgewandelte Leistungen bei 
Invalidität und nicht umgewandelte Leistungen gelten als gleichartig.347 
 
 
 
II. 6. 3. Alter und Tod 
 
II. 6. 3. 1. Definition und Abgrenzung 
Leistungen bei Alter sind solche, die der Sicherung des Lebensunterhalts ab Erreichen einer 
bestimmten Altergrenze dienen.348 
Leistungen bei Tod sind solche, die den Lebensunterhalt von Personen sichern sollen, bei 
denen durch Tod eines Angehörigen ein Unterhaltsausfall eingetreten ist.349 
Schwierigkeiten bei der Abgrenzung dieser, vom sozialen Sicherungszweig des Alters und 
des Todes erfassten Leistungen können sich insbesondere zu folgenden, nicht von diesem 
Sicherungszweig erfassten Leistungen ergeben: Leistungen des Vorruhestandes, 
Waisenrenten und Kinderzuschüsse. Leistungen des Vorruhestandes sind wegen der 
dahinterstehenden politischen Motivation nicht unter den Sicherungszweig des Alters zu 
subsumieren; die Abgrenzung erfolgt danach, ob eine eigene Leistung vorliegt oder lediglich 
im allgemeinen System unterschiedliche Altersgrenzen gegeben sind.350 Waisenrenten und 
Kinderzuschüsse sind nach ausdrücklicher Anordnung351 nicht dem Sicherheitszweig des 
Alters und Todes zu unterstellen, sondern als Leistungen für unterhaltsberechtigte Kinder von 
Rentnern und für Waisen352 zu gewähren. 
                                                          
342 Art 40 Abs 1 VO. 
343 Art 42 Abs 1 und Abs 2 VO. 
344 Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1018 Rz 154 ff. 
345 In allen außer Spanien; Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1018 Rz 154. 
346 Art 43 VO. 
347 EuGH 15. 10. 1980, Rs 4/80, D´Amico, Slg 1980, 2951. 
348 Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1022 Rz 171. 
349 Siehe dazu Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1022 Rz 173. 
350 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1022 Rz 172. 
351 Art 44 Abs 3 VO. 
352 Art 77 ff VO. 
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II. 6. 3. 2. Rechtsgrundlagen und allgemeine Grundsätze 
Die für diesen Zweig der sozialen Sicherheit relevanten Rechtsgrundlagen finden sich in den 
Art 44 bis 51a VO.  
Bei Zurücklegung von Versicherungszeiten in mehreren Mitgliedstaaten stehen zwei 
Prinzipien, nach denen die Gewährung der Leistung erfolgen kann, zur Verfügung: das 
Eingliederungsprinzip und das pro-rata-temporis-Prinzip.353  
Dem Eingliederungsprinzip folgend ist der Arbeitnehmer oder Selbständige so zu stellen, als 
habe er immer nur in dem Staat gelebt und gearbeitet, in dem er den Rentenantrag stellt.  
Bei Anwendung des pro-rata-temporis-Prinzips muss jeder Staat, in dem Versicherungszeiten 
erworben wurden, anteilig einen Teil der Rente tragen.  
Die Stellung eines Rentenantrages wirkt europaweit, was bedeutet, dass mit Stellung eines 
Rentenantrages in einem Mitgliedstaat das Feststellungsverfahren hinsichtlich aller nationalen 
Rechtsvorschriften eingeleitet wird, die für den Arbeitnehmer oder Selbständigen galten, 
womit die Koordinierung den beteiligten Versicherungsträgern und nicht dem Antragsteller 
obliegt.354 
 
II. 6. 3. 3. Zusammenrechnung von Zeiten 
Die Umsetzung des in Art 42 EG allgemein geforderten Grundsatzes der Zusammenrechnung 
von Zeiten findet in Art 45 VO seine für den Sicherungszweig des Alters und des Todes 
spezifische Ausprägung. 
Grundsätzlich hat gemäß Art 45 Abs 1 VO jeder Mitgliedstaat die nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates zurückgelegten Versicherungs- oder 
Wohnzeiten zu berücksichtigen, als ob es sich um nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten handelte, wobei unwesentlich ist, ob diese in einem 
allgemeinen oder in einem Sondersystem, in einem System für Arbeitnehmer oder in einem 
System für Selbständige zurückgelegt worden sind. Dies gilt für die Erfüllung der 
Voraussetzungen einer Rentenleistung nach einem allgemeinen System. 
In Bezug auf nach einem Sondersystem gewährte Renten gelten eigene, nach Arbeitnehmern 
oder Selbständigen differenzierende Vorschriften. So hat gemäß Art 45 Abs 2 VO ein 
Mitgliedstaat, nach dessen Rechtsvorschriften die Gewährung bestimmter Leistungen davon 
abhängt, dass Versicherungszeiten ausschließlich in einem Beruf, für den ein Sondersystem 
für Arbeitnehmer gilt, oder gegebenenfalls in einer bestimmten Beschäftigung zurückgelegt 
worden sind, die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten 
nur dann zu berücksichtigen, wenn sie in einem entsprechenden System, oder, falls es ein 
solches nicht gibt, in dem gleichen Beruf oder gegebenenfalls in der gleichen Beschäftigung 
zurückgelegt worden sind. Wenn der Versicherte auch unter Berücksichtigung solcher Zeiten 
nicht die Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen nach dem Sondersystem erfüllt, können 
diese Zeiten für die Gewährung von Leistungen nach dem allgemeinen System, oder, falls es 
ein solches nicht gibt, nach dem System für Arbeiter bzw für Angestellte berücksichtigt 
werden, sofern die betreffende Person einem dieser Systeme angeschlossen war.  
Analog dazu sind gemäß Art 45 Abs 3 VO für die Berechnung einer Rente nach einem 
Sondersystem für Selbständige die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Zeiten nur dann zu berücksichtigen, wenn sie in entsprechenden Systemen, 
die für jeden betroffenen Mitgliedstaat in Anhang IV Teil B der VO aufgelistet sind, oder, 
falls es ein solches nicht gibt, in dem gleichen Beruf zurückgelegt wurden. Wiederum können 
solche Zeiten für die Gewährung von Leistungen des allgemeinen Systems berücksichtigt 
werden.  
                                                          
353 Näheres bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1025 Rz 187 f. 
354 Art 44 Abs2 VO. 
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Welche Systeme von dieser Koordinierung erfasst sind, richtet sich nach dem sachlichen 
Anwendungsbereich der VO.355 
Bei Versicherungs- oder Wohnzeiten von weniger als einem Jahr in einem Mitgliedstaat und 
wenn allein auf Grund nationaler Bestimmungen kein Leistungsanspruch besteht, ist der 
Träger dieses Staates nicht zu Leistungen verpflichtet, außer es wären dadurch alle Träger der 
beteiligten Staaten von ihrer Leistungspflicht befreit, dann werden die Leistungen unter 
Zugrundelegung sämtlicher Versicherungs- und Wohnzeiten ausschließlich nach den 
Rechtsvorschriften des letzten dieser Staaten, dessen Voraussetzungen erfüllt sind, gewährt.356 
 
II. 6. 3. 4. Berechnung der Rente 
Die Ermittlung einer Rente unter Zugrundelegung der Vorschriften der VO mittels 
Koordinierung der nationalen Systeme erfolgt nach der pro-rata-temporis-Methode. Dadurch 
wird erreicht, dass die betreffende Person eine Gesamtrentenleistung erhält, die sich aus einer 
Anzahl von Teilrenten zusammensetzt, welche der Zugehörigkeit zu verschiedenen Systemen 
im Laufe des Erwerbslebens entspricht.357 
Der betreffenden Person steht gegen jeden Staat, in dem Versicherungszeiten zurückgelegt 
wurden, ein Rentenanspruch zu. Bei der Berechnung der jeweiligen Teilrente ist zu 
differenzieren: Sind die Voraussetzungen einer Rentenleistung schon allein nach den 
nationalen Vorschriften erfüllt, ist gemäß Art 46 Abs 1 lit a Z i VO zuerst der daraus 
resultierende Betrag zu ermitteln (autonome Rente).  
Danach sind gemäß Art 46 lit a Z ii VO der theoretische und der tatsächlich geschuldete 
Betrag zu berechnen. Der theoretische Betrag ist jener, der sich ergibt, hätte die betreffende 
Person sämtliche Versicherungs- und Wohnzeiten ausschließlich in diesem Mitgliedstaat 
zurückgelegt. Sodann ist basierend auf diesem Betrag nach Maßgabe des Verhältnisses der in 
diesem Staat zurückgelegten zu den übrigen Versicherungszeiten der tatsächlich geschuldete 
Betrag zu berechnen (pro-rata-temporis).  
Gemäß Art 46 Abs 1 lit b VO kann die Berechnung des theoretischen und des tatsächlich 
geschuldeten Betrages unterbleiben, wenn der nach nationalem Recht ermittelte Betrag, die 
autonome Rente, gleich- oder höherwertig ist. 
Besteht allein auf Grund nationaler Rechtsvorschriften noch kein Rentenleistungsanspruch, 
sind gemäß Art 46 Abs 2 VO nur der theoretische und der tatsächlich geschuldete Betrag zu 
berechnen. 
Gemäß Art 46 Abs 3 VO hat der Rentenberechtigte gegen den zuständigen Träger jedes 
beteiligten Mitgliedstaats Anspruch auf den jeweils höchsten nach obigen Grundsätzen zu 
ermittelnden Betrag. 
 
 
II. 6. 3. 5. Neuberechnung 
Gemäß Art 51 Abs 2 VO ist bei Änderungen des Feststellungsverfahrens oder der 
Berechnungsmethode für die Leistungen eine Neuberechnung nach Artikel 46 VO 
vorzunehmen. 
Gemäß Art 49 Abs 2 VO werden die von den Mitgliedstaaten gewährten Leistungen nach 
Artikel 46 VO von Amts wegen neu berechnet, sobald die betreffende Person, die bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht die Voraussetzungen für die Leistungsgewährung nach den 
Rechtsvorschriften aller, sondern nur eines oder mehrerer der in Frage kommenden 
Mitgliedstaaten erfüllt hat, die Voraussetzungen der Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
anderer beteiligter Mitgliedstaaten erfüllt; ebenso erfolgt gemäß des 3. Absatzes dieses 
                                                          
355 Art 4 iVm Art 1 lit j VO. 
356 Art 48 VO. 
357 Ausführliches zu der Berechnung einer Rente bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1030 Rz 212. 
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Artikels eine Neuberechnung von Amts wegen, wenn die Voraussetzungen einer oder 
mehrerer dieser Rechtsvorschriften nicht mehr erfüllt sind. 
Jedoch erfolgt gemäß Art 51 Abs 3 VO keine Neuberechnung bei einem Anstieg der 
Lebenshaltungskosten, bei Änderung des Lohnniveaus oder wenn aus anderen 
Anpassungsgründen die Leistungen in den betreffenden Mitgliedstaaten geändert werden, 
sondern diese Faktoren nehmen unmittelbar auf die Berechnung nach Art 46 VO Einfluss. 
 
II. 6. 3. 6. Die Bewertung ausländischer Zeiten358 
Für die Berechnung des theoretischen und des tatsächlich geschuldeten Betrages gemäß Art 
46 Abs 2 VO muss jeder beteiligte nationale Träger die in einem anderen System 
zurückgelegten Zeiten wie im eigenen System verbrachte Zeiten behandeln und deshalb 
bewerten. Dafür gibt Art 47 VO gewisse Richtlinien vor: 
Gemäß Abs 1 lit a berücksichtigt der Träger jedes Mitgliedstaates, wenn die in den nationalen 
Rechtsvorschriften für die Gewährung der vollen Leistung vorgeschriebene Höchstdauer 
durch die Gesamtdauer der vor Eintritt des Rentenfalls nach den Rechtsvorschriften aller 
beteiligten Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- und Wohnzeiten überschritten 
wird, diese nationale Höchstdauer anstelle der Gesamtdauer aller Zeiten. Der Grund für diese 
Regelung liegt darin, dass die Berechnung einer Rente nach der pro-rata-temporis-Methode 
den betreffenden Versicherungsträger nicht zur Gewährung einer Leistung verpflichten kann, 
deren Betrag die volle nach den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehene Leistung 
übersteigt.359 
Gemäß Abs 1 lit c berechnet der Träger jedes Mitgliedstaates, nach dessen Rechtsvorschriften 
die Berechnung der Rente auf Durchschnittswerte abstellt, die ausländischen Zeiten auf der 
Basis inländischer Durchschnitte. Durch diese Vorschrift soll sowohl eine Bevorzugung als 
auch eine Benachteiligung von Wanderarbeitnehmern und ihnen Gleichgestellten verhindert 
werden.360 
Gemäß Abs 1 lit d legt der Träger jedes Mitgliedstaates, dessen nationales System nicht auf 
Durchschnittsbeträge abstellt, sondern für im Inland verwirklichte Sachverhalte konkrete 
Werte vorsieht, in Ermangelung der konkreten Werte für im Ausland verwirklichte 
Sachverhalte der Berechnung den Durchschnitt der inländischen Werte zu Grunde.361 
In Abs 1 lit e werden die in lit c und d für mit Durchschnittswerten arbeitende Systeme 
geltenden Regelungen auf mit Pauschalwerten arbeitende Systeme umgelegt.362 
Abs 1 lit f trifft Sondervorschriften für Systeme, denen eine Kombination verschiedener 
Berechnungsmethoden zu Grunde liegt, mit deren Hilfe die ausländischen den inländischen 
Zeiten gleichzustellen sind.363 
Abs 1 lit g befasst sich mit Systemen, die auf die durchschnittliche 
Beitragsbemessungsgrundlage abstellen. Demnach ermittelt der Träge eines solchen 
Mitgliedstaates, nach dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von Leistungen eine 
durchschnittliche Beitragsbemessungsgrundlage heranzuziehen ist, diese 
Durchschnittsgrundlage gemäß den allein nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
zurückgelegten Versicherungszeiten.364 
 
                                                          
358 Eine detaillierte Ausführung zur Bewertung ausländischer Zeiten siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, 
Handbuch 1030 f Rz 214 ff. 
359 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1030 Rz 215. 
360 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1030 Rz 216. 
361 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1031 Rz 217. 
362 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1031 Rz 218. 
363 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1031 Rz 219. 
364 Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1031 Rz 220. 
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II. 6. 3. 7. Zulage 
Ist die Leistung, die die betreffende Person im Wohnstaat erhält, niedriger als die unter 
Zugrundelegung sämtlicher Versicherungs- oder Wohnzeiten nach nationalen 
Rechtsvorschriften im Wohnstaat gewährte Mindestleistung, so muss der Wohnstaat dem 
Betreffenden die Differenz als Zulage gewähren.365 
 
II. 6. 3. 8. Antikumulierung366 
Gemäß Art 12 Abs 1 Satz 1 VO kann ein Anspruch auf mehrere Leistungen gleicher Art aus 
derselben Pflichtversicherungszeit weder erworben noch aufrechterhalten werden. Durch 
diese Regelung soll der Bezug gleich mehrere Leistungen aus derselben Anwartschaft 
verhindert werden. Obwohl der zweite Satz des ersten Absatzes nach seinem Wortlaut den 
Schluss zulässt, dass in Bezug auf Leistungen bei Invalidität, Alter, Tod (Renten) oder 
Berufskrankheit, die von den Trägern von zwei oder mehr Mitgliedstaaten getragen werden, 
dieses Verbot des Zusammentreffens von Leistungen nicht gelte, ist diese Bestimmung 
dahingehend zu interpretieren, dass für jene genannten Leistungen lediglich eine pauschale 
Anwendung dieses allgemeinen Antikumulierungsgrundsatzes nicht angemessen wäre und 
deshalb für diese Fälle spezielle Kumulierungsregelungen gelten.367 In der Aufzählung dieser 
speziellen Vorschriften ist auch Art 46 VO enthalten, sodass dieser Artikel bezüglich der 
Leistungen bei Alter und Tod (Renten) die im Verhältnis zu Art 12 VO speziellere und somit 
anwendbare Vorschrift ist. 
Gemäß Art 12 Abs 2 VO sind im Falle eines Zusammentreffens einer Leistung mit anderen 
Leistungen der sozialen Sicherheit oder mit sonstigen Einkünften nationale Kürzungs-, 
Ruhens- oder Entziehungsvorschriften einem Berechtigten gegenüber auch dann anwendbar, 
wenn es sich um Leistungen, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
erworben wurden, oder um Einkünfte handelt, die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
bezogen werden, außer die VO selbst bestimmt anderes. 
In näherer Ausgestaltung dieser allgemeinen Grundsätze bestimmt Art 46 Abs 3 VO, dass die 
betreffende Person unter Anwendung der jeweiligen nationalen Antikumulierungsvorschriften 
gegen den zuständigen Träger jedes beteiligten Mitgliedstaates Anspruch auf den höchsten 
nach den Abs 1 und 2 dieses Artikels errechneten Betrag hat. Die Art 46 a bis 46 c VO legen 
Sonderregelungen iSd Art 12 Abs 2 VO über die Anwendung der nationalen 
Antikumulierungsvorschriften fest. 
Die Art 46 a bis 46 c VO wurden als Reaktion auf die Entscheidung des EuGH in der 
Rechtssache Petroni368 eingeführt. In diesem Urteil, mit dem die Unvereinbarkeit des alten 
Art 46 Abs 3 VO mit Art 42 EG festgestellt wurde,369 arbeitete der Gerichtshof das sog. 
Petroni-Prinzip370 heraus, welches besagt, dass Gemeinschaftsrecht nicht rechtsverkürzend, 
sondern immer nur rechtserweiternd wirken kann, sodass ein bereits nach nationalem Recht 
erworbener Anspruch nicht in Hinblick auf konkurrierende Leistungsansprüche gekürzt 
werden darf.371 
Aus dem Zusammenspiel dieser Rechtsvorschriften ergibt sich folgende 
gemeinschaftsrechtliche Rechtslage: Grundsätzlich sind gemäß Art 12 Abs 1 iVm Abs 2 VO 
nationale Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsvorschriften anwendbar, außer die VO selbst 
sieht spezielle Vorschriften vor. Art 46 Abs 3 VO ist im Verhältnis zu Art 12 Abs 1 VO die 
                                                          
365 Art 50 VO. 
366 Eine genaue Ausführung zu diesem Grundsatz siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1031 ff Rz 223 
ff. 
367 Siehe näheres dazu bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1031 Rz 225. 
368  
369 Eine genauere Ausführung der Begründung des Gerichtshofes siehe bei Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 
1032 Rz 228 ff. 
370 Siehe dazu auch Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 966 Rz 181 ff. 
371 Vgl Hanau/Steinmeyer/Wank, Handbuch 1032 Rz 228. 
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speziellere Vorschrift und die Art 46a bis 46c VO stellen solche Sondervorschriften iSd Art 
12 Abs 2 VO dar. Somit kommen grundsätzlich auch im Bereich der Leistungen bei Alter und 
Tod (Renten) nationale Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsvorschriften zur Anwendung, 
jedoch treffen die Art 46a bis Art 46c VO spezielle Regelungen über deren Anwendung. 
Gemäß Art 46b Abs 1 VO finden bei der Berechnung einer Rente nach Art 46 Abs 2 VO 
(Berechnung auf gemeinschaftsrechtlicher Basis) nationale Antikumulierungsvorschriften 
keine Anwendung. Gemäß Art 46b Abs 2 lit a und b VO werden nationale 
Antikumulierungsvorschriften bei der Berechnung einer Rente nach Art 46 Abs 1 lit a Z i VO 
(Berechnung allein nach nationalen Vorschriften) nur in den explizit aufgelisteten Fällen 
angewendet, also nur, wenn es sich um eine Leistung handelt, deren Höhe von der Dauer der 
zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten unabhängig ist und die in Anhang IV Teil D 
der VO aufgeführt ist (lit a), oder wenn es sich um eine Leistung handelt, deren Höhe 
aufgrund einer fiktiven Zeit bestimmt wird, die als zwischen dem Eintritt des Sicherungsfalls 
und einem späteren Zeitpunkt zurückgelegt betrachtet wird und darüber hinaus eine solche 
Leistung mit einer Leistung gleichen Typs, außer wenn ein Abkommen zwischen zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten zur Vermeidung einer zwei- oder mehrfachen Berücksichtigung der 
gleichen fiktiven Zeit geschlossen wurde, oder mit einer Leistung der in lit a genannten Art 
zusammentrifft (lit b Z i und ii). Art 46a VO gibt darüber Auskunft, was unter einer Leistung 
gleicher Art zu verstehen ist, nämlich Leistungen bei Invalidität, Alter oder für 
Hinterbliebene, die auf der Grundlage der von ein und derselben Person zurückgelegten 
Versicherungs- und/oder Wohnzeiten berechnet oder gewährt wurden. Nach der Judikatur des 
EuGH sind davon alle Leistungen der sozialen Sicherheit unabhängig von besonderen 
nationalen Merkmalen erfasst, wenn ihr Gegenstand und ihr Zweck sowie ihre 
Berechnungsgrundlage und die Voraussetzungen ihrer Gewährung identisch sind.372 
 
II. 6. 3. 9. Erfüllung der Leistungsvoraussetzungen in nicht allen Staaten 
Werden in nicht allen beteiligten Mitgliedstaaten die Leistungsvoraussetzungen erfüllt, so 
sind gemäß Art 49 Abs 1 lit b Z i VO bei Erfüllung der Voraussetzungen nach den 
Rechtsvorschriften mindestens zweier Mitgliedstaaten für die Berechnung des theoretischen 
und tatsächlich geschuldeten Betrags und gemäß Art 49 Abs 1 lit b Z ii VO bei Erfüllung der 
Voraussetzungen nach den Rechtsvorschriften lediglich eines Mitgliedstaates für die 
Berechnung der autonomen Rente jene Zeiten, die in Mitgliedstaaten zurückgelegt wurden, 
deren Leistungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind, außer Acht zu lassen, es sei denn, die 
Einbeziehung solcher Zeiten ermöglicht die Festsetzung eines höheren Betrags der Leistung. 
                                                          
372 EuGH 11. 8. 1995, Rs C-98/94, Schmidt, Slg 1995, I-2559.  
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III. Vereinfachungsvorschläge 
 
 
III. 1. Allgemeines 
 
Die Gemeinschaftsgesetzgebung über soziale Sicherheit ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die tatsächliche Ausübung des im Vertrag vorgesehenen Rechts auf freien 
Personenverkehr. Anstatt Maßnahmen zur Vereinheitlichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten einzuführen, sieht das Gemeinschaftsrecht die Koordinierung der 
einzelstaatlichen Systeme vor. Die Systeme der sozialen Sicherheit sind das Ergebnis lange 
zurückreichender Traditionen und in den nationalen Kulturen und Gepflogenheiten tief 
verwurzelt. Im Rahmen der Koordinierung bleibt es weiterhin Sache jedes Mitgliedstaates zu 
entscheiden, welche Leistungen er zu welchen Voraussetzungen anbieten möchte. Das 
Gemeinschaftsrecht sieht jedoch bestimmte gemeinsame Vorschriften und Grundsätze vor, 
damit gewährleistet ist, dass die Personen, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben, durch die 
Anwendung der verschiedenen einzelstaatlichen Systeme nicht benachteiligt werden.373  
Das Erfordernis einer Generalüberholung der Rechtsvorschriften wurde bereits 1992 
eingestanden, als der Rat von Edinburgh zur Vereinfachung der Koordinierungsvorschriften 
aufgerufen hat.374 In ihrer Mitteilung aus dem Jahr 1997 „Aktionsplan zur Förderung der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer“375 hat die Kommission bestätigt, dass die Modernisierung 
der Vorschriften zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit unbedingt 
erforderlich ist.376  
 
 
III. 2. SLIM377 
Die SLIM-Initiative (Simpler Legislation for the Internal Market – Vereinfachung der 
Rechtsvorschriften im Binnenmarkt) wurde im Mai 1996 von der Kommission eingeleitet,378 
mit dem Ziel, Möglichkeiten zur Vereinfachung der Binnenmarktvorschriften zu finden. Seit 
Einleitung dieser Initiative wurde wiederholt darauf hingewiesen, wie wichtig und notwendig 
eine Rechtsvereinfachung ist. 
Bei den SLIM-Teams handelt es sich um kleinere Gruppen, die sich aus Sachverständigen der 
einzelstaatlichen Behörden und Vertretern der Anwender von Rechtsvorschriften 
zusammensetzten; den Vorsitz führt die Kommission.  
Phase eins (betreffend die Bereiche Intrastat, die Anerkennung von Befähigungsnachweisen, 
Zierpflanzen und Bauprodukte) und zwei (über die Mehrwertsteuer, Düngemittel, die 
Kombinierte Nomenklatur für den Außenhandel und Bankdienstleistungen) von SLIM 
wurden 1996 bzw. 1997 abgeschlossen.379 Nachdem die SLIM-Teams ihre Empfehlungen zu 
                                                          
373 Näheres zu diesem Absatz unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10521.htm. 
374 Vgl unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10521.htm.  
375 Unter http://europa.eu.int/scadplus/printversion/de/lvb/l32027.htm. 
376 Vgl unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10521.htm. 
377 Eine ausführliche Darstellung dieser Initiative unter http://europa.eu.int/comm/employment_social/soc-
prot/schemes/news/com88_de.pdf. 
378 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament: Die SLIM-Initiative. KOM(96) 559 
endg. vom 6.11.1996. 
379 Zum Ergebnis von Phase eins siehe KOM(96) 559 endg. vom 6.11.1996 und zu Phase zwei KOM (97) 618 
endg. vom 24.11.1997. 
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den acht überprüften Bereichen vorgelegt hatten, veröffentlichte die Kommission ihre 
Anmerkungen dazu und ließ, wo es geboten war, Rechtsvorschriften folgen.  
Im März 1998 kündigte die Kommission den Start der dritten Phase der SLIM-Initiative an, in 
der drei Bereiche geprüft wurden: Versicherungen, soziale Sicherheit und die Umsetzung der 
Richtlinie über elektromagnetische Verträglichkeit. 
Im Bereich der sozialen Sicherheit hat sich das SLIM-Team mit der Anwendung der 
Verordnungen 1408/71 und 574/72 sowie mit neueren Urteilen des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaft zu Fragen der sozialen Sicherheit befasst und Vorschriften und 
Verfahren ermittelt, die vereinfacht werden sollten. Die Empfehlungen des SLIM-Teams 
lassen sich in drei Gruppen zusammenfassen:  
• Geltungsbereich der Koordinierungsregeln (Personen und Leistungen)  
• Festlegung des anwendbaren Rechts  
• Koordinierung der verschiedenen Leistungsarten 
Die Kommission stimmte den Empfehlungen im Großen und Ganzen zu.380 Die Ergebnisse 
und Empfehlungen der SLIM-Teams stimmten nämlich weitgehend mit den Zielen anderer 
Initiativen381 überein, durch die die Koordinierung der Sozialgesetzgebung vereinfacht 
werden sollte, und wurden in dem von der Kommission vorgelegten Vorschlag382 
berücksichtigt. 
 
 
III. 3. Vorschlag der Kommission für eine Vereinfachung der Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit383 
 
III. 3. 1. Wesentliche Änderungen 
Der von der Kommission im Anschluss an die SLIM-Phase III vorgelegte Vorschlag ist 
weitaus kürzer als der Text der VO 1408/71. Außerdem wurden die Begriffe, Vorschriften 
und Verfahren rationalisiert. Folgende wesentliche Änderungen sind anzuführen: 
• Ausdehnung der Bestimmungen auf alle Personen, die von den Rechtsvorschriften 
über soziale Sicherheit eines Mitgliedstaates erfasst sind (z. B. Studenten), die vorher 
nur auf die erwerbstätige Bevölkerung anwendbar waren;  
• Ausdehnung der Liste der von der Koordinierungsregelung erfassten Zweige der 
sozialen Sicherheit, damit neue Leistungsarten einbezogen werden (z. B. 
Vorruhestandsleistungen);  
• Änderung einer Reihe von Vorschriften über Arbeitslosigkeit (Anspruch auf 
einstweilige Weiterzahlung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit einer Person, die sich 
auf Arbeitsuche in einen anderen Mitgliedstaat begibt, Anspruch auf Weiterzahlung 
der Leistungen mit Ausnahme der Sachleistungen).  
 
                                                          
380 Eine detaillierte Gegenüberstellung zwischen den Ergebnissen der SLIM-Gruppe und dem Standpunkt der 
Kommission siehe im Anhang 1 des Berichts der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament - 
Ergebnisse der dritten Phase der SLIM-Initiative und die Folgemaßnahmen zu den Empfehlungen der ersten und 
der zweiten Phase unter http://europa.eu.int/comm/employment_social/soc-prot/schemes/news/com88_de.pdf. 
381 Modernisierung und Verbesserung des Sozialschutzes in der Europäischen Union, KOM (97) 102 vom 
12.03.97; Aktionsplan zur Förderung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, KOM (97) 586 vom 12.11.97. 
382 KOM (98) 779. 
383 Näheres dazu siehe unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10521.htm. 
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III. 3. 2. Änderungen der allgemeinen Vorschriften 
III. 3. 2. 1. Persönlicher Geltungsbereich 
Im Bereich der allgemeinen Vorschriften soll der persönliche Geltungsbereich Personen, für 
welche die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit eines der Mitgliedstaaten gelten oder 
galten, sowie ihre Familienangehörigen und ihre Hinterbliebenen erfassen.  
 
III. 3. 2. 2. Sachlicher Geltungsbereich 
Der sachliche Geltungsbereich soll alle klassischen Zweige der sozialen Sicherheit umfassen, 
also Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten, Leistungen bei Invalidität, 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit, Familienleistungen, Leistungen bei Ruhestand und 
Vorruhestand sowie Sterbegeld. Die Liste ist jedoch nicht erschöpfend und soll um neu 
entstehende Leistungsformen ergänzt werden können.  
 
III. 3. 2. 3. Sonstige 
Unter die Begriffsbestimmungen soll auch eine Definition der „Gleichbehandlung“ 
aufgenommen werden, nämlich dass die im Gebiet eines Mitgliedstaates wohnenden Personen 
den gleichen Verpflichtungen unterliegen und die gleichen nach mitgliedstaatlichen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistungen erhalten wie eigene Staatsangehörige.  
Weiters sollen der Grundsatz der Zusammenrechnung von Zeiten (die Versicherungs- und 
Beschäftigungszeiten sowie Wohnzeiten, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates zurückgelegt wurden, werden in den übrigen Mitgliedstaaten herangezogen) 
und die Ausfuhr bestimmter Sozialleistungen, wenn der Betreffende in einem anderen 
Mitgliedstaat wohnt, normiert werden. 
Bezüglich der Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften ist im Falle von 
Gesetzeskollisionen vorgesehen, dass für den Versicherten jeweils nur die Rechtsvorschriften 
eines einzigen Mitgliedstaates gelten und die betreffende Person in dem Mitgliedstaat 
versichert ist, in dem sie eine Beschäftigung ausübt (lex loci laboris), wohingegen für 
Personen, die keine Beschäftigung (mehr) ausüben, die Rechtsvorschriften des Wohnstaats 
gelten. Darüber hinaus sollen für Entsandte Sonderregelungen gelten. 
 
III. 3. 3. Änderungen der besonderen Vorschriften 
III. 3. 3. 1. Krankheit und Mutterschaft 
Die besonderen Vorschriften für die einzelnen Leistungsarten sollen im Versicherungsfall der 
Krankheit und Mutterschaft vorsehen, dass eine Person (und ihre Familienangehörigen), die in 
einem Mitgliedstaat versichert ist und in einem anderen Mitgliedstaat wohnt, Anspruch auf 
Sachleistungen vom Wohnmitgliedstaat hat; eine versicherte Person, die sich aus irgendeinem 
Grund im zuständigen Staat aufhält, mit vollem Recht Sachleistungen in diesem Staat in 
Anspruch nehmen kann; eine versicherte Person, die sich in einem anderen Mitgliedstaat 
aufhält als dem Staat, in dem sie versichert ist oder in dem sie wohnt, Anspruch auf dringende 
Sachleistungen vom Aufenthaltsstaat hat und dass Geldleistungen von dem Staat gezahlt 
werden, in dem die Mitgliedschaft besteht, weiters sollen für Personen, die sich außerhalb des 
zuständigen Mitgliedstaats aufhalten, besondere Bestimmungen gelten.  
 
III. 3. 3. 2. Invalidität 
Im Falle der Invalidität sollen bei Versicherung einer Person nach Maßgabe der 
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten Leistungen anteilig zu den nach den 
Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaates zurückgelegten Zeiten gewährt werden.  
 
III. 3. 3. 3. Alters- und Hinterbliebenenrenten 
Bezüglich der Alters- und Hinterbliebenenrenten ist geplant, dass jeder Mitgliedstaat, in dem 
eine Person versichert war, dieser bei Erreichen der Altersgrenze eine Altersrente zahlt. 
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Erfüllt der Betreffende nicht die jeweiligen nationalen Voraussetzungen, soll jeder 
Mitgliedstaat alle nach den Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten 
berücksichtigen müssen. Außerdem soll der zuständige Träger alle nach den 
Rechtsvorschriften jedes anderen Mitgliedstaates zurückgelegten Zeiten berücksichtigen, 
gleichgültig, ob sie in einem allgemeinen oder in einem Sondersystem zurückgelegt wurden. 
Weiters soll jeder zuständige Träger eine Doppelberechnung vornehmen müssen, um die 
einzelstaatliche Rente und die anteilige Rente zu bestimmen, und er soll die Rente zahlen 
müssen, deren Betrag am höchsten ist. Darüber hinaus sind ebenfalls Vorschriften für das 
Zusammentreffen mehrerer einzelstaatlicher Leistungen vorgesehen. Eine Person, die 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften der verschiedenen Mitgliedstaaten erhält, deren 
Summe unter dem nach den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats vorgesehenen 
Mindestbetrag liegt, soll einen Anspruch auf eine vom Wohnstaat zu gewährende Zulage 
haben.  
 
III. 3. 3. 4. Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
Die Bestimmungen für Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft sollen für Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten entsprechend gelten. Versicherten, die sich in einem 
anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat aufhalten, sollen Sachleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaates für Rechnung des zuständigen Mitgliedstaates 
gewährt werden, ein Artikel der Verordnung soll die Kosten für den Transport des 
Verunglückten behandeln. 
 
III. 3. 3. 5. Arbeitslosigkeit 
Für den Versicherungsfall der Arbeitslosigkeit enthält der Vorschlag besondere Vorschriften 
für eine Mischzusammenrechnung der in einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegten 
Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten. In dem Vorschlag sind die Vorschriften 
für die Berechnung von Leistungen bei Arbeitslosigkeit festgelegt. Der Arbeitslose soll sich 
unter gewissen Voraussetzungen in einen anderen Mitgliedstaat begeben können, um dort 
Arbeit zu suchen, wobei der Leistungsanspruch während sechs Monaten aufrechterhalten wird 
und er im Staat der Arbeitsuche Anspruch auf alle bei Arbeitslosigkeit gewährten Leistungen, 
jedoch nicht auf Geldleistungen, hat. Arbeitslosen Grenzgängern wird ein Wahlrecht 
zugesprochen, ob sie die Leistungen vom Staat ihrer letzten Beschäftigung oder vom 
Wohnstaat in Anspruch nehmen wollen. 
 
III. 3. 3. 6. Vorruhestand 
Auch für den Vorruhestand sollen die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Zeiten vom zuständigen Mitgliedstaat angerechnet werden. 
Im Bereich der Familienleistungen ist geplant, dass, falls Ansprüche auf Familienleistungen in 
mehreren Mitgliedstaaten für ein und dasselbe Kind zusammenfallen, der Mitgliedstaat zahlt, 
nach dessen Rechtsvorschriften der höchste Leistungssatz vorgesehen ist. 
Bezüglich beitragsunabhängiger besonderer Leistungen wird festgehalten, dass solche 
Leistungen gleichzeitig der Sozialhilfe und der sozialen Sicherheit angehören und nicht dem 
Ausfuhrzwang unterliegen. 
 
 
III. 4. Verordnung (EG) 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit384 
 
                                                          
384 Amtsblatt L 166 vom 29. April 2004. 
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III. 4. 1. Chronologische Entwicklung385 
Am 21. Dezember 1998 legte die Kommission ihren Änderungsvorschlag vor, am 27. Jänner 
2000 erfolgte die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses, dann folgte das 
Verfahren gemäß Art 251 EG: am 3. September 2003 erfolgte die Stellungsnahme des 
Europäischen Parlaments, am 26. Jänner 2004 folgte der Gemeinsame Standpunkt des Rates, 
am 20. April 2004 folgte der Standpunkt des Europäischen Parlaments, am 26. April 2004 
kam der Beschluss des Rates zustande und am 29. April 2004 wurde die VO im Amtsblatt 
veröffentlicht. 
 
III. 4. 2. Hintergründe386 
Der Vorschlag ist weitaus kürzer als der Text der VO 1408/71. Die Begriffe, Vorschriften und 
Verfahren wurden rationalisiert und es erfolgte auch eine sprachliche Vereinfachung.  
Als Grund für die Neuerung der bestehenden VO 1408/71 wurde insbesonders angeführt,387 
dass diese VO mehrfach geändert und aktualisiert wurde, um nicht nur den Entwicklungen auf 
Gemeinschaftsebene, einschließlich der Urteile des Gerichtshofes, sondern auch den 
Änderungen der Rechtsvorschriften auf nationaler Ebene Rechnung zu tragen. Diese Faktoren 
haben dazu beigetragen, dass die gemeinschaftlichen Koordinierungsregeln komplex und 
umfangreich geworden sind.  
Zur Erreichung des Ziels des freien Personenverkehrs sei es daher von wesentlicher 
Bedeutung, diese Vorschriften zu ersetzen und dabei gleichzeitig zu aktualisieren und zu 
vereinfachen.  
Weiters sei notwendig, die Eigenheiten der nationalen Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit zu berücksichtigen und nur eine Koordinierungsregelung vorzusehen. Es sei 
erforderlich, bei dieser Koordinierung innerhalb der Gemeinschaft sicherzustellen, dass die 
betreffenden Personen nach den verschiedenen nationalen Rechtsvorschriften gleich 
behandelt werden. 
Folgende wesentliche Änderungen sind anzuführen: 
• Eine Erweiterung des persönlichen Anwendungsbereichs im Sinne einer Ausdehnung 
der Bestimmungen auf alle Personen, die von den Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit eines Mitgliedstaates erfasst sind, im Gegensatz zu der früheren Rechtslage, 
nach der grundsätzlich nur die erwerbstätige Bevölkerung erfasst war.  
• Eine Erweiterung des sachlichen Geltungsbereichs im Sinne einer Ausdehnung der 
Liste der von der Koordinierungsregelung erfassten Zweige der sozialen Sicherheit, 
damit neue Leistungsarten einbezogen werden (z. B. Vorruhestandsleistungen). 
Außerdem werden im einleitenden Teil der VO 883/2004 unter der Auflistung der in 
Erwägung gezogenen Gründe allgemeine Grundsätze aufgeführt. 
 
III. 4. 3. Änderungen der allgemeinen Vorschriften 
Im Bereich der allgemeinen Vorschriften wurden die Begriffsbestimmungen im Art 1 VO 
883/2004 gegenüber der VO 1408/71 sowohl ausgedehnt, aber auch vereinfacht, zB wurde die 
Unterscheidung in Arbeitnehmer und Selbständige fallen gelassen und es ist nunmehr von 
„Beschäftigung“ (lit a), „selbständiger Erwerbstätigkeit“ (lit b) und „Versichertem“ (lit c) die 
Rede.  
 
III. 4. 4. 1. Persönlicher Geltungsbereich 
Der persönliche Geltungsbereich (Art 2 VO 883/2004) wurde gegenüber der VO 1408/71 
erweitert und umfasst nunmehr alle Personen, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates, 
Staatenlose und Flüchtlinge mit Wohnort in einem Mitgliedstaat sind, für die die 
                                                          
385 Siehe dazu unter http://europa.eu.int/eur-lex/de/refdoc/L_166/L_2004166DE_1.pdf. 
386 Siehe dazu unter http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10521.htm. 
387 Siehe Punkt 3, 4, und 5 der erwogenen Gründe in der VO 883/2004. 
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Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, sowie für deren 
Familienangehörigen und Hinterbliebenen. Dadurch werden auch nichterwerbstätige 
Versicherte in den Geltungsbereich einbezogen. Das macht vor allem in einem 
Wohnortsystem einen großen Unterscheid zur bisherigen Rechtslage, da nunmehr alle 
Einwohner erfasst sind. Die Einbeziehung von Drittstaatsangehörigen stützt sich mangels 
Kompetenz zur Einbeziehung auf Grundlage des Art 42 EG388 weiterhin auf die VO 
859/2003). 
Da nicht mehr auf die Erwerbstätigkeit abgestellt wird, sondern nur darauf, dass Schutz gegen 
ein von der VO erfasstes Risiko besteht, wäre es möglich, dass somit nun auch Systeme unter 
die VO fallen, die nach nationaler Sichtweise nicht unter soziale Sicherheit subsumierbar 
sind.389 
 
III. 4. 4. 2. Sachlicher Geltungsbereich 
Der sachliche Geltungsbereich (Art 3 VO 883/2004) hat gegenüber der VO 1408/71 keine 
besondere Ausweitung erfahren. Umfasst sind alle klassischen Zweige der sozialen 
Sicherheit, also Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter, Leistungen an Hinterbliebene, 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, Sterbegeld, Leistungen bei Arbeitslosigkeit und 
Familienleistungen. Neu hinzugekommen sind neben den Leistungen bei Mutterschaft auch 
gleichgestellte Leistungen bei Vaterschaft und Vorruhestandsleistungen.  
Eine Einbeziehung der Dienstleistungsfreiheit unter die Leistungen bei Krankheit konnte nach 
wie vor nicht erreicht werden.390 
 
III. 4. 4. 3. Sonstige 
Neu gefasst, im Sinne einer Vereinfachung, sind der Art 4 VO 883/2004, der die 
Gleichbehandlung festlegt, Art 6 VO 883/2004, der eine einheitliche Vorschrift betreffend die 
Zusammenrechnung der Zeiten vorsieht,391 und der Art 7 VO 883/2004, der die Aufhebung 
von Wohnortklauseln gebietet. Neu eingeführt wurde der Art 5 VO 883/2004, der die 
Gleichstellung von Leistungen, Einkünften, Sachverhalten oder Ereignissen normiert. 
Bezüglich der Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften (Art 11 bis 16 VO 
883/2004) ist im Falle von Gesetzeskollisionen vorgesehen, dass die betreffende Person in 
dem Mitgliedstaat versichert ist, in dem sie eine Beschäftigung ausübt (lex loci laboris), 
wohingegen für Personen, die keine Beschäftigung (mehr) ausüben, die Rechtsvorschriften 
des Wohnstaates gelten.392 Darüber hinaus gelten für Entsandte Sonderregelungen (im 
Gegensatz zur VO 1408/71 erfolgt bei der Weitergeltung der Rechtsvorschriften im Falle 
einer Entsendung eine Erhöhung von 12 auf 24 Monate). 
 
III. 4. 5. Änderungen der besonderen Vorschriften 
III. 4. 5. 1. Krankheit und Mutterschaft/Vaterschaft393 
Die besonderen Vorschriften für die einzelnen Leistungsarten sehen im Fall von Krankheit 
und Mutterschaft vor, dass eine Person (und ihre Familienangehörigen), die in einem 
                                                          
388 EuGH …, Khalil. 
389 Vgl. zu dieser Problematik vor allem in Hinsicht auf Österreich Spiegel, Die neue europäische 
Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU (2005) 18 ff. 
390 Näheres dazu bei Spiegel, Die neue europäische Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue 
Sozialrecht der EU (2005) 21 f. 
391 Genauere Ausführungen dazu, insbesondere in Hinblick auf das Zusammenwirken dieser Vorschrift mit der 
Sachverhaltsgleichstellung in Art 5 VO 883/2004 und daraus für Österreich resultierende Konsequenzen siehe 
bei Spiegel, Die neue europäische Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU 
(2005) 31 ff. 
392 Zur Ausweitung der Zuständigkeit des Wohnstaates Spiegel, Die neue europäische Sozialrechtskoordinierung, 
in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU (2005) 33 f. 
393 Nunmehr Titel III Kapitel I (Art 17 bis 35). 
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Mitgliedstaat versichert ist und in einem anderen Mitgliedstaat wohnt, Anspruch auf 
Sachleistungen vom Wohnmitgliedstaat hat; dass eine versicherte Person, die sich aus 
irgendeinem Grund im zuständigen Staat aufhält, mit vollem Recht Sachleistungen in diesem 
Staat in Anspruch nehmen kann; dass eine versicherte Person, die sich in einem anderen 
Mitgliedstaat aufhält als dem Staat, in dem sie versichert ist oder in dem sie wohnt, Anspruch 
auf dringende Sachleistungen vom Aufenthaltsstaat hat und dass ein Versicherter, der sich zur 
Inanspruchnahme von Sachleistungen in einen anderen Mitgliedstaat begibt, die 
Genehmigung des zuständigen Trägers einholen muss; Geldleistungen werden von dem Staat 
gezahlt, in dem die Mitgliedschaft besteht; weiters gelten für Rentenantragsteller, Rentner und 
deren Familienangehörige besondere Bestimmungen. Insofern wurde an der Rechtslage nichts 
geändert, es gilt weiterhin das Prinzip der Leistungsaushilfe mit Kostenerstattung im Bereich 
der Sachleistungen und die grundsätzliche Erbringung der Geldleistungen durch den 
zuständigen Träger. 
Eine Neuerung gegenüber der VO 1408/71 stellt die Einbeziehung der Pflegebedürftigkeit in 
den Anwendungsbereich der VO als Leistungen bei Krankheit dar.394 Dieser Artikel 
verhindert auch eine ungerechtfertigte Kumulierung von Pflegegeld- und -sachleistungen, die 
zu Lasten ein und desselben Staates gehen würden.  
 
III. 4. 5. 2. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten395 
Die Bestimmungen für Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft gelten für Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten entsprechend. Art 37 VO 883/2004 behandelt die 
Kosten für den Transport des Verunglückten. 
 
III. 4. 5. 3. Sterbegeld396 
Gegenüber der VO 1408/71 erfolgten keine Neuerungen. 
 
III. 4. 5. 4. Invalidität397 
Es erfolgte keine Änderung der Rechtslage. Bei ausschließlicher Versicherung in einem 
System des Typs A ist ausschließlich der zuletzt zuständige Träger zuständig. Bei 
Zugehörigkeit zu Typ B oder A und B erfolgt die Berechnung der Rente analog zur 
Berechnung der Alters- und Hinterbliebenenrente mit anteiliger Tragung der Kosten. 
 
III. 4. 5. 5. Alters- und Hinterbliebenenrente398 
Auch im Bereich der Alters- und Hinterbliebenenrente erfolgten keine wesentlichen 
Änderungen. Die Berechnung der Rente erfolgt weiterhin nach dem pro-rata-temporis-
Prinzip, wobei wiederum zuerst die autonome Leistung zu ermitteln ist und sodann der 
theoretische und der tatsächliche Betrag und letztendlich der jeweils höchste Betrag zu zahlen 
ist. 
 
III. 4. 5. 6. Arbeitslosigkeit399 
Es gibt keine besondere Behandlung von Grenzgängern und Beamten mehr und bei den 
zusammenzurechnenden Zeiten sind nun auch neben Versicherungs- und 
Beschäftigungszeiten Zeiten einer selbständigen Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen, sonst 
erfolgten keine wesentlichen Veränderungen der Rechtslage. Dem Arbeitslosen steht es 
                                                          
394 Art 34 VO 883/2004. Zur Problematik der Abgrenzung solcher Pflegeleistungen von als beitragsunabhängige 
Sonderleistungen zu qualifizierenden Leistungen zum Schutz Behinderter siehe Spiegel, Die neue europäische 
Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU (2005) 24 f. 
395 Nunmehr Titel III Kapitel II (Art 36 bis 41). 
396 Nunmehr Titel III Kapitel 3 (Art 42 bis 43). 
397 Nunmehr Titel III Kapitel 4 (Art 44 bis 49). 
398 Nunmehr Titel III Kapitel 5 (Art 50 bis 60). 
399 Nunmehr Titel III Kapitel 6 (Art 61 bis 65). 
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weiterhin unter bestimmten Voraussetzungen offen, sich unter Aufrechterhaltung des 
Leistungsanspruchs in andere Mitgliedstaaten zu begeben. 
 
III. 4. 5. 7. Vorruhestand400 
Diese bisher ungeregelte Leistungskategorie erfasst Leistungen, die nicht Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit und auch keine vorgezogenen Leistungen bei Alter sind.401 
Die Besonderheit im Bereich der Regelung über die Vorruhestandleistungen besteht darin, 
dass diese zwar nunmehr in den Anwendungsbereich der VO einbezogen sind, jedoch für die 
Berechnung und Gewährung der Leistung keine Zusammenrechnung sämtlicher in allen 
Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit und somit keine Gleichstellung dieser Zeiten mit im jeweiligen 
nationalen System zurückgelegten Zeiten erfolgen soll. 
 
III. 4. 5. 8. Familienleistungen402 
Die Bestimmungen betreffend Familienleistungen wurden insofern verändert als die 
Unterscheidung in verschiedene Personengruppen (Studierende, Arbeitslose, Arbeitnehmer 
und Selbständige) aufgegeben wurde und nur mehr festgelegt wird, dass dem Berechtigten 
auch für in einem anderen Mitgliedstaat wohnende Familienangehörige Leistungen zustehen; 
weiters wurden detaillierte Regelungen der Prioritäten bei Zusammentreffen von Ansprüchen 
getroffen, die bestimmen, welche Rechtsordnung zur Anwendung kommt und wie viel der 
jeweilige Träger leisten muss. Außerdem gibt es keinen eigenen Abschnitt über Leistungen 
für unterhaltsberechtigte Kinder von Rentnern und für Waisen mehr, sondern dieser Bereich 
der sozialen Sicherheit wurde in den der Familienleistungen eingegliedert. 
Da für Kindererziehungsleistungen kein eigenes Koordinierungsregime eingeführt wurde, 
sind diese unter Familienleistungen zu subsumieren.403  
 
III. 4. 6. Sonstige Änderungen 
III. 4. 6. 1. Besondere beitragsunabhängige Geldleistungen404 
Eine markante Änderung stellt die Umbenennung der „beitragsunabhängigen 
Sonderleistungen“ in „beitragsunabhängige Geldleistungen“ und die Erfassung solcher 
Leistungen in einem einzigen Artikel, Art 70 VO 883/2004, dar. Damit einhergehend wurde 
auch eine Definition dieses Begriffes in den Absätzen 1 und 2 eingeführt.405 Außerdem 
normieren die Abs 3 und 4 nunmehr generell, dass in diesem Bereich der sozialen Sicherheit 
Wohnortklauseln im Gegensatz zur generellen Regelung nicht aufgehoben sind und derartige 
Leistungen ausschließlich im Wohnstaat nach dessen Rechtsvorschriften und zu Lasten des 
Trägers des Wohnortes gewährt werden, was eine Ausnahme vom allgemeinen Exportgebot 
bedeutet. 
 
III. 4. 6. 2. Sachverhaltsgleichstellung 
Diese neu eingeführte Bestimmung gebietet eine umfassende Gleichstellung sämtlicher 
Sachverhaltselemente, unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat sie verwirklicht wurden. 
Vor allem lit b dieser Vorschrift kann eine enorme Wirkung entfalten, wenn sie als Verbot 
jeglicher Begrenzungen der nationalen Gesetzgebung auf inländische Sachverhalte 
                                                          
400 Titel III Kapitel 7 (Art 66). 
401 Zur Frage, ob und welche solcher Leistungen in Österreich vorhanden sind siehe Spiegel, Die neue 
europäische Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU (2005) 22 f. 
402 Nunmehr Titel III Kapitel 8 (Art 67 bis 69).  
403 Näheres dazu und zu den sich daraus ergebenden Schwierigkeiten bei Spiegel, Die neue europäische 
Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU (2005) 26. 
404 Titel III Kapitel 9 (Art 70). 
405 Leistungen zum besonderen Schutz Behinderter werden weiterhin als beitragsunabhängige Sonderleistungen 
aufgelistet.  
 73
interpretiert wird. In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf das Zusammenspiel mit dem 
Diskriminierungsverbot und die dazu einschlägige Judikatur des EuGH zu verweisen.406 
 
III. 4. 6. 3. Übrige Bestimmungen 
In den restlichen Kapiteln (Verwaltungskommission und beratender Ausschuss,407 
Verschiedene Bestimmungen,408 Übergangs- und Schlussbestimmungen409) kam es zu keiner 
gravierenden Änderung der Rechtslage. 
                                                          
406 Zur Judikatur des EuGH siehe weiter oben. Zu den möglichen Auswirkungen dieser neuen Regelung siehe 
Spiegel, Die neue europäische Sozialrechtskoordinierung, in Marhold (Hrsg), Das neue Sozialrecht der EU 
(2005) 29 ff. 
407 Titel IV (Art 71 bis 75). 
408 Titel V (Art 76 bis 86). 
409 Titel VI (Art 87 bis 91). 
